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Aus der Redaktion

Aus der Redaktion

Unsere Welt“ ist das Thema dieses Heftes. CuS 4/2007 hatte das Thema „Eine
Welt“ zuletzt behandelt. „Die Menschenrechte sind ein Geschenk Gottes! Das
haben die Kirchen 1990 auf der ökumenischen Weltversammlung für Gerechtig-

keit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung in Seoul klar formuliert“, sagte Landes-
bischöfin Dr. Margot Käßmann auf dem Kirchentag in Bremen. Ihre Worte schließen alle
ein, die für Menschenrechte kämpfen und leiden, im Augenblick die Menschen im Iran
und in Honduras. Ihre Predigt leitet unser
Heft ein. Was wir für die Welt fordern, müssen
wir natürlich in unserem Land mit Nachdruck
einklagen. Radio Herford meldete am
4.12.2008: „Der Pfarrer der Herforder Emmaus-
Kirchengemeindemuss sich heute vor dem Her-
forder Amtsgericht verantworten. Ihm wird
unter anderem Widerstand gegen die Staats-
gewalt vorgeworfen. Der Pastor war dabei,
als am 30. Juni 2007 in Herford gut 2500 Men-
schen gegen Rechts auf die Straße gingen. Er
soll sich bei dieser Anti-Nazi-Demonstra tion
bewusst vor ein Polizeiauto geworfen haben,
um es am Weiterfahren zu hindern. Außerdem
wird ihm vorgeworfen, eine kurdische Frau
beim illegalen Aufenthalt in Deutschland unterstützt zu haben. Die Frau hatte sich
verlobt, um ein Aufenthaltsrecht zu bekommen. Durch Hilfe des Herforder Pfarrers
leben die Kinder bereits rechtmäßig in Herford.“ Während Pastor Berthold Keunecke be-
züglich der Vorwürfe zu seinem Verhalten bei der Demonstration vollständig entlastet
wurde, wurde er, gemäß den Ausführungen der Staatsanwältin, vom Amtsrichter wegen
Beihilfe zu illegalem Aufenthalt zu einer Geldstrafe verurteilt. In einem Leserbrief an
die Neue Westfälische habe ich deshalb geschrieben: „Nächstenliebe ist ehrenwert, nicht
strafbar. Pfarrer Berthold Keunecke weiß: ‚Niemand verhungert gern.‘ Und Kinder
dürfen etwas lernen. Deshalb hat er einer kurdischen Asyl suchenden Frau mit zwei
Töchtern Unterkunft und Nahrung gegeben, den Kindern den Schulbesuch ermöglicht
und sie vor Abschiebung mit möglichen Folgen wie Folter oder Tod geschützt. Seine Ver-
urteilung zu einer Geldstrafe folgt dem Buchstaben des (Ausländer)-Gesetzes, wider-
spricht aber dem Geist unseres Grundgesetzes mit seinen Grundrechten zum Schutz
des Menschen, der ‚Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit‘ hat (Art.2.2). Ver-
teidiger unseres Grundgesetzes ist hier in Wirklichkeit der vom Gericht Verurteilte. Wer
die Grundrechte antastet, will in Wirklichkeit einen anderen Staat. Der juristische Trick,
die Grundrechte zu isolieren, ihnen dann nachgeordnete Gesetzes-Bestimmungen vor-
anzustellen, führt geradewegs in sublimer und gefährlicher Weise in die Verfassungs-
feindlichkeit, wie bereits der Theologe Helmut Gollwitzer, dessen 100. Geburtstags wir
am 29.12.2008 gedenken, dargelegt hat. Pfarrer Keunecke und seinem Rechtsanwalt Se-

V.l.: Helmut Pfaff, Friedrich Wilhelm
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bastian Nickel ist die Verteidigung der Werte unseres Grundgesetzes zu danken. Keines-
wegs verlangt die Kirche Sonderrechte, wie Richter und Staatsanwältin meinten. Vielmehr
mahnt die Kirche die Politik zu einer humaneren Umsetzung des Bleiberechts für Flücht-
linge, vgl. die Erklärung der westfälischen Synode vom 13.11.2008.“
Am 14. Mai 1948 verlas David Ben Gurion die Unabhängigkeitserklärung Israels unter

dem Portrait von Theodor Herzl, dem Begründer der zionistischen Bewegung. Die
Kriege gegen seine arabischen Nachbarn hat Israel gewonnen, aber den Frieden verloren.
(Zur Resolution des BRSD über die Eskalation des Krieges im Nahen Osten vom 9.1.2009
vgl. CuS 1/2009). Es ist zu hoffen, dass Barack Obama, Präsident der USA, die Kontra-
henten wieder zu Friedensverhandlungen bewegen kann. In unserm Land können wir
jetzt nur Institutionen stärken, die bisher schon wie Oasen in der Wüste des Hasses
Leben ermöglichten. Mein Bericht über das Kinderheim Neve Hanna bezieht sich auf
einen Vortrag seines Leiters David Weger am 12. Februar 2009 im Frühherrenhaus Herford.
Kinder, die als Sozialwaisen selbst der Hilfe bedürfen, werden zu Botschaftern des Frie-
dens durch ihre Kontakte zu arabischen Beduinenfamilien. Als erfolgreiche Bäcker und
Bäckerinnen haben sie ihr kleines Einkommen und können noch arme Familien beschen-
ken. 
Franz Segbers war fast zwei Monate zu Gastvorlesungen auf den Philippinen. Er lenkt

den Blick auf ein Land, das nahezu ganz aus der öffentlichen Berichterstattung ver-
schwunden ist. Er schreibt: „Es ist ein Land, das von dem wirtschaftlichen Aufschwung
der umgebenden ‚Tiger-Staaten‘ abgehängt ist. Die USA hatten die Philippinen zur ‚Zwei-
ten Front‘ im Kampf gegen den Terrorismus erklärt. Der Druck und die Verfolgung von
Menschenrechts-Aktivisten sind immens. Bis in unsere Tage reicht die Spur, dass Kir-
chenleute,  Gewerkschafter und Menschenrechtsaktivisten umgebracht werden.  Die Ar-
beitsbedingungen in den Exportproduktions-Zonen, wo unsere billigen T-Shirts oder
Elektronikprodukte hergestellt werden – sind menschenverachtend. Die Kirchen – die
meisten wenigstens – leisten Widerstand und zahlen dafür einen hohen Preis!“ 
Am 1.1.2009 beging Kuba den 50. Jahrestag seiner Revolution. Auch wenn westliche

Medien häufig ein anderes Bild vermitteln, unter EntwicklungsexpertInnen ist unbestrit-
ten: In Cuba (spanische Schreibweise), dem einstigen Armenhaus, in dem der von den
USA unterstützte Diktator Fulgencio Batista grausam wütete – ca. 20 000 Menschen wur-
den ermordet – wurden nach der Revolution vor 50 Jahren große soziale Fortschritte
möglich. Weltweit anerkannt ist die freie, kostenlose Bildung ebenso wie die flächen-
deckende, präventiv orientierte Gesundheitsversorgung. Das ist ohne Beispiel unter den
früher so genannten Ländern der Dritten Welt. Cubas soziales Netz insgesamt ist von So-
lidarität geprägt, ebenso seine medizinischen Hilfen für arme Länder. Gerardo Peñalver
ist Botschafter Cubas in Deutschland. Die diplomatischen Beziehungen zwischen beiden
Staaten wurden am 22. Juli 1953 hergestellt, am 15. Januar 1963 aufgrund der Anwendung
der Hallstein-Doktrin von Seiten der Regierung der BRD abgebrochen und am 18. Januar
1975 wiederhergestellt. Gerardo Peñalver Portal stellt uns die Errungenschaften der Revo-
lution wie auch die „Mühen der Ebene“ vor. Vor dem Hintergrund der aktuellen kapita-
listischen Krise mit Börsenspekulation, Shareholder-Gier, Privatisierung der Sozialdienste,
Umweltzerstörung und Verarmung breiter Bevölkerungsschichten suchen – nicht nur

4 CuS 2–3/09

Christ und Sozialist / Christin und Sozialistin



Aus der Redaktion

in der so genannten Dritten Welt – immer mehr Menschen nach Alternativen zum Kapi-
talismus und schauen auf Cuba als eine Alternative.
In Nicaragua hatte die Revolution vom 19. Juli 1979 die Herrschaft des grausamen Dik-

tators Anastasio Somoza – ihm gehörte ein Drittel des landwirtschaftlich genutzten Bo-
dens, und er ließ viele Oppositionelle ermorden – beendet. Aber von 1990–2006 hatten
die Konservativen den revolutionären Prozess unterbrochen. Udo Fleiges Bericht berichtet
über den Preis, den Daniel Ortega für die Rückkehr an die Macht gezahlt hat. Er hatte
ein Abkommen mit dem konservativen ehemaligen Präsidenten Arnoldo Alemán ge-
schlossen, das zuerst beiden Seiten nutzte und ihm jetzt ermöglicht, als „caudillo“ Refor-
men von oben durchzusetzen.
Drei Monate vor seinem Tod am 5. März 2005 hatte Heinz Röhr, Prof. für Kirchen- und

Religionsgeschichte, lange Zeit stellvertretender Vorsitzender des BRSD, mir seinen Ar-
tikel „Humanistische Elemente im Islam und Buddhismus“ mit der Bitte um Veröffentli-
chung anvertraut. Der erste Teil war in CuS 1/2009 erschienen. Der 2. Teil folgt in diesem
Heft.
Am 3. und 4. April 2009 fand in Straßburg und Baden-Baden der Jubiläumsgipfel der

NATO statt. Aus diesem Anlass waren auch Gegenveranstaltungen von der Friedensbe-
wegung und anderen sozialen Bewegungen geplant. Bertold Scharf, Vorstandsmitglied
des BRSD, hat teilgenommen und berichtet.
Für den Aufruf gegen die „Unternehmer-Denkschrift“ der EKD haben die Initiatoren

1.100 Unterschriften gesammelt, sagte Franz Segbers dem Evangelischen Pressedienst.
In CuS 4/2008 ist der Aufruf zum Widerspruch von Ulrich Duchrow, Franz Segbers,
Siegfried Katterle und anderen Erstunterzeichnern, ebenso die kritische Beitrag von
Detlef Hensche, zu lesen. In diesem Heft ist nun das Ökumenische Netz Rhein, Mosel, Saar
vertreten. Es hat eine gründliche Analyse über die Anpassung an den neoliberalen Zeit-
geist vorgelegt und das idealistisch-ideologische Bild von der Gesellschaft kritisiert.
Drei Lebensbilder sehen wir. Am 4. März 2009 haben wir im engsten Familien- und

Freundeskreis Wolfgang Schweitzer zu Grabe getragen. Sein Leben war der Ökumene ge-
widmet. Er stand für Verständigung und Versöhnung zwischen den früher verfeindeten
Völkern im Osten und Westen. „Die Kirche ist nur Kirche, wenn sie für andere da ist“,
darin stimmte er mit Dietrich Bonhoeffer überein. (CuS 1/1981, S. 35). Dr. Ulrich Peter,
Verfasser zahlreicher Studien zur Geschichte des religiösen Sozialismus, ehemals Vor-
standsmitglied und Schriftleiter von CuS, hat über das Leben von Helmut Gollwitzer ge-
schrieben. In Heft 4/2008 hatten wir des 100. Geburtstags von Helmut Gollwitzer gedacht.
Mit einem Lebensbild von Dorothee Sölle, deren Geburtstag sich am 30. September 2009
zum achtzigsten Mal jährt, endet der zweite Teil des Vortrags, den Ulrich Peter in der
Fachhochschule des Rauhen Hauses Hamburg gehalten hat.
Dom Hélder, mit vollem Namen Hélder Pessôa Câmara, von 1964 bis 1985 Erzbischof

von Olinda und Recife in Brasilien, wäre dies Jahr im Februar 100 Jahre alt geworden.
Ein Dom-Hélder-Brevier zeigt uns Friedrich W. Bargheer. 
In die Welt der Inseln im Pazifik führt uns die Rezension des Jahrbuchs 2008 des Evan-

gelischen Missionswerks, die Jürgen Schübelin geschrieben hat. 20 000 Inseln sind bedroht
durch die Gefahren des Klimawandels.
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„Die Zeichen der Zeit werden im Licht des Evangeliums gedeutet“, wenn sie „den un-
sichtbaren Glauben an Gott anschaulich werden lässt im sichtbaren Engagement für soziale
Gerechtigkeit und gegen ungerechte Machtverhältnisse.“ So würdigt Friedhelm Hengsbach
die Betriebsseelsorge, für die unser Bundesfreund Paul Schobel steht. Wieland Zademach kann
uns in das Gespräch von Hartmut Zweigle und Rolf Siedlermit Paul Schobel einbeziehen.
Eine Pressemeldung des Diakonischen Werks erinnert an die schlimme Ausplünderung

des Kongo, an der nicht nur Nachbarn in Afrika, sondern auch Europäer schuldig gewor-
den sind.
Bundesnachrichten: An unseren Erlebnissen auf dem Kirchentag in Bremen lässt den Le-

serkreis Norbert Voß, Mitglied des Vorstands, teilhaben.
Oft wurden wir gefragt, warum wir meinen, dass Christentum und Sozialismus zu-

sammen passen. Wir stellten diesmal gleich die Gegenfrage: Warum Christentum und
Kapitalismus zusammen gehen sollten und wiesen auf die so genannte Finanzkrise hin.
Karl Barth und Helmut Gollwitzer haben die Frage sehr klar beantwortet:
„Ein wirklicher Christ muss Sozialist werden (wenn er mit der Reformation des Christentums
Ernst machen will). Ein wirklicher Sozialist muss Christ sein (wenn ihm an der Reformation des
Sozialismus gelegen ist).“Karl Barth am 14.12.1815 in einem Vortrag vor dem Grütliverein
(einer Gruppe in der schweizerischen Sozialdemokratie) in Zofingen/Schweiz.
„Für den jungen Pfarrer des Industriedorfes Safenwil bedürfen also Christentum wie Sozialismus
dringend einer Reformation. Die Zeitereignisse haben ihm das deutlich gemacht, insbesondere
der Beginn des Ersten Weltkrieges. Seine theologischen Lehrer in Deutschland verfielen dem na-
tionalen Wahn, und die christlichen Kirchen Europas sagten ja zu der Massenschlächterei. Die
sozialistischen Parteien bewilligten die Kriegskredite und waren in allen europäischen Vaterländern
stolz darauf, dass, wie der Nürnberger Arbeiterdichter Karl Bröger das Vaterland ansang, ‚dein
ärmster Sohn auch dein treuster war‘. Diese doppelte Reformation versprach sich Barth davon,
dass Christen Sozialisten und die Sozialisten Christen werden.“ Helmut Gollwitzer über Karl
Barth in: Muss ein Christ Sozialist sein? Jenseits vom Nullpunkt? Christsein im westlichen
Deutschland. Bischof D. Kurt Scharf zum 70. Geburtstag am 21. Oktober 1972, Hg. Rudolf
Weckerling in Verbindung mit Günter Brakelmann, und anderen, S. 151-169, S. 164/165
Pfarrer Jürgen Klute ist für die Partei „Die Linke“ als Abgeordneter im Europa-Parlament

gewählt worden. Er stand auf Platz sechs, acht Abgeordnete kann die Linke ins Parlament
schicken. Herzlich gratulieren wir unserm Autor und wünschen ihm Gottes Segen für
seine Arbeit. 
Unserm Bundesfreund Otto Schupp gratulieren wir recht herzlich zum Jubiläum

‚50 Jahre Weihe bei der Alt-Katholischen Kirche‘ und zum Dienst-Jubiläum ‚40 Jahre Diako-
nie – Beauftragung bei der Alt-Katholischen Gemeinde Schwäbisch Gmünd‘. Auch für den
Mieterbund und die SPD am Ort hat er sich eingesetzt. Wir wünschen ihm Gottes Segen. 
Am 17. September 2007 meldete Radio Bielefeld: Dr. Klaus Kreppel bekam das Bundes-

verdienstkreuz für sein Engagement für die Bielefelder Städtepartnerschaft mit Nahariya.
K. Kreppel sei der Initiator und der Motor der Partnerschaft mit der israelischen Klein-
stadt, sagte Oberbürgermeister Eberhard David in seiner Laudatio. Auch den Ehrenbrief
der Stadt Nahariya hat Klaus Kreppel bekommen. Herzlich möchten wir unserem ehe-
maligen Vorstandsmitglied und Schriftleiter von CuS nachträglich noch gratulieren. 

Reinhard Gaede  
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Von Margot Käßmann

Liebe Gemeinde,
ja, da wohnt ein Sehnen tief in uns. Ein
Sehnen, dass die Menschenrechte weltweit
endlich nicht mehr nur auf dem Papier ste-
hen, sondern mit Leben erfüllt werden.
Dass nicht mehr Frauen gesteinigt werden,
weil sie außerehelichen Sex hatten. Dass
nicht länger Männer brutal verhaftet wer-
den, weil sie gegen ein Staudammprojekt
und die Zerstörung ihrer Heimat demon-
strieren. Dass nicht länger in Gefängnissen
demokratischer Staaten gefoltert wird und
Flüchtlinge gedemütigt werden mit Lebens-
mittelscheinen und Abschiebedrohung.
Dass nicht länger Kinder brutal verge -
waltigt und missbraucht werden, weil an-
dere damit Geld verdienen. Dass endlich,
endlich alle Menschen in der Welt mit
Würde behandelt werden, das ist unser
Seh nen, das ist unsere Hoffnung.
Die Menschenrechte sind ein Geschenk

Gottes! Das haben die Kirchen 1990 auf der
ökumenischen Weltversammlung für Ge-
rechtigkeit, Frieden und die Bewahrung
der Schöpfung in Seoul klar formuliert.
Können aber die Kirchen das so klar sagen?
Sie waren doch mitverantwortlich für
schlimmste Menschenrechtsverletzungen
etwa durch Hexenverfolgung und Inquisi-
tion. Wie lange wurde Rassismus christlich
legitimiert! War nicht Antisemitismus von
Anfang an Teil des Christentums?
Ja, unsere Kirchen sind immer wieder in

die Irre gegangen, bis sie endlich glasklar
gesagt haben: Jeder Mensch ist Gottes Eben-
bild, hat das gleiche Recht auf Unver -
sehrtheit. Das genau ist der biblische

Grundsatz, das entdecken wir in der Schöp -
fungsgeschichte wie in der Verkündigung
von Jesus Christus. Diesen Grundsatz for-
muliert auch schon der Apostel Paulus, als
er im Gespräch ist mit einem so ge nannten
Heiden, dem Hauptmann Kornelius. Die
Apostelgeschichte erzählt, dass er dabei
sagte: „Nun erfahre ich die Wahrheit, dass
Gott die Person nicht ansieht, son dern in
jedem Volk, wer ihn fürchtet und recht tut,
der ist ihm angenehm.“ (Apg. 10, 34f.) Für
Paulus ist das eine ungeheure Horizonter-
weiterung: Es geht nicht um die Per son,
nicht um Kultur, Rasse, Nation, Geschlecht.
Es geht um jeden Menschen. Pau lus ver-
steht als Jude Schritt für Schritt, dass Jesus
Christus den Glauben öffnet für alle Men-
schen über die Grenzen des Volkes Israel
hinweg. Ja, hier geht es zualler erst um die-
jenigen, die Gott fürchten. Das soll heißen,
die Gott respektieren, und das bedeutet zu-
allererst: ihr Leben verantworten vor Gott.
Menschen, die sich nicht selbst bereichern
oder einfach nur „dem System“ dienen,
sondern die ihrem Gewis sen folgen, Re-
chenschaft abgeben für ihr Handeln und
Reden. Menschen, die so leben, dass wir
Gott „angenehm“ sind, wie Luther über-
setzt, das heißt vor allem, so Paulus: Recht
tun. Richtig handeln, so handeln, dass die
Rechte der anderen respek tiert werden.
Aber können wir christliche oder auch

westliche Menschenrechte verallgemei-
nern? Ist das nicht auch eine Art religiöse
oder kulturelle Diktatur? Gehört nicht auch
zur Integration, dass andere Rechtsvorstel-
lungen respektiert werden?
Der jüngst vom Erzbischof von Canter-

bury vorgebrachte Vorschlag, Teile der

Mut schafft Leben

Predigt*

Mut schafft Leben
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Scharia in das britische Rechtssystem ein-
zuführen, hat mich dabei völlig fassungslos
ge macht. Rowan Douglas Williams sagte:
„Es scheint unvermeidlich, und faktisch ist
es ja auch schon so, dass bestimmte Bedin-
gungen der Scharia in unserer Gesellschaft
und unter un serem Gesetz anerkannt sind“.
Gerade im Familienrecht, an das er denkt,
hat das fatale Folgen für die Unversehrtheit
und Freiheit von Frauen, die in westlichen
De mokratien bitter erkämpft wurde. Dass
es auch in Deutschland solche Ideen gibt,
zeigte sich im vergangenen Jahr, als eine
Mutter von zwei kleinen Kindern sich von
ihrem sie brutal schlagenden Ehemann
trennen wollte und einen Antrag auf vor-
zeiti ge Scheidung wegen Gewalt und
Morddrohungen stellte. Unter Hinweis auf
den Ko ran lehnte die Richterin das vorzei-
tige Scheidungsgesuch ab. „Die Ausübung
des Züchtigungsrechts begründet keine un-
zumutbare Härte.“ Man müsse schließlich
be rücksichtigen, dass beide Ehepartner aus
dem marokkanischen Kulturkreis stam -
men.
Hier müssen wir als Kirchen wachsam

sein in der Gesellschaft, wenn die Gleich-
heit von Mann und Frau, ja die Menschen-
würde, unter dem Deckmantel kultureller
Ge wohnheiten in Frage gestellt werden.
Der Verfassungsgrundsatz „Mann und
Frau sind gleichberechtigt“ stimmt für uns
überein mit dem biblischen Verständnis,
dass Gott Mann und Frau zum Bilde
Gottes schuf. Dabei sind politische, kultu-
relle und religiöse Fragen zu diskutieren.
Ich wünsche mir in unserem Land ein Be-
wusstsein für das hohe Gut der Freiheit,
das viele Zuwanderer ganz besonders
schätzen, weil sie Unfreiheit kennen ge-
lernt haben. Eine politische Freiheit, die
durchaus ausgehend vom Grundgedanken
der Freiheit eines Christenmenschen, wie

Martin Luther ihn for muliert hat, ent-
wickelt wurde.
Ich will nun nicht überheblich erklären,

die christlichen Werte seien für unsere Ge -
sellschaft die einzig mögliche Lösung. Al-
lerdings bin ich überzeugt, dass sie ein ge -
wichtiges Angebot zur Orientierung für
unser Land sind.
Ich bin felsenfest überzeugt, dass die

Menschenrechte universell sind und auf
ihre Umsetzung in jedem Winkel der Erde
gedrungen werden muss. Als ich 1985 in
ei nem argentinischen Gefängnis eine junge
Frau besuchte, die als Studentin verhaftet
und trotz Schwangerschaft mit Elek-
troschocks gefoltert wurde, sagte sie mir:
„Wenn du derart verletzt, gedemütigt wirst,
wenn dir bewusst Schmerzen zugefügt
werden und du keine Rettung findest,
keine Hilfe, sondern Menschen das zulas-
sen, ja dabei zusehen, dann bist du schlicht
ein Mensch, der weiß: das ist Unrecht!“
Ja, Folter ist Unrecht. In jedem Land der

Welt. Das Abhacken der Hand eines Diebes
im Namen des Staates oder gar der Reli-
gion ist nicht Recht, sondern Unrecht. Das
Steinigen einer Frau wegen Ehebruchs ist
himmelschreiendes Unrecht. Wir dürfen
nicht wegschauen weder aus politischer
noch aus ökonomischer noch aus religiöser
Rücksichtname. Die Verletzung der Inte-
grität eines Menschen, die Unterdrückung
der Meinungs- und Gewissensfreiheit, ver-
letzen die Würde des Menschen. Überall
auf der Welt, verletzen, das glaube ich als
Christin, die Würde, die Gott jedem Men-
schen als seinem Geschöpf zuspricht.
Dabei dürfen wir nicht bei individuellen

Rechten stehen bleiben. Es geht auch um
soziale Menschenrechte, das Recht auf Nah-
rung, Obdach, Bildung, Arbeit, medi -
zinische Versorgung. Allzu gern wird das
vergessen in den reichen Nationen dieser
Erde, wenn vollmundig über Globalisie-
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rung gesprochen wird. Wo eine Milliarde
Men schen hungern, die Reichen ohne
Scham protzen mit ihrem Überfluss und
das auch noch für erfolgreich halten, wo
Kinder auf brutalste Weise gezwungen wer-
den, etwa unter Wasser an einen Benzin-
transformator als Luftzufuhr gekoppelt,
nach Diaman ten zu suchen, da gibt es
keine Beruhigung. Da gibt es nur den Auf-
schrei und das Eintreten für Gerechtigkeit,
so hilflos wir uns auch fühlen mögen.
Wir sind herausgefordert, gerade in den

reichen Nationen der Welt, „Recht zu tun“,
wie Paulus sagt. Das ist keine christliche
Einmischung in die Politik, sondern bibli -
scher Auftrag. Es gibt nicht Menschen mit
mehr Rechten etwa in Europa und Men -
schen mit weniger Rechten etwa in Afrika.
Jeder Mensch hat dasselbe Recht auf ein
unversehrtes Leben. Das bedeutet nicht ein
Leben ohne Leid, dessen bin ich mir be-
wusst. Kummer, Angst und Tod gibt es in
jedem Leben.
Im Dezember letzten Jahres haben wir

den 60. Jahrestag der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte gefeiert. Und
das ist gut so, denn die Menschenrechte
für alle zu erklären, war und bleibt eine
wichtige Errungenschaft!
Wir feiern aber in dem bitteren Bewusst-

sein, dass jene Erklärung leider nicht dazu
geführt hat, dass die Menschenrechte welt-
weit respektiert werden. Brutal werden sie
missachtet durch marodierende Banden,
etwa im Kongo oder durch Extremisten in
Kolum bien, die Menschen willkürlich ent-
führen, in Diktaturen wie China oder Nord-
korea, die keinerlei Appellations-Instanz
kennen, so dass Menschen ihr Recht ein-
klagen können. Aber auch in den Staaten,
die sich ihrer Demokratie rühmen, kennen
wir Menschenrechtsverletzungen, wenn
etwa in den USA so genanntes Waterboar-
ding als Verhörmethode der CIA nicht aus-

geschlossen wird – was anderes ist das als
Folter, wenn ein Mensch glaubt, zu ertrin-
ken? Oder denken wir an unser eigenes
Land – genießen wirklich alle, die politisch
verfolgt werden, Asyl, oder werden Men-
schen nicht massiv abgeschoben, ohne die
indivi duellen und sozialen Menschen-
rechte, ja auch das Zusammenbleiben einer
Familie zu berücksichtigen? So ist das Fest
leider auch eine Trauerfeier.
Wir dürfen uns aber durch die Missach-

tung der Menschenrechte nicht entmutigen
lassen! Wenn wir das tun, spielen wir in
die Hände der Diktatoren und Menschen-
ver ächter dieser Welt. Es wäre für mich
auch ein Ausdruck von Kleinglauben! Hier
und jetzt sollen wir Spuren des Reiches
Gottes legen, in dem einst vollkommene
Gerech tigkeit herrschen wird und alle Trä-
nen abgewischt sind. Immer wieder müs-
sen wir vielmehr überlegen, wie wir, die
wir das große Privileg haben, in einem
freien Land zu leben, diejenigen unterstüt-
zen können, die den Mut haben, mitten in
der Unter drückung für die Freiheit und
die Würde jedes Menschen einzutreten.
Globalisierung darf nicht auf Kosten der
Menschen gehen, sondern muss auch eine
Globalisierung der Menschenrechte mit
sich bringen.
Als im vergangenen Jahr über einen Boy-

kott der olympischen Spiele diskutiert wur -
de, hielt ich das für falsch. Es hätte ja nicht
nur Enttäuschung bei den Sportlern her -
vorgebracht, sondern auch bei denen, die
hoffen, die Olympischen Spiele könnten
Öffnungen bringen für das Land. Das In-
ternationale Olympische Komitee wusste
doch sehr genau, was es tat, als es die
Spiele an Peking vergab: dort herrscht Dik-
tatur! Die Frei heit wird dort brutal unter-
drückt und zwar nicht nur in Tibet. Alle
ethnischen Minder heiten und auch die
christlichen Kirchen müssen in Angst leben.



Die Christen sind und bleiben übrigens die
am stärksten verfolgte Religionsgruppe in
der Welt. Alle Euphorie über wirtschaftli-
chen Aufschwung kann nicht darüber hin-
weg täuschen, dass in China gefoltert wird
und zwar auf staatliche Anweisung.
Was können wir tun? Ich denke, symbo-

lische Aktionen sind ermutigend. Deshalb
haben wir damals zweitausend schwarze
Armbänder bestellt. Auf ihnen war ein
Vers aus Psalm 85 eingedruckt: „… dass
Gerechtigkeit und Frieden sich küssen.“ Da -
zu ein Facettenkreuz als Signet unserer Kir-
che und die Aufschrift „Olympia 2008“. Ich
hatte angeboten, es jedem Sportler, jeder
Sportlerin, die für unser Land nach Peking
fahren, wenn sie es wünschen, zum Band
zu schenken, gern auch jedem unserer IOC
Vertretung. Ein kleines Band als Zeichen
der Solidarität sollte es sein, mit den unter -
drückten Menschen in Tibet, in den christ-
lichen Gemeinden und an allen Orten in
China. Es ging darum, dass die Spiele nicht
dazu benutzt würden, eine Mauer des
Schweigens um die Verletzungen der Men-
schenrechte zu ziehen und durch schöne
bunte Bilder die Diktatur auch noch zu stär-
ken. Was das bedeuten kann, haben wir in
Deutschland 1936 erlebt.
Wir waren völlig überrascht von der Re-

aktion! Insgesamt 240.000 Stück wurden
nach ganz Europa und sogar bis Indien ver-
schickt, 61.608 Euro kamen an Spenden für
die in Hong Kong ansässige Menschen-
rechtsorganisation Asian Human Rights
Commis sion (AHRC) zusammen.
Es geht um die Wahrheit, davon spricht

der Apostel Paulus. Die Wahrheit ist, dass
jeder Mensch dieselbe Würde hat. Aus
christlicher Sicht, weil Gott die Person
nicht ansieht. Aus dieser Perspektive wer-
den wir mit allen Menschen zusammenar-
beiten, die sich für dasselbe Ziel einsetzen,
wenn auch mit unterschiedlichen Motiven:

die Achtung der Menschenrechte jedes ein-
zelnen Mannes, jeder einzelnen Frau auf
die ser Welt. Solche Wahrheit, solches En-
gagement, solche Haltung wird uns inner-
lich frei machen. Dazu gebe Gott uns Segen.
Amen.

*Predigt beim Politischen Nachtgebet mit Aga-
pemahl, 22.05.09, Ev. Kirchentag in Bremen
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Neve Hanna – Oase für Kinder
als Botschafter des Friedens*

Von Reinhard Gaede

Am 12. Februar 2009 sprach David
(„Dudu“) Weger, Pädagoge und
Psychologe, im Frühherrenhaus

Herford über Neve Hanna („Oase der
Hanna“), ein Kinderheim in Israel, das 36
km südlich von Tel Aviv liegt. Es ist be-
nannt nach der Berliner Pädagogin Hanna
Kaphan, mit deren Mitteln aus der „Wie-
dergutmachung“ Hanni Ullmann 1974 die
ersten zwei einfachen Häuser in den Sand-
dünen von Kiryat Gat erwarb. Aufgenom-
men werden Kinder aus sozial gestörten
oder zerfallenen Familien. 

Ein Teil kommt mit Einverständnis der
Eltern. Den anderen Teil weist die Sozial-

und Wohlfahrtsbehörde ein. Sie trägt aber
nur ca. 65 % der Unterhaltskosten. Die 90
Kinder im Alter von 4 bis 18 Jahren, die in
Neve Hanna leben, werden in familienähn-
lichen Gruppen betreut von je einer Haus-
mutter, einem Erzieher, einer im sozialen
Dienst eingesetzten Soldatin aus Israel und
einem oder einer jungen Freiwilligen aus
Deutschland. 60 wohnen im Heim und 30
besuchen den Tageshort. Die Kinder blicken
auf eine traumatische Vergangenheit zurück.
Sie haben Vernachlässigung, Gewalt und
auch Missbrauch erlebt. Diese Kinder
gehören zu den schwächsten Schichten der
israelischen Gesellschaft und haben alle ei-
nen Einwandererhintergrund. „Ein Drittel
der Kinder stammt aus russischen Familien,
ein Drittel aus äthiopischen, ein Drittel aus
orientalischen Familien“, berichtet der
Heimleiter. In „Neve Hanna“ finden sie ein
warmherziges Zuhause. Um ihnen als Er-
wachsenen eine Integration in die Gesell-
schaft zu ermöglichen, bietet „Neve Hanna“
ein breit gefächertes Therapieprogramm an.
Eine besondere Gruppe besteht für Ju-

gendliche ab 15 Jahren, die sich unter An-
leitung ihrer Hauseltern weitgehend selb -
ständig versorgt, um auf das Erwachsenen -
leben vorbereitet zu werden. Weitere 40 Kin-
der, hauptsächlich aus äthiopischen Einwan-
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04.09.1999 Landesbischöfin der Ev.-luth. Lan-
deskirche Hannovers, 27.11.02 Verleihung der
Ehrendoktor würde des Fachbereichs Erzie-
hungswissenschaften der Universität Hannover.
Mitgliedschaften:
Rat der EKD, Zentralausschuss Konferenz Eu-

ropäischer Kirchen (KEK), Europäische Akade-
mie der Wissenschaften und Künste, Kurato-
rium Deutsche Stiftung Weltbevölkerung, Kreis
der Herausgeberinnen und Herausgeber von
Zeitzeichen und chrismon.

Neve Hanna, Heimat für Kinder
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dererfamilien, kommen nach der Schule in
den Tageshort, wo sie außer Verpflegung
auch zusammen mit den Heimkindern
Schulaufgabenhilfe und Freizeitangebote
erhalten. Die Nächte und Wochenenden ver-
bringen diese Kinder in ihren Familien. 
Die von Neve Hanna betreuten Kinder

besuchen die städtischen Schulen, brau-
chen aber sehr häufig ergänzende Nach-
hilfe. Der Kontakt mit der Herkunftsfami-
lie soll erhalten bleiben, deshalb bleiben
Geschwister nach Möglichkeit zusammen.
Die Sozialarbeiterinnen betreuen auch die
Eltern der Kinder, und die Haus-Väter und
-Mütter halten Kontakt zu den Familien.
Alle Kinder werden von zwei Sozialar-

beiterinnen, einer Psychologin, einem Psy-
chiater bzw. einer Psychiaterin und einer
Kunsttherapeutin betreut. Das gesamte Mit-
arbeiterteam wird speziell angeleitet und
erhält psychologische Supervision. Die Ko-
sten für diese besondere Betreuung werden
von den Behörden nur zu einem kleinen
Teil getragen. Der Rest sowie die Kosten
für den Erhalt der Bausubstanz und die Er-
neuerung des Mobiliars müssen durch
Spenden aufgebracht werden.
Jede Gruppe wohnt in einer Wohnung

mit hell und freundlich eingerichteten 2-
oder 3 Bett-Zimmern mit eigenen Duschen
und Toiletten, einem Gemeinschaftsraum
und einer Küche, in der das Frühstück und
Abendessen selbst zubereitet wird. Zur Ge-
samtanlage gehören Büroräume, ein großer
Gemeinschaftssaal, der am Schabbat und
an den Festtagen auch als Synagoge be-
nutzt wird, eine Bibliothek, ein Sportplatz,
ein Fitnessraum, ein Mini-Zoo und Räume
für Freizeitkurse wie Töpfern, Malen, Fo-
tografieren und Musizieren. Außerdem
gibt es eine Zentralküche, in der das Mittag -
essen gekocht wird.
Jeden dritten Schabbat sowie die Feier-

tage und einen Teil der großen Ferien ver-

bringen die Kinder in ihren Familien. Für
diejenigen, denen das nicht möglich ist
(zurzeit etwa die Hälfte der Kinder), exi-
stiert in Rosch Pina in Galiläa ein Ferien-
haus, das Neve Hanna durch eine Erb-
schaft erwerben konnte. 
Jedes Kind soll gemäß seinen Bedürfnis-

sen und Fähigkeiten gefördert werden. Es
bekommt alle Betreuung und Fürsorge, die
für seine körperliche und seelische Entwick-
lung nötig ist.
Den Kindern werden die traditionell jü-

dischen Werte sowie das Halten einer jüdi-
schen Küche vermittelt. Sie sprechen vor
und nach den Mahlzeiten eine Danksa-
gung, nehmen am Sabbat-Abend und an
den Feiertagen an Gottesdiensten teil, ler-
nen vieles über die Geschichte und die Tra-
ditionen des Judentums, und Jungen wie
Mädchen feiern ihre Bar bzw. Bat Mitzwah.
Die Kinder sollen aufwachsen im Geiste

von Verständnis und Toleranz für fremde

Kulturen, Religionen und Völker. Gleichzei-
tig wird Ihnen die jüdische Religion näher
gebracht. Ein Rabbiner kommt jede Woche.
Jedes Kind kann bis zu seinem 18. Le-

bensjahr (Schulzeitende, Beginn des Militär-

Heimleiter Dudu Weger mit Dorothea Winter (l.)
und Inge Thane (r.) vom Verein „Neve Hanna
Kinderhilfe“



oder Zivildienstes) in Neve Hanna bleiben.
Neve Hanna bemüht sich sehr, zu den Ehe-
maligen, die keinen gesunden Rückhalt in
der eigenen Familie haben, weiterhin die
Verbindung aufrecht zu halten. 
Die Kinder sollen auch das Arbeiten ler-

nen. Der Ort dafür ist eine Bäckerei. Der
Lehrer, der die Kinder im Backen unterrich-
tete, war ein Bäcker aus der Schweiz. Ent-
sprechend wird Brot nach schweizerischer
und deutscher Art gebacken. In weißen
Kleidern arbeiten die 13 Jahre alten Kinder,
bekommen auch einen Lohn, 12 Shekel, die
Stunde. Auf eigene Rechnung stellen sie
das beliebte Popcorn her. Das Projekt wird
zu 65 % von der Regierung gefördert. Jedes
Kind bekommt ein Taschengeld. Aber nicht
nur das Nehmen lernen die Kinder, son-
dern auch das Geben. Sie beschenken heim-
lich arme Familien, indem sie ein Paket
vor einer Tür liegen lassen und schnell weg-
laufen, berichtet Dudu Weger.
Während des Gaza-Krieges waren die

Kinder und Jugendlichen von „Neve
Hanna“ mit einer schlimmen Realität kon-
frontiert, mit der sie nach bisherigen Trau-
mata nur schwer umgehen konnten. Die
im ersten Stockwerk liegenden Wohn-
räume der Kinder bieten keinen Schutz.
Die Heimleitung hatte es irgendwie ge-

schafft, zusätzliche Schutzräume herzurich-
ten. Doch da nur 45 Sekunden zur Verfü-
gung stehen, bis alle Kinder rechtzeitig aus
ihren Betten in die Schutzräume gelangen,
schlief ein Teil der Kinder in den feuchten
Schutzräumen. Auch tagsüber gestaltete
sich die Situation schwierig, wenn man
sich nicht draußen aufhalten durfte.
Die Kinder sind Botschafter des Friedens.

Hanni Ullmann suchte seit 1990 Kontakte
zu den Bewohnern von Rahat, der größten
Planstadt für Beduinen im Negev. Dudu We-
ger erzählt: „Als Hanni Ullmann 2002 starb,
wurde uns klar, dass wir ihren Traum von
einer intensiven Begegnung zwischen Juden
und Arabern auf eine andere Ebene heben
müssen. Wir begannen zu überlegen, wie
wir ihre Liebe und ihren Glauben an Kinder
und an eine Völkerverständigung fort-
führen können. Der gemischte jüdisch-be-
duinische Tageshort, den wir „Pfad des Frie-
dens“ genannt und in Gedenken an Hanni
gegründet haben, ist unsere Antwort.“ Am
5. Oktober 2004 feierte man in „Neve Hanna“
mit mehr als 300 Gästen aus dem In- und
Ausland das 30. Jubiläum des Kinderheimes
und die Einweihung des jüdisch-beduini-
schen Tageshortes. Kinder, die den „Pfad
des Friedens“ besuchen, gehen in die 3. bis
5. Klasse. Sie treffen nach der Schule in
„Neve Hanna“ ein, bekommen ein Mittages-
sen, machen hier ihre Hausaufgaben und
spielen. Sie erhalten Förderunterricht und
sind in Therapie- und Rehabilitationsmaß-
nahmen eingebunden. Sie machen alles zu-
sammen. Die jüdischen Kinder können
schon einige Brocken Arabisch, die beduini-
schen Kinder haben bereits etwas Hebräisch
gelernt. Während der jüdischen Feiertage
erfuhren die beduinischen Kinder mehr
über das jüdische Neujahrsfest – Rosh Ha
Shana – und den Versöhnungstag, Yom
Kippur. Entsprechend werden die jüdischen
Kinder in die Gepflogenheiten des Fasten-
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Auswirkungen der Unheiligen Allianz von alter Bourgeoisie
und Neoliberalen auf den Philippinen

Paradies fürs Kapital unter Palmen*
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Von Franz Segbers

Ich weiß, dass sie mich bald umbringenwollen. Aber ich werde nicht nachlassen
in meiner Verpflichtung Gott gegenüber

und in meinem Dienst an den Menschen.“
Diese Ahnung von Alberto Ramento, des
Neunten Obispo Maximo, Erzbischofs der
aus dem Kolonialkrieg gegen Spanien her-
vorgegangenen katholischen Kirche Iglesia
Filipina Independiente, sollte sich bewahr-

heiten. Am 6. Oktober 2006 wurde er ermor-
det. Für die Regierung ein Fall von Raub-
mord – doch geraubt wurde nichts! Ra-
mento, der zu Lebzeiten sich für streikende
Arbeiter und Landarbeiter, die eine Hazi-
enda besetzen, eingesetzt hatte, ist nur ein
Opfer unter den mehr als achthundert
außergerichtlich von Killerkommandos Er-
mordeten. Der öffentliche Druck hat zwar
dazu geführt, dass die Zahl der ermordeten
Pfarrer, Journalisten, Gewerkschaftern und

„

monats Ramadan eingeweiht. Die beiden
Betreuer, eine Jüdin und ein Beduine, wer-
den von den Kindern inzwischen mit zahl-
losen Fragen gelöchert, denn sie haben ihre
Entdeckungsreise angetreten, auf der sie
mehr über den anderen und zugleich auch
mehr über sie selbst erfahren. Dudu Weger

zieht eine erste Schlussfolgerung, die ihm
aus der 15-jährigen Kooperation von „Neve
Hanna“ mit den in Rahat lebenden Bedui-
nen nur allzu gut bekannt ist: „Durch ge-
genseitigen Respekt und Verständnis, Aner-
kennung und Freundschaft können wir
Vorurteile abbauen. Wenn wir nicht lernen,
miteinander zu leben, dann werden weder
wir noch Araber ein Land haben, in dem
man leben kann.“
Im September und Oktober 2007 be-

suchte eine Gruppe von Kindern und Ju-
gendlichen aus Neve Hanna verschiedene
Städte in Deutschland. In über 10-monati-
ger Arbeit war zuvor eine Musik- und Tanz-
vorführung erarbeitet worden. In dieser
Aufführung setzten die Jugendlichen sich
auf persönlicher und auf allgemeiner
Ebene mit Fragen und Problemen des Zu-
sammenlebens von Juden und Arabern im
Staat Israel auseinander.

*vgl. http://www.nevehanna.org
Der deutschen Förderverein „Kinderhilfe Neve
Hanna e.V.“: http://www.nevehanna.deGemeinsame Feste



Menschenrechtsaktivisten zurückgegangen
ist. Doch während des Sommers 2008, als
ich für zwei Monate auf den Philippinen
zu Gastvorlesungen weilte, gab es allein in
einer einzigen Provinz mehr als fünf Ge-
meindepfarrer, die sich aus Sicherheitsgrün-
den nicht mehr in ihr Pfarrhaus wagten. 

Der heraufziehende Zusammenbruch
des Kartenhauses des Kasino-Kapitalismus
im September 2008 berührt den Grossteil
der Menschen auf den Philippinen
zunächst nicht. Sie leben in einer perma-
nenten krisenhaften Lebenslage. Mehr als
fünfundfünfzig Prozent, das sind fast fünf-
zig Millionen Menschen, leben unter der
Armutsgrenze und weitere 22 Prozent an
der Grenze, so dass Dreiviertel der Men-
schen faktisch ausgeschlossen sind. Der
globale Kapitalismus ist gar nicht so global,
wie er sich gern darstellt. Während die
Elite in den Metropolen angesichts der Fi-
nanzkrise um ihre Einlagen, Aktien und
ihr Kapital bangt, geht an der Mehrzahl
der Menschen des Landes diese Krise vor-
bei. 80 Prozent der Familien haben gerade
einmal 243 Pesos am Tag, umgerechnet
etwa 3,80 Euro. Wenn man berücksichtigt,
dass der Preis für das Grundnahrungsmit-

tel Reis innerhalb kurzer Zeit im letzten
Jahr von 25 Pesos pro Kilo auf 39 bis 40 Pe-
sos gestiegen ist, bedeutet das Hunger für
Hunderttausende. Demonstrationen und
Aufstände versucht die Regierung durch
subventionierte Reis-Vergabe an Arme ab-
zufangen. So bietet der Staat verbilligten
Reis für 18 bis 20 Pesos an. Ganz oben sitzt
eine kleine Elite von kaum mehr als 300
Familienclans, die ihre politischen und wirt-
schaftlichen Privilegien schützen und ver-
teidigen. Allenfalls diese Oberschicht und
die kleine Mittelschicht von kaum mehr
als fünfzehn Millionen Konsumenten ist
in die Ökonomie eingebunden. 

Die Reichen reicher,
die Armen ärmer

Die Philippinen können für das Jahr
2007/2008 mit ca. 5 Prozent Wirtschafts-
wachstum die längste Phase des ökonomi-
schen Wachstums in ihrer ganzen Ge-
schichte verzeichnen. Während die Kapital-
besitzer auf dem Kapital- und Aktienmarkt
ihre Einlagen von 4,8 Millionen Pesos von
2002 bis 2008 auf 18,4 Mill. Pesos steigern
konnten, wuchsen auch Armut und Arbeits-
losigkeit. Wenn zwischen 2003 und 2006
die Anzahl der von Armut betroffen Haus-
halte von 30 auf 32,9 Prozent angestiegen
ist, bedeutet dies, dass jetzt 800.000 Fami-
lien oder 4,4 Millionen Menschen mehr in
Armut leben. Die Statistik weist aus, dass
seit April 2007 allein 240.000 ihren Job ver-
loren haben. Diese Entwicklungen zeich-
nen sich auf dem Hintergrund eines außer-
ordentlich robusten Wirtschaftswachstums
von 7,3 Prozent seit 2007 ab. 
Die Regierung hat ihre Haushaltspolitik

auf das Ziel ausgerichtet, einen ausgegli-
chen Haushalt zu erreichen oder sogar ei-
nen Haushaltsüberschuss. Um dieses Ziel
verfolgen zu können, unterliegt die Haus-
haltspolitik einer rigorosen Ausgabenkür-
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zung. Grund für diese Haushaltspolitik ist
die unbedingte Verpflichtung, den Schul-
dendienst zu leisten. So macht der Schul-
dendienst – ohne dass es zu Tilgung
kommt – ein Drittel des Haushaltsbudgets
aus. Dies aber bedeutet, dass diese Gelder
ins Ausland, in den Norden, abfließen.
März 2008 betrug die Auslandsverschul-
dung US $ 54,6 Milliarden. An Schulden-
dienst haben die Philippinen in der Zeit
von 2001 bis 2007 US $ 52,5 Milliarden ge-
leistet. Der Schuldendienst entspricht in
seiner Höhe dem Umfang der Ausgaben,
die für Erziehung und Gesundheit aufge-
bracht werden können. Von jedem Dollar,
den die Überseearbeiter ins Land überwei-
sen, fließen 51 Cents wieder in den Norden
als Schuldendienst zurück. 

„Nestlé kills workers“

Mit diesem Slogan kämpfen seit sieben
Jahren streikende Nestle-Arbeiter um ihr
Recht. Dreimal haben sie vor dem Obersten
Gerichtshof Recht bekommen, doch der
Nestlé-Konzern ist so mächtig, dass er sich
über die Rechtsprechung hinwegsetzen
kann. Die Streikenden werden einem un-
glaublichen Druck ausgesetzt. So kam der
Präsident der streikenden Gewerkschafter
auf mysteriöse Umstände ums Leben, die
die Streikenden nur als Mord deuten kön-

nen. Die Härte der Arbeitskampf-Ausein-
andersetzung haben die Streikenden des-
halb auch in dem Motto ausgedrückt:
„There is blood in your coffee.“ Mit diesem
Motto haben die streikenden Nestléarbeiter
einen Boykott initiiert. Die Lage der Strei-
kenden bei Nestlé schien mir bei einem Be-
such schier hoffnungslos. Doch das sehen
die Streikenden nicht so. Sie stehen alle auf
einer Schwarzen Liste, doch nicht nur sie,
auch ihre Kinder. So finden sie – obwohl
gut qualifiziert – keine Arbeit und müssen
sich irgendwie durchschlagen oder von
ihren Familien am Leben erhalten lassen.
Einige sind derweil bereits krank gewor-
den, da sie sich Medikamente nicht mehr
leisten können. Selbst zum Streiken fehlt
Geld, denn sie müssen irgendwie jobben,
um ihre Familien am Leben halten zu kön-
nen. Und so findet der Streik jeweils einmal
wöchentlich mit Kundgebungen und De-
monstrationen vor den Werkstoren statt.
Längst hat Nestlé die Streikenden durch
Zeitarbeiter ersetzt, die einen Lohn bekom-
men, der nicht einmal die Hälfte des Loh-
nes der Streikenden ausmacht. Die Strei-
kenden hatten einen Lohn vom 900 Pesos
am Tag (ca.13,80 Euro), die Kontraktarbei-
ter gerade einmal 400 Pesos (ca. 6,20 Euro).
Der Konzern hat jetzt Militär aufs Firmen-
gelände geholt und mehr als zweihundert
Soldaten kaserniert. Die Nestlé-Arbeiter
brauchen Unterstützung, denn sie sind
nach sechs Jahren Streik in einer schwieri-
gen Lage, auch wenn sie nicht aufgeben!
Auf ihrer Website ist der Arbeitskampf do-
kumentiert:

http://www.youtube.com/
user/austinaims2008

Exportproduktions-Zonen –
kapitalistisches Wunderland

Die Philippinen sind ein Paradies für neo-
liberale Investments. In Exportproduktions-
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Zonen arbeiten über eine halbe Millionen
Menschen. Arbeit ist billig, die Arbeiter-
schutz-Gesetze wurden dereguliert. Die ge-
setzliche Arbeitszeit beträgt acht Stunden,
doch in den Zonen sind 12 Stunden die Re-
gel, manchmal bis 16 Stunden und das bei
sieben Tagen in der Woche. Mehr als 500
solcher Zonen gibt es im Lande. In Cavite,
nahe Manila, befindet sich die größte Ex-
port Production Zone, mehr als 280 Be-
triebe und ca. 80.000 Beschäftigte. Etwa
drei Viertel der Beschäftigten sind Kontrakt-
arbeiter, Zeitarbeiter mit einem Vertrag von
manchmal nur einem Monat. Die Löhne
sind niedriger als an anderen Orten, oft-
mals unter dem Minimum-Lohn, die Ar-
beitszeiten länger, ein Steuerparadies – die
ersten fünf Jahre steuerfrei – und wenn die
Anlagen erweitert werden, dann wird die
Steuerbefreiung auch erweitert, und keine
Sozialabgaben für irgendetwas. Das Streik-
recht ist außer Kraft gesetzt. Chemische
Produkte, die in der ersten Welt verboten
sind, werden hier ungeniert verwendet,
wie TCE, Triochlorethylen. Die Regierung
hat die Investoren ins Land geholt und hat
ihnen gleichsam ein extraterritoriales Ge-
biet zur Verfügung gestellt. Bei Arbeits-
kämpfen greift die Polizei nicht ein, um
Rechtsverstöße zu ahnden, doch auf dem
Gelände sind Militäreinheiten stationiert,
die Arbeiter in Schach zu halten. „Indu-
strial peace“ nennt die Regierung dies. Die
Mitarbeiter im Worker’s Assistance Center
lassen sich aber nicht entmutigen, auch
wenn ein Mitarbeiter nach zwei Mordver-
suchen im März 2008 ermordet wurde. „Es
ist kein Job, was wir hier machen, sondern
eine Berufung“, erklärt eine Mitarbeiterin. 
Frauen aus einem Textilbetrieb berichten

mir, dass die Normalarbeitszeit von acht
bis zwölf Stunden ohne Zuschläge herauf-
gesetzt wurde. Wenn die Auftragslage es
erfordert, dann arbeiten sie bis zu sechzehn

Stunden ohne einen freien Tag in der Wo-
che. Auch wenn dies den philippinischen
Arbeitsschutz-Gesetzen widerspricht, die
Arbeiterinnen können ihr Recht nirgendwo
einklagen. Dass Massenware auf den Wühl-
tischen der Kaufhäuser so billig ist und die
Preise für Elektronik- und Computerpro-
dukte verfallen, ist die Folge der Verschär-
fung der Arbeitsbedingungen. So sind wir
Konsumenten im fernen Europa Nutz-
nießer der Ausbeutung der Arbeitskraft
der Menschen auf den Philippinen. Die De-
regulierung der Arbeitsschutzgesetze hat
dazu geführt, dass mittlerweile fast drei
Viertel aller Beschäftigungsverhältnisse be-
fristet sind. Als befristet beschäftigte Kon-
traktarbeiter verdienen sehr viele zudem
weniger als den gesetzlichen Mindestlohn.
Diese Deregulierung der Arbeitsbedingun-
gen hat die Gewerkschaften nachhaltig ge-
schwächt. Wer nämlich befristet beschäftigt
ist, der wird kaum für bessere Bedingun-
gen streiken. Man muss jung sein in diesen
Fabriken in den Exportproduktions-Zonen.
So hat die deutsche Textilfirma Triumph
erzwingen wollen, dass alle Arbeiter – un-
abhängig von ihrem Alter – kündigen, so-
weit sie länger als 20 Jahre beschäftigt sind. 
Im Großraum Manila deckt der durch-

schnittliche Mindestlohn gerade einmal ein
Drittel der durchschnittlichen Lebenshal-
tungskosten für eine Familie ab. Der errech-
nete Lebensunterhalt für eine Familie be-
trägt 871 Pesos (ca. 13,50 Euro), aber der
Mindestlohn hat die Höhe von lediglich
382 (ca. 6 Euro) Pesos. Im Institut für Ge-
werkschafts- und Menschenrechte bekla-
gen die Mitarbeiter, dass es eine Militari-
sierung der industriellen Beziehungen gibt.
Immer mehr Militärs werden einbezogen
oder auf Firmengelände stationiert. Neben
Nestlé sind die Belegschaften in Konzernen
wie Toyota oder Nissan unter ständiger Be-
obachtung von Militär. Ich möchte wissen,
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wie es um die Sicherheit der Mitarbeiter
des Instituts bestellt ist, wenn sie Streiks
und Menschenrechts-Verletzungen doku-
mentieren und publizieren. „Wir sind ge-
fährdet und an der Feuerlinie. Aber wir le-
ben noch.“ So die lapidare Antwort. 
Die Exportzonen sind für die Gewerk-

schaften Beleg für eine Form des Neokolo-
nialismus. Viele Konzerne haben in der Ex-
portproduktions-Zone ihren Betrieb ge-
schlossen und ihn nach Thailand, Vietnam,
Burma, oder China verlagert. Dabei geht es
den Arbeitern insgesamt in China besser,
auch wenn die Löhne dort niedriger sind,
denn in China haben Arbeiter kostenlosen
Zugang zum Schulsystem, zu Bildungsein-
richtungen und sozialen Sicherungssyste-
men wie den Gesundheitsdiensten. 
Voller Stolz zeigen mir Arbeiterinnen ihre

bescheidene Wohnung. Sie sind stolz mitten
in dieser Armut. Die Wohnung von Cecille
und ihren vier Kindern ist gerade einmal
18 qm groß. Bei dem letzten Kampf um das
Recht auf einen Tarifvertrag wurde sie von
der Polizei krankenhausreif geschlagen. 
Sie arbeiten in einer Textilfabrik. Obwohl

der staatlich festgesetzte Mindestlohn be-
scheidene 298 Pesos, (etwa 4,60) beträgt,
hat der Multi diesen Hungerlohn noch ein-

mal gedrückt auf 223 Pesos (etwa 3,35
Euro). Die Regierung sorgt nicht für eine
Einhaltung der verbrieften Rechte. Deshalb
müssen die Arbeiter und Gewerkschafter
selber für ihr Recht kämpfen. Die Regie-
rung lässt die Arbeiter in diesem Kampf
nicht nur allein, sie schützt auch noch die
Unternehmen, die Recht brechen, und stellt
ihnen bewaffnete Polizei- oder Militärein-
heiten zur Verfügung.

Arbeitskräfteexport

Die weltweite Nachfrage nach weibli-
chen Arbeitskräften als Krankenschwe-
stern und Haushaltshilfen steigt. Mehr als
400.000 Krankenschwestern werden jähr-
lich im Land ausgebildet. Fast zehn Pro-
zent der Bevölkerung ist im Ausland be-
schäftigt – Krankenschwestern, Putzmäd-
chen, Haushaltshilfen, besonders Frauen,
aber auch Seeleute. Die Gesamtzahl der
Überseearbeiter entspricht einem Viertel
der beschäftigten Filipinos oder einem
Fünftel der Erwerbsbevölkerung. Die Phi-
lippinen sind das Land mit dem größten
Export von Arbeitskräften. Dieser Arbeits-
kräfte-Export „lohnt“ sich ökonomisch. Die
Überweisungen der im Ausland tätigen Fi-
lipinos betragen nämlich 12 bis 13 Prozent
des philippinischen Bruttosozialprodukts.
Die Botschafterin der Philippinen in der
Bundesrepublik Deutschland hat auf einer
Konferenz im September dieses Jahres in
Manila die Auswirkungen der Finanzkrise
auf die Beschäftigung gerade von Frauen
im Ausland beklagt. Botschafterin Delia
Domingo-Albert sprach von einer „Femi-
nisierung der Globalisierung“. Ein steigen-
der Prozentsatz, nunmehr über sechzig Pro-
zent der „Übersee-Arbeiter“, sei weiblich.
Im Jahr 2007 seien 8,37 Millionen Arbei-
tende im Ausland beschäftigt. Im Jahr 2007
haben 1,7 Millionen Filipinos das Land ver-
lassen. Tag für Tag sind es mehr als 3000
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Filipinos, die auf der Suche nach einer Be-
schäftigung zur Sicherung des Lebensun-
terhaltes das Land verlassen. Die Direkto-
rin einer Schule erzählt mir, sie wolle die
Stelle als Haushaltshilfe in London anneh-
men, da sie von ihrem Einkommen auf den
Philippinen nicht mehr leben könne. 
Überall im Land wird für Krankenschwe-

sterausbildung geworden. Die philippini-
schen Frauen haben einen Traumberuf –
im Ausland. Die Studiengebühren müssen
sie selber zahlen. Und der reiche Norden
kann sich Investitionen in die Kranken-
pflege-Ausbildung sparen! Was aber sind
die gesellschaftlichen Kosten, wenn die
Frauen oder die Mütter von so vielen Kin-
dern gezwungen sind, im Ausland zu job-
ben, um den Unterhalt der Familien zu er-
wirtschaften?

Unheilige Allianz von alter
Bourgeoisie und den Neoliberalen

Die Philippinen hatten vor nur vierzig
Jahren nach Japan den zweithöchsten Le-
bensstandard Asiens. Doch jetzt sind sie
auf das Niveau von Bangladesh zurückge-
fallen, während ringsherum die Asiati-
schen Tiger wirtschaftlich boomen. Wie
konnte es zu diesem Rückfall kommen, ob-
wohl das Land reich an Bodenschätzen, Mi-
neralien und Öl ist? Ein Erklärungsmuster
für den rasanten Aufstieg der so genannten
asiatischen Tiger mit ihrem exorbitanten
Wirtschaftswachstum liegt darin, dass die
Entwicklungs-Diktaturen den Konfuzianis-
mus als Staatsideologie eingeführt haben.
Die konfuzianischen Werte der Genügsam-
keit und Unterordnung, der Askese und
Genügsamkeit bilden ein Funktionsäquiva-
lent zu den „protestantischen Tugenden“,
die Max Weber für die Entwicklung des
europäischen Kapitalismus ausgemacht
hat. Die alte spanisch geprägte Elite hat
kein Interesse an einer ökonomisch-indu-

striellen Entwicklung des Landes. Sie
würde ihre Machtbasis in den angestamm-
ten Haziendas und riesigen Ländereien ver-
lieren. Es ist leichter, Geld durch Import
zu verdienen als durch Investitionen. Der
Vergleich mit dem wirtschaftlich aufblühen-
den Malaysia zeigt den Unterschied.
Während in Malaysia fünfundzwanzig Pro-
zent des Bruttosozialproduktes reinvestiert
werden, sind es in den Philippinen gerade
einmal ein Prozent. Fünfzig Prozent der
Kapitaleinkünfte stammen aus dem Aus-
land von den „exportierten Arbeitskräften“.
Auf den Philippinen hat der Neoliberalis-
mus eine tiefe Schneise geschlagen. Er
konnte an die im Land existierenden semi-
feudalen Strukturen anschließen. Die alt
eingesessene Elite, die traditionelle Bour-
geoisie seit der Zeit der spanischen Kolonie,
hatte das Land immer schon als Beute für
sich betrachtet. Sie ist eine unheilige Alli-
anz mit der neuen, der neoliberalen und
global agierenden Elite eingegangen, die
Staat und Gesellschaft verachtet.
Die philippinische Elite besteht aus den

reichen und politisch einflussreichen Dy-
nastien, den Oligarchen. Die zwanzig reich-
sten Personen haben ein Netteinkommen
von $ 15,6 Milliarden, das entspricht dem
Jahreseinkommen von 52 Millionen Filipi-
nos. Wer die Ökonomie beherrscht, der kon-
trolliert auch die politische Macht. Die Eli-
ten rekrutieren sich aus sich selbst. Gern
folgen sie zu ihrem Nutzen dem Diktat der
Globalisierung. Privatisierung. Liberalisie-
rung und Deregulierung haben die bereits
bestehenden sozialen Krisen in den Philip-
pinen noch einmal verschärft. So ist bei-
spielsweise seit der Privatisierung der Was-
serversorgung der Wasserpreis in Manila
um vierhundert Prozent gestiegen. 
Die Finanzkrise erschüttert nicht allein

das Zentrum. Der frühere Mitarbeiter des
internationalen Währungsfonds und jet-
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zige Professor an der National University
of Singapur bekräftigte auf einer Konferenz
im September in Manila, dass die Reagan-
Revolution vorüber sei und mit ihr die Ideo-
logie, dass die beste Form der Regierung
„weniger Staat“ sei. Der Verantwortliche
des Internationalen Währungsfonds für
Asien kommt zu der späten Einsicht, die
in der Manila Times zitiert wird: „Wir er-
kennen jetzt, dass wir gutes Regierungs-
handeln und Regulierung brauchen und
den Markt nicht sich selbst überlassen dür-
fen.“ Zurückblickend gesteht er ein: „Es
gab eine Zeit, als man die guten Standards
für Regulierungen kannte. Nun weiß das
niemand mehr. Alle stellen jetzt die funda-
mentale Frage: Wie sollen wir regulieren?“ 

Systematische
Menschenrechtsverletzungen

Philippinische Menschenrechts-Organi-
sationen haben den UN-Menschenrechts-
rat aufgefordert, auf die Regierung einzu-
wirken, die außergerichtlichen Hinrichtun-
gen und Menschenrechts-Verletzungen zu
stoppen. Der Sonderberichterstatter des
UN-Menschenrechtsrates Philipp Alston
ist in einem Sonderbericht zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass in vielen Fällen staat-
liche Sicherheitskräfte in die Ermordung
von linken Aktivisten, Anführern der Ur-
bevölkerung, Gewerkschaftsführern und
Kirchenleuten verwickelt sind, auch wenn
das Militär diese Ermordungen beharrlich
leugnet. Allein in diesem Jahr 2008 sind be-
reits mehr als dreizehn Fälle dokumentiert.
Gerade aus den Philippinen Anfang Okto-
ber zurückgekehrt, bekomme ich eine Mail,
in der von der Verschleppung eines Füh-
rers einer NGO berichtet wird, der gegen
die Abholzung der Wälder im Norden der
Philippinen protestiert hat. Er ist ver-
schleppt worden. Niemand weiß wohin. 

Im Zentrum für Gewerkschafts- und
Menschenrechte berichtet man mir von
mehr als 107 dokumentierten Fällen von
Verletzungen von Menschenrechten im
Jahr 2008. Allein 21 Verstöße gegen Gewerk-
schafter und eine Tötung. Betroffen waren
über 20.000 Arbeiter, unter ihnen ca. 5000

Frauen. Die systematischen Menschen-
rechts-Verletzungen sind nichts anderes als
ein Instrument zur Verteidigung der beste-
henden Ordnung.

Im Krieg

Die Philippinen bilden die zweite Front
der USA im Kampf gegen den „Terroris-
mus“. Sie sind ein wichtiger Alliierter dank
der lang bestehenden ökonomischen und
politischen Abhängigkeit von den USA. Die
Präsenz der US-amerikanischen Truppen
wurde ausgebaut. Auch wenn es offiziell
verneint wird, so ist doch allen klar, dass
die USA in den Krieg in Mindanao invol-
viert sind. Die USA haben ihre Militär- und
Wirtschaftshilfe seit dem 11. September 2001
auf US $ 877,8 Mrd. verdreifacht und sind
im ganzen Land präsent. Es gibt große La-
ger an Öl und anderen Bodenschätzen. Es
gibt derzeit keinen Krieg zwischen Christen
und Muslimen, wie er so gern dargestellt
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wird. Die im Land ansässigen Muslime ver-
teidigen ihre Bodenschätze gegen eine Re-
gierung, die das Land und seine Ressourcen
den global agierenden Konzernen ausliefert.
Seit der Eroberung der Philippinen im 16.
Jahrhundert kämpfen die Muslime um ihr
Recht. Die (alt-katholische) Iglesia Filipina
Independiente, der Erzbischof Ramento an-
gehörte, sagte zum Konflikt in einer Er-
klärung am 21.08.2008: „Die politische Un-
ruhe und der bewaffnete Konflikt haben
ihren Grund vorrangig in Ungerechtigkei-
ten wie Habgier, Korruption, Verlogenheit,
Betrug und Verletzung der Menschenrechte.“ 
Nachtrag: Während ich diesen Bericht

über meine Erfahrungen auf den Philippi-
nen schreibe, bekomme ich eine Mail. Jerry
berichtet darin von einem Menschenrechts-
forum, das er zur Erinnerung an die Ermor-
dung von Erzbischof Ramento veranstaltet
hat. Er schließt mit der Bemerkung: „Der
Intelligence Service ist beim unbefugten Be-
treten unseres Seminars bemerkt worden.
Ich habe angeordnet, vorsichtig zu sein und
die Sicherheitsmaßnahmen zu erhöhen.“

* Während der Vorbereitungen dieses Heftes mit
dem Schwerpunkt-Thema „Unsere Welt“ ist der
uns vom Autor zugesandte Artikel auch  in der
Zeitschrift Sozialismus 11/2008, S. 33–36 er-
schienen. Wir danken der Redaktion von „Sozia-
lismus“ für ihr Einverständnis zum Druck in CuS.
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Reinhard Gaede:
Kuba beging am 1. Januar 2009 den fünf-
zigsten Jahrestag des Siegs seiner Revolu-
tion. Können Sie mir für das deutsche Pu-
blikum in kurzen Worten erklären, welche
Fortschritte durch die Revolution erzielt
wurden?
Gerardo Peñalver:
Um sich wirklich ein Bild davon machen
zu können, welche enormen Fortschritte
Kuba in den letzten fünfzig Jahren gemacht
hat, muss man sich vor Augen führen, in
welchem Zustand Kuba 1959 war. Damals
hatte Kuba eine Bevölkerung von sechs Mil-
lionen Einwohnern. 23,6 Prozent aller Ein-
wohner ab zehn Jahren waren Analphabe-
ten, eine Million waren mehr oder weniger
Analphabeten. 600 000 Kinder hatten keine
Möglichkeit, eine Schule zu besuchen, und
10 000 Lehrer waren ohne Arbeit. Für eine
Ausbildung auf technischem Gebiet auf
mittlerem Niveau stand nur eine einzige
Einrichtung zur Verfügung, für eine agrar-
wissenschaftliche Ausbildung gab es ledig-
lich sechs Einrichtungen mit sehr limitier-
ter Kapazität, ebenso gab es nur unzurei-
chende Möglichkeiten zu studieren, sei es
auf dem Gebiet der Humanwissenschaft,
der Wirtschaftswissenschaft oder der Me-
dizin.
Die Infrastruktur war insgesamt in ei-

nem desolaten Zustand, die Armut nahm
rasant zu. In Politik und Verwaltung brei-
tete sich die Korruption immer weiter aus,
es gab willkürliche Exekutionen, Morde.
Ausländische Besitzer und Missstände auf
vielen Gebieten machten das Leben für die
Kubaner schwer, die sich schließlich unter

Führung von Fidel am 1. Januar 1959 von
der Tyrannei befreiten.

Der Sieg der
Revolution mit
ihrer humanen
und sozialen
Z i e l s e t z ung
hatte zur Folge,
dass der Aus-
beutung des
M e n s c h e n
durch den Men-
schen für im-
mer ein Ende ge-
setzt wurde.
Die ökonomi-
schen Struktu-
ren, die bis da-

hin nur einer kleinen Schicht der
Bevölkerung zugute kamen, wurden von
Grund auf reformiert. Durch die Revolution
wurde die Privatisierung der Produktions-
mittel und damit die Ausbeutung des Men-
schen durch den Menschen abgeschafft. Da-
durch hat die Revolution die Grundvoraus-
setzung dafür geschaffen, dass das ganze
Volk ein Recht auf Gesundheit, Bildung,
Sport, Kultur und Wohlbefinden hat. Darü-
ber hinaus wurde das Volk selbst in die Lage
versetzt, darüber zu bestimmen, wie die Ent-
wicklung auf dem Weg in eine bessere Zu-
kunft weiter gehen sollte.
Heutzutage ist Bildung für alle Kubaner

kostenlos, auch das Studium an den Uni-
versitäten. Die Bildungsrate der Bevölke-
rung liegt bei 99 Prozent. 98 Prozent der
Bevölkerung können lesen und schreiben.
Nach Untersuchungen der UNESCO ist
Kuba auf dem Gebiet der Grundausbil-
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Fünfzig Jahre Revolution in Kuba

dung führend in Lateinamerika und gehört
weltweit zu den vier führenden Ländern
auf dem Gebiet der Bildung. 
Es wäre noch viel mehr aufzuzählen, um

zu zeigen, welche Fortschritte Kuba in den
letzten fünfzig Jahren gemacht hat, wobei
man insbesondere darauf hinweisen muss,
dass Kuba das alles ohne jegliche finanzi-
elle Unterstützung und trotz einer bereits
ein halbes Jahrhundert währenden Wirt-
schaftsblockade durch die Vereinigten Staa-
ten erreicht hat. Es gibt kein anderes Land
auf der Welt, das über einen so langen Zeit-
raum einer Blockade widerstanden hat.
Man muss sich das immer wieder klar ma-
chen, um richtig einschätzen zu können,
wie viel wir trotz außergewöhnlichen Um-
ständen erreicht haben.

Reinhard Gaede:
Die bürgerliche Presse hat die Revolution
und vor allem die Behandlung der Opposi-
tionellen im Land kritisiert. Wie würden
Sie die Beachtung der demokratischen
Grundrechte auf Kuba beurteilen?
Gerardo Peñalver:
Die Tatsache, dass in dieser Hinsicht Kritik
an Kuba laut wird, zeigt, dass man die hi-

storische Leistung der Revolution in Bezug
auf die Menschenrechte, auf die Freiheit
und in Bezug auf die Demokratie in den
Dreck ziehen will. Unser demokratisches
System unterscheidet sich von dem System,
das es angeblich in der ganzen Welt gibt.
Es ist sicherlich nicht perfekt, aber von un-
serem Standpunkt aus und im Hinblick
auf unsere historische Erfahrung ist es ein
System, an dem das Volk als Entschei-
dungsträger direkt beteiligt ist. Es ist ein
System, in dem die kommunalen Abgeord-
neten und Delegierten direkt vom Volk –
also: von unten nach oben – gewählt wer-
den und zwar unter Verzicht auf Wahlkam-
pagnen oder Parteien, wobei zudem noch
hervorgehoben werden muss, dass Geld
auf keiner Seite eingesetzt wird. Dieses Sy-
stem straft alle Verleumdungen Lügen.
In Kuba gibt es wie überall sonst eine

Opposition; es kommt aber nicht vor, dass
Menschen wegen ihrer Gesinnung bestraft
werden sondern nur dann, wenn sie durch
konkrete Handlungen versuchen, die ge-
setzlich legitimierte Regierung außer Kraft
zu setzen. Solche Personen, die man in Eu-
ropa „Dissidenten“ oder „Kämpfer für die
Freiheit“ nennt, sind in Wirklichkeit Söld-
ner im Dienste einer ausländischen Macht.
Während der vergangenen 50 Jahre nach

der Revolution hat es in Kuba keinen ein-
zigen Fall gegeben, in dem ein Mensch my-
steriöse Weise verschwunden wäre, oder
aus politischen Motiven heraus ermordet
worden wäre. Niemand könnte auch nur
einen einzigen Fall von Folter nennen.
Ganz offensichtlich findet ein Medienkrieg
gegen Kuba statt, dem wir so lange wie
nötig standhalten werden. 
Es gibt Menschen, die denken, dass Kuba,

nur weil es sozialistisch und ein kleines
Land ist, kein Recht hätte, seine Souverä-
nität zu verteidigen. Kuba müsste schon
allein deshalb verteidigt werden, dass man
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herausstellen kann, was es für die Dritte
Welt und für die Wahrung der Würde des
Menschen geleistet hat. Es muss wieder
das Recht in Kraft gesetzt werden, das den
einzelnen Völkern das Recht zur Selbstbe-
stimmung garantiert, zur freien Wahl des
politischen Systems, der Institutionen und
Gesetze, für die sie sich entscheiden.
Wir sind der Auffassung, dass es nicht

nur – gleichsam wie ein Dogma – ein einzi-
ges Modell von Demokratie gibt. Wir weh-
ren uns gegen die Intoleranz, auf Grund
der die Industrieländer kein anderes Sy-
stem anerkennen als ihr eigenes. Der Nor-
den hat sich Konzepte von Menschenrech-
ten und der Demokratie zu eigen gemacht,
die er als politische Instrumente gegen den
Süden einsetzt.

Reinhard Gaede:
Der Zerfall der kommunistischen Staaten
in Osteuropa hat Kuba dazu gezwungen
sich nach anderen Verbündeten umzusehen.
Welche Formen der Zusammenarbeit sehen
Sie derzeit?
Gerardo Peñalver:
Die oben erwähnte Entwicklung in Osteu-
ropa hat Kuba ganz offensichtlich vor viele
Probleme gestellt, aus denen man aber gut
lernen konnte. Kuba unterhält heute viel-
fältige Handelsbeziehungen zu vielen ver-
schiedenen Ländern; es haben sich nach al-
len Seiten Möglichkeiten einer Zusammen -
arbeit aufgetan. Ein Beispiel für eine wirk-
lich gute Zusammenarbeit zwischen uns
südamerikanischen Staaten ist ALBA, die
Bolivianische Alternative. Dieses Integra-
tionsprojekt basiert auf den Grundsätzen
von Simon Bolivar und José Marti, deren
Ziel eine Integration ist, die in erster Linie
so angelegt ist, dass sie der Mehrzahl der
Bevölkerung zugute kommt und nicht nur
wirtschaftlichen Aspekten untergeordnet
wird. In erster Linie sollte es darum gehen,

sich durch die Zusammenarbeit mit ande-
ren Staaten gegenseitig zu ergänzen, indem
man vor allem solidarisch handelt und das
Hauptmerkmal auf soziale Projekte legt.
Im Rahmen solcher Grundsätze suchen

wir die internationale Zusammenarbeit.
Mehr als 31 000 Stipendiaten aus 123 Staa-
ten studieren in Kuba, 24 000 von ihnen
Medizin, und fast 51 000 Kubaner bieten
ihre Dienste in 96 verschiedenen Ländern
an, die meisten von ihnen arbeiten auf dem
Gebiet des Gesundheitswesens. Mehr als
3 600 000 Menschen weltweit sind auf der
Grundlage des kubanischen Bildungssy-
stems „Ja, ich kann“ alphabetisiert worden.
Die Kubaner haben in 33 Ländern mehr
als dreihunderttausend Augenoperationen
durchgeführt, und auf internationaler
Ebene ist vor allem die kubanische Hilfe
bei Naturkatastrophen in Ländern wie Me-
xiko, Peru, der Volksrepublik China, Paki-
stan, hoch geschätzt.
Kuba selbst begrüßt die Zusammenar-

beit mit vielen Ländern der Welt. Wir wei-
sen aber eine Zusammenarbeit mit solchen
Ländern zurück, die uns Bedingungen stel-
len. Wir empfinden uns als ein würdiges
Volk, das, obwohl es zur Dritten Welt
gehört und nur über geringe Ressourcen
verfügt, zur internationalen Zusammenar-
beit bereit ist. Es ist schwer einzuschätzen,
wie sich diese Zusammenarbeit auswirkt,
nicht nur in jedem konkreten Fall, sondern
auch im Hinblick darauf, welche Auswir-
kung diese Zusammenarbeit auf die künf-
tige Entwicklung des Landes haben wird.

Reinhard Gaede:
Welche Chancen geben Sie dem Sozialis-
mus in Kuba im 21. Jahrhundert?
Gerardo Peñalver:
Im 20. Jahrhundert waren Che und Fidel
die Wegbereiter für den Sozialismus des 21.
Jahrhunderts. Sie haben den Sozialismus ak-



tiv vorangetrieben, indem sie Irrtümer ein-
sahen und neue Erkenntnisse gewannen.
Diese Entwicklung geht heute weiter. Die
Tatsache, dass der kubanische Sozialismus
trotz der Blockade derer, die dem so genann-
ten „realen Sozialismus“ anhingen, nicht
untergegangen ist, verdanken wir dem krea-
tiven Geist, mit dem der Sozialismus in
Kuba bereits seit der Mitte des vergangenen
Jahrhunderts immer weiterentwickelt
wurde. Natürlich basierte der Sozialismus
zunächst auf den damals gültigen Grundsät-
zen, er hat sich aber seitdem weiterent-
wickelt, ohne den Boden der Konzepte, die
im 19. Jahrhundert entwickelt und im 20.
Jahrhundert weiterverfolgt wurden, zu ver-
lassen, deshalb wird sich der Sozialismus
auch im 21. Jahrhundert durchsetzen.
Am besten kann man Ihre Frage mit den

Worten von Dr. Armando Hart, einem ku-
banischen Intellektuellen, der sich einen
Namen als Kämpfer für den Sozialismus
gemacht hat, beantworten. Er sagte: “Die
lateinamerikanische Freiheitsbewegung
und die Ideen von Marx, Engels und Lenin
sind die Wegbereiter für den Sozialismus
des 21. Jahrhunderts.“ Wir haben uns in
der Vergangenheit am Marxismus-Leninis-
mus orientiert und werden uns auch in Zu-
kunft an ihm orientieren.

Reinhard Gaede:
Welche Rolle spielt Kuba Ihrer Meinung
nach für die Beziehung mit anderen Völkern?
Gerardo Peñalver:
Ich meine, dass Kubas Rolle vorbildlich ist.
Kuba ist es gelungen, die Isolation, in die
es durch die Regierung der USA gezwun-
gen werden sollte, zu überwinden. Kuba
unterhält mit 181 von den 192 Mitgliedern
der Vereinten Nationen Beziehungen. In
Havanna gibt es 108 ausländische Botschaf-
ten, und Kuba unterhält weltweit 123 Bot-
schaften. Zudem ist Kuba tief in Lateiname-

rika und der Karibik verwurzelt, es unter-
hält zu 32 Ländern der Region diplomati-
sche Beziehungen. Seit dem Scheitern der
neoliberalen Regime und dem Sieg der pro-
gressiven Regierungen herrscht eine freund-
liche Atmosphäre in der Region.
Die Revolution und das Land sind heute

anerkannter denn je, Kuba hat mehr Bezie-
hungen und Kontakte als je zuvor. Immer
mehr Delegationen und ausländische Staat-
schefs besuchen Kuba. Wir sind heute in
der Region fester verankert als jemals zu-
vor. Kuba wird hoch geachtet, vor allem
auch wegen seiner Unterstützung der Drit-
ten Welt. 
Wir werden auch von einem starken Ge-

fühl internationaler Solidarität getragen.
Zurzeit gibt es 2 070 Freundschaftsgesell-
schaften in 147 Ländern, 346 Unterstüt-
zungs-Komitees setzen sich in 110 Ländern
für die Freilassung von fünf antiterroristi-
schen kubanischen Freiheitskämpfern ein,
die sich in amerikanischer Gefangenschaft
befinden. Es gibt 51 Assoziationen von Gra-
duierten, in denen 79 Gruppen von Vätern
der Schüler mit Stipendien arbeiten. Kuba-
ner, die im Ausland leben, unterstützen
die Revolution, am meisten diejenigen, die
in den Antillen leben.
Unter dem Motto „ Ja, ich kann“ tragen

wir in vielen Ländern zur kulturellen Ent-
wicklung bei, indem wir den Menschen
das Lesen und Schreiben beibringen. Wir
sind auf dem Gebiet des Sports aktiv. Wir
bringen den Menschen Licht, die nicht se-
hen können, wir verbreiten Freude und
Hoffnung. Wir sind ein Beispiel dafür, wie
man soziale Sicherheit garantieren kann,
was man zum Schutz der Arbeiter tun
kann, wie man Bildung und Kultur weiter-
entwickeln kann. Wir sind eine moralische
Kraft, deshalb werden wir geliebt und re-
spektiert, das ist ein klares Zeichen für die
Achtung der Menschenrechte.

Fünfzig Jahre Revolution in Kuba
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Übersetzung aus dem Spanischen:
Dr. Ursula Diezemann

Zu weiteren Informationen über Kuba vgl. die
Homepage der Deutsch-Kubanischen Freund-
schaftsgesellschaft http://www.fgbrdkuba.de

Gerardo Peñalver
Portal, Botschafter
Kubas
Geburtsdatum:
13. April 1969 in
Havanna
Sprachen: Englisch,
Deutsch, Franzö-
sisch und Russisch
Verheiratet, ein Kind
Studien:
1987–1992 Abge-
schlossenes Stu-
dium der Interna-
tionalen Politischen
Beziehungen an der
Hochschule für Internationale Beziehungen
„Raúl Roa García“ (ISRI), Havanna
1975–1978 Studium der russischen Sprache in
Moskau
1987–1992 Studium der englischen und fran-
zösischen Sprache, ISRI
1996 Intensivlehrgang für Deutsch, Goethe-In-
stitut, Bonn
1993 Postgraduales Studium Marketing und
Unternehmensführung, ISRI

1991 Postgraduales Studium der Multilatera-
len Diplomatie, gelehrt von einem multidiszi-
plinären Team von Akademikern des Instituts
für Multilaterale Diplomatie, Washington, ISRI
1993 Postgraduales Studium Humanitäres Völ-
kerrecht, Ministerium der Streitkräfte (MINFAR)
1998 Postgraduales Studium der Europäischen
Integration, unterrichtet von einem Akademi-
ker der Universität Florenz, ISRI
1998 Postgraduales Studium Projektführung,
unterrichtet von einem Vertreter der Europäi-
schen Kommission, Havanna
2004–2006 Master für Internationale Wirt-
schaftsbeziehungen, ISRI
Berufliche Tätigkeit:
Offizier für Internationale Beziehungen, Abt.
Int. Bez. des MINFAR
1994–1996 Generalassistent für Internatio-
nale Beziehungen in der Europa-Abteilung des
Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
1996–1998 Dritter Sekretär der Botschaft
Kubas in Bonn
Länderspezialist in der Europa-Abteilung des
Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
Botschaftsrat, stellv. Missionschef der kubani-
schen Botschaft in Berlin
Mitarbeiter des Sekretariats des Exekutivkomi-
tees des Ministerrates
seit 2.9.2005 Außerordentlicher und Bevoll-
mächtigter Botschafter der Republik Kuba in
der Bundesrepublik Deutschland 
Teilnahme an zahlreichen internationalen Ver-
anstaltungen und Konferenzen
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Gerardo Peñalver
Portal

Demographie: Auf Kuba leben etwa 11 Millionen Menschen, davon über zwei Millionen in
der Hauptstadt Havanna. Die Bevölkerung wuchs in der Vergangenheit kontinuierlich um eine
Million Menschen je Jahrzehnt. Ursachen für das Bevölkerungswachstum sind die hohe Lebens -
erwartung und die mit 5,4 Fällen je 1000 Geburten geringe Kindersterblichkeit. Aufgrund rück-
gehender Geburtenrate (derzeit 1,6 Kinder pro Frau) und Emigration ist die Entwicklung derzeit
leicht negativ. Religion: 1992 wurde Kuba durch Verfassungsänderung von einem atheistischen
Staat zu einem säkularen, wodurch Gläubigen die Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei
(PCC) ermöglicht wurde. Als Kubas Hauptreligionen gelten der Katholizismus und die Santería,
eine Mischreligion. Sie basiert auf der animistischen Religion der westafrikanischen Yoruba, und
ist stark mit christlichen Elementen vermischt … Wikipedia, Art. Kuba 
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Von Udo Fleige

In der neoliberalen Phase, die der revo-lutionären Aufbruchstimmung folgte,
vertiefte sich die soziale Kluft zwischen

Arm und Reich in Nicaragua erheblich. Seit
zwei Jahren (Ende 2006/ Anfang 2007) ist
die FSLN (Sandinistische Front für die Na-
tionale Befreiung) erneut an der Regierung. 
Daniel Ortega steht jedoch zunehmend

in der Kritik, das soziale Projekt der Sandi-
nistas zugunsten eines machterhaltenden
Klientelismus weitestgehend aufgegeben
zu haben. Viele ehemalige Sandinisten
ebenso wie linke NGOs (Infobüro Nicara-
gua, Christliche Initiative Romero, u.a.) ha-
ben sich abgewendet und sehen hier eine
populistische Clique, der es nur um den ei-
genen  Machterhalt geht.
Der medico-Verteter in Nicaragua Dieter

Müller ist seit längerer Zeit vor Ort und
hat die Entwicklung in der Projektarbeit
nahe verfolgt. 
Dieter Müller ist Leiter des Mittelame-

rika-Büros von medico international in Ma-
nagua. Auf einer Veranstaltung in Tübin-
gen am 11.2.2009 stellte er die ökonomi-
sche und politische Ausgangslage in der
Region und insbesondere in Nicaragua vor,
schildert die Hintergründe dieser Entwick-
lung und beschreibt die Versuche, nichts-
destotrotz eine auf Emanzipation und
Selbstbestimmung setzende Projektarbeit
vor Ort zu realisieren. 
Eine Reise durch die Projektarbeit von

medico-international in Nicaragua kann
man anschauen unter: 

http://www.medico.de/themen/
vernetztes-handeln/dokumente/

mittelamerika-zwischen-emanzipation-
und-autoritarismus/3162

In den „Briefen aus Matagalpa“, Winter
2008/2009, sind auf Seite 10f. soziale Fort-
schritte in Nicaragua nach der Rückkehr
der Sandinisten an die Regierung seit An-
fang 2007 dargestellt. Olivia Alvarez Alva-
rado in Matagalpa und die Lehrerinnen
der talleres (Seminare) in Matagalpa berich-
ten von sozialen Fortschritten bzw. neuen
Hoffnungen (a.a.O. S. 11/12 und Briefe aus
Matagalpa Nr. 15 Herbst/Winter 2007/
2008) nach der Rückkehr von Daniel Or-
tega an die Macht: „Ich habe das Gefühl,
die Sonne beginnt in jedem Heim in Nica-
ragua zu leuchten und dass wir besser und
in mehr Würde leben werden“, schrieb
eine Lehrerin 2007. 
Und Olivia Alvarez:
„Ich möchte euch etwas über die Situation
in meinem Land erzählen, in dem 16 Jahre
lang Präsidenten herrschten, die meine Hei-
mat bankrott, arm, mit Hunger und nackt
hinterlassen haben. Tausende sind arbeits-
los, Kinder und Jugendliche möchten stu-
dieren, haben aber keine Möglichkeit dazu.
[…] Lehrer verdienen einen Hungerlohn,
der weder für den Basis-Warenkorb, ge-
schweige denn für die Ausbildung der Kin-
der ausreicht. Wir haben den Wunsch, gute
Lehrer zu sein, aber unsere Arbeit wurde
nicht anerkannt, und während 16 Jahren
mussten wir ertragen, dass die Regierung
nur für sich selbst das wenige Geld ausgab,
das unser Land besitzt. Ich träume davon,
eine Regierung zu haben, die sich um die
Armen kümmert, darum, dass Arbeiter or-
dentlich bezahlt werden und sie ihren Be-
darf decken können mit Würde, nicht um

Nicaragua zwischen Emanzipation und Autoritarismus

Nicaragua zwischen Emanzipation
und Autoritarismus



wie die Reichen zu denken. Jetzt mit dem
Präsidenten Daniel Ortega glaube ich, dass
es besser wird. Seine Vorhaben sind ausge-
zeichnet, und er hat auch schon einige aus-
geführt.“
Ortega selber spricht davon, dass die Re-

volution von 1979, (die sich am 19. Juli
2009 zum 30. Mal jährt), nach diesen 16
Jahren Unterbrechung (1990–2006) nun wei-
tergeführt werden kann. 
Doch was ist der Unterschied? Dieter

Müller sagt: Es ist eine Reform von oben,
eine Reform per Dekret, kein gesellschaft-
liches Ereignis, kein gesellschaftliches Pro-
jekt, die Bevölkerung ist in die Maßnah-
men nicht einbezogen, so wie das vor und
nach 1979 war. Die Reformen sind viel-
mehr eher dem „caudillismo“ Ortegas zu-
zuschreiben, der ihm auch schon Ende der
80er Jahren immer wieder vorgeworfen
wurde. Wikipedia definiert ihn so: „Mit
Caudillismo (span.: caudillo, Heerführer)
bezeichnet man die autoritäre, nicht insti-
tutionell verankerte, Leitung, die eine Per-
son (der „Caudillo“) über eine soziale
Gruppe ausübt, um eine politische, ökono-
mische oder soziale Situation zu verändern,
die diese Gemeinschaft schädlich beein-
flusst. Die Eigenschaften, die einen Cau-
dillo auszeichnen, sind im Allgemeinen
eine starke Persönlichkeit, Ambition zur
Macht, Charisma, Mut und die Fähigkeit
zur politischen/militärischen Leitung, aber
oft auch Grausamkeit, Rücksichtslosigkeit
und Brutalität.“ 
Die soziale Fortschritte im Vergleich zu

den Verwüstungen des Landes durch den
Neoliberalismus in den 90er Jahren sind
nicht zu bestreiten: Es gibt Fortschritte im
Bildungs- und Gesundheitswesen, die
Sprechstunde beim Arzt ist wieder gratis,
es gibt eine neue Alphabetisierungs-Kam-
pagne nach einer kubanischen Unterrichts-
Methode …

Aber: In den
80er Jahren nach
der sandinisti-
schen Revolution
kam die Gesund-
heit zu den Men-
schen auf das Land,
in jedem Dorf wur-
den Promotoren
ausgebildet, es gab
Gesundhei t spo-
sten vor Ort mit
HelferInnen, die
nicht unbedingt
Ärzte sein mussten, denn um den häufigen
Durchfall zu behandeln, brauchte man
nicht keinen Arzt, sondern vor allem
Prävention und einfache Grundkenntnisse
der Behandlung. Heute ist die Sprech-
stunde wieder gratis, aber die gesamte
Struktur der Nach-Revolution fehlt: Impf-
kampagnen, die Präventionsarbeit in den
Dörfern, die Gesundheitsposten, die Mas-
sen von freiwilligen HelferInnen. Und
auch wenn der Arztbesuch in der Stadt
nichts mehr kostet, so müssen doch die
Fahrtkosten in die Stadt und die Verpfle-
gung in der Stadt aufgebracht werden, was
sich sogar LehrerInnen mit ihren katastro-
phalen Gehältern oft nicht leisten können. 
Die Ausbildung der LehrerInnen ist eben-

falls mangelhaft. 

Die veränderte politische Kultur

Daniel Ortega verspricht in seiner Rhe-
torik, dass er dort weiter macht, wo die Re-
volution 1990 aufhören musste. Auf den
Stellwänden in Managua feiert der Revo-
lutions-Barock seine Urstände. Doch was
das Verhaltensmuster Ortegas betrifft, so
entspricht es dem „dirección nacionál or-
dene“, („Nationales Direktorium, gib uns
Anweisungen“) aus einer Zeit, in der ein
solcher Führungsstil angebracht war, als
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Reagan US-Präsident war, als sich das
Land im Krieg gegen die US-finanzierte
Contra befand, als das Land einer Seeblock-
ade unterworfen war und die Häfen völ-
kerrechtswidrig von den USA vermint wor-
den waren. 
Vieles von den damaligen Verhaltensmu-

stern ist heute wieder/immer noch da, ob-
wohl es keinen Krieg mehr gibt: Unterwür-
figkeit, Autoritarismus, gegenseitige
Verunglimpfungen statt einer Kultur der
Auseinandersetzung, „wer nicht für uns
ist, ist gegen uns“, Worte wie „Feind“,
„Krieg“, „Vaterlandsverrat“… Die Sandini-
sten und die abtrünnigen DissidentInnen
der MRS (Ernesto Cardenal, Gioconda Belli,
Sergio Ramirez….) schenken sich da nichts.
Müller fühlt sich an Kinder erinnert, die
im Sandkasten sitzen, sich streiten, mit
Dreck bewerfen und gegenseitig ans
Schienbein treten. Es gibt keine inhaltliche
Auseinandersetzung zwischen den Fron-
ten um politische Perspektiven.
Ortega spricht in seiner Rhetorik immer

wieder davon, dass er seiner Frau die halbe
Macht abgegeben habe, also den Frauen
in Nicaragua. Aber seine Ehefrau Rosario
Murillo hat kein offizielles politisches Amt
inne, sie wurde von niemand für irgendet-
was gewählt. 
Weder in Nicaragua selber noch in den

deutschen Medien findet eine politische
Auseinandersetzung statt, stattdessen wird
die Auseinandersetzung auf Klatsch- und
Feuilleton- Niveau geführt: „Der alternde
Comandante! Schaut ihn euch an, was aus
ihm geworden ist. Und erst seine esoteri-
sche Ehefrau mit den vielen Ringen an den
Fingern …“ (DER SPIEGEL, GEO …).

Das Machtprojekt und „el pacto“

Es handelt sich aktuell um ein Machtpro-
jekt von Daniel Ortega und seiner Ehefrau
in der Tradition des Caudillismo. Ziel ist

es, nicht mehr abgewählt werden zu kön-
nen. Dazu gehörte die Verfassungsände-
rung mit dem Ziel, Ortegas Widerwahl als
Präsident zu ermöglichen, was bisher nicht
möglich ist. Außerdem soll eine Art „Kanz-
ler“ neben dem Präsidentenamt eingeführt
werden, so dass Ortega im Wechsel Kanz-
ler und Präsident werden könnte (ähnlich
wie es Putin in Russland macht). Das ganze
basiert auf dem Pakt (el pacto) mit Arnoldo
Alemán, der ab 1996 Präsident Nicaraguas
war. Zusammen mit Daniel Ortega trieb
Alemán damals die Zusammenarbeit ihrer
beiden Parteien voran. Der Pakt beinhaltet
u.a. eine Reform des Wahlrechts, die die
nötige Stimmenanzahl für die Präsident-
schaft Nicaraguas von 45 % auf 35 % senkt
+ 5 % Vorsprung vor dem unterlegenen
Kandidaten. Dadurch reichte Ortega 2006
das 38 %-Wahlergebnis, sein schlechtestes
bisher (1996 und 2001 war er gescheitert),
um im Januar 2007 Präsident zu werden. 
Im April 2007 verabschiedete Ortegas

FSLN mit Alemáns PLC zusammen eine
Strafrechtsreform zum Korruptionsparagra-
phen: Alemán war wegen Korruption und
Geldwäsche zu 20 Jahren Haft verurteilt
worden; nach dem neuen Gesetz liegt das
Strafmaß für diese Art der Korruption nur
noch bei 5–7 Jahren. Der Pakt führte so
weit, dass sie durch Gesetzes- und Verfas-
sungsänderungen versuchten, einen Zwei-
Parteien-Staat zu errichten, indem der Zu-
gang neuer Parteien erschwert und freie
Bürgerlisten verboten wurden. Auch hat-
ten und haben sie einen großen Einfluss
auf die Besetzung der wichtigsten Gremien
(Oberster Wahlrat, staatlicher Rechnungs-
hof, Oberster Gerichtshof, Vorsitz des Par-
lamentes des Landes). Des Weiteren erhal-
ten der Präsident und der Vizepräsident
nach ihrem Ausscheiden Abgeordnetensta-
tus auf Lebenszeit. Die damit verbundene
Immunität kam Alemán in seinem Korrup-
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tionsverfahren zugute. Alemán wurde am
Ende seiner Amtszeit (2001) im Jahre 2003
wegen Korruption und der Veruntreuung
von 85 Millionen US-Dollar zu 20 Jahren
Haft verurteilt, die er aber nie wirklich an-
trat: Aus 20 Tagen(!) Haft wurde Hausar-
rest in seiner Villa und daraus dann Haus-
arrest in der Region (!) … 
An den ökonomischen Machtstrukturen

wurde nichts geändert. Das Großkapital
Nicaraguas hat unter allen Änderungen
durch die FSLN seit 2007 am wenigsten zu
leiden.

Katholische Kirche,
Frauenbewegung

Der Verdacht liegt nahe, dass es sich bei
den sozialpolitischen Maßnahmen um po-
litische Zugeständnisse Ortegas an seine
Basis handelt, um sich deren Gunst und
damit seine Macht zu erhalten.
Das gleiche Vorgehen wendet Ortega im

Umgang mit der katholischen Kirche an:
Die katholische Amtskirche, der Erzbischof
Obando y Bravo und Papst Johannes Paul
II. waren die erbittertsten Feinde der Revo-
lution in Nicaragua gewesen. Heute wer-
den der katholischen Kirche große Zuge-
ständnisse gemacht, was sich im Bildungs-
wesen in den Richtlinien zur Sexualauf-
klärung niederschlägt und im Gesundheits-
wesen im Abtreibungsverbot. Die Abtrei-
bung war auch unter den Sandinisten in
den 80er Jahren schon illegal, es gab aber
eine Indikationslösung, d.h. bei Inzest, bei
Gefahr für Leben von Mutter und Kind
oder bei Vergewaltigung blieb die Abtrei-
bung straffrei. 2006 wurde dieses Gesetz
mit Hilfe der FSLN gekippt, jede Art von
Abtreibung gilt nun als Straftat.
Dies gilt medico-international als einer

der größten medizinischen Rückschläge,
der zum Ansteigen der Müttersterblichkeit
geführt hat. Angesichts des machismo der

lateinamerikanischen Männer und einer
hohen Inzest-Problematik hat das Abtrei-
bungsverbot verheerende gesundheitliche
Folgen für die Frauen. 
Die Revolution von 1979 war auch eine

Revolution der Frauen, von Frauen breit
mit getragen. Die Frauenbewegung war es
auch, sie sich nach 1980 gut organisiert hat
und sehr viel erreicht. Jetzt fragen sich die
Frauen: Was ist hier los? Wofür sind wir
1979 in die Revolution und nach 1979 in
den Krieg für Ortega gezogen? Ortega hat
sich an die Kirche verkauft, um sich deren
Wohlwollen oder zumindest Neutralität
zu sichern, ohne die er die nötigen 35 %
der Stimmen Ende 2006 für seine Rückkehr
in die Präsidentschaft wohl nicht bekom-
men hätte. Heute sieht Ortega die Frauen-
bewegung Nicaraguas als Feind Nr. 1 sei-
ner Regierung an, sie werden von ihm als
Teuflinnen beschimpft, aber die Organisa-
tionen der Frauenbewegung schenken sich
nichts in ihrer Reaktion auf Ortega. Siehe
oben. 

MRS und FSLN

Die Sandinisten haben die Intellektuellen
an die MRS verloren (Gioconda Belli, Ser-
gio Ramirez, Ernesto Cardenal …). Diese
sind international bekannt, Stimmen bei
den Wahlen bekommen sie nur wenige.
Die Streitigkeiten begannen im Grunde
schon in den 80er Jahren, nach der Revolu-
tion, nicht erst in jüngster Zeit. Heute hat
sich die MRS geöffnet, es ist eine sozialde-
mokratische, linksliberale Partei. Aber das
Herz der breiten Masse schlägt immer
noch bei der „echten“ FSLN, sie war über
Jahrzehnte ihre Heimat, und die MRS ist
für sie keine Alternative. Etwa 35% der
WählerInnen der FSLN wählen diese aus
Überzeugung, es ist ihre alte Heimat (so
wohl auch Olivia Alvarez). Es gibt nicht
wirklich eine andere politische Kraft in Ni-
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caragua, die für ein politisches Projekt steht.
Die Kämpfe zwischen FSLN und MRS sind
Kämpfe von früher.
Das links-christliche CAV, Centro Anto-

nio Valdevieso, das sich aus sandinisti-
schen Theologen zusammensetzte, ver-
langt heute eine Analyse der 80er Jahre:
Was war gut, welche Forderungen von da-
mals gelten auch heute noch, was gab es
für Fehler? Es soll weder beschönigt noch
verteufelt werden.
Die Alphabetisierungskampagne von

heute ist nicht mehr das Gleiche wie in den
80er Jahren. Damals war sie Teil eines re-
volutionären und gesellschaftlichen Ge-
samtprojektes: Alfabetisierung + Gesund-
heitsreform + Frauenrechte + Revolution
+ Starke Hand + Starker Mann … 
Es gab eigentlich nie eine nicaraguani-

sche Identität, so wie es in Guatemala oder
Bolivien eine Indio-Identität im Lande gibt.
Nicaragua war immer das Land von US-
Gnaden, von Eliten in Granada und León,
von Seeräubern und Abenteurern wie Wil-
liam Walker usw. gewesen. Die Revolution
von 1979 hatte dem Land erstmals eine
Identität gegeben.
Der Neoliberalismus hat in den 80er/

90er Jahren (auch) in Nicaragua wie eine
Bombe eingeschlagen. Dazu kam der US-
Boykott, Naturkatastrophen wie im Okto-
ber 1998 der Hurrikan Mitch mit 20.000 To-
ten in Mittelamerika … 
Heute hat Nicaragua ein großes ökono-

misches Potenzial, es gibt viel brach liegen-
des Land, und große Konzerne interessie-
ren sich dafür, z.B. für den Anbau von
Erdnüssen. Ein Problem sind die fehlenden
Landtitel, denn die FSLN hatte in den 80er
Jahren bei der Landreform das verteilte
Land nicht in die Grundbücher eintragen
lassen. So bewohnen heute noch Bauern
Land aus der damaligen Landreform, sie
bekommen aber keine Bankkredite, weil

das Land, auf dem sie wohnen, nicht im
Grundbuch auf ihren Namen eingetragen
ist und deshalb den Banken keine Sicher-
heit bietet. Obwohl die enteigneten vorhe-
rigen Besitzer, die inzwischen teilweise die
US-Staatsbürgerschaft besitzen, z.T. schon
2-3fach entschädigt wurden. Die aktuelle
Regierung bemüht sich zwar, die Eintra-
gungen jetzt nachzuholen, aber wohl z.T.
mit unappetitlichen Methoden, sagt Müller,
und man muss sich auch selber aktiv
darum bemühen.
Das Genossenschafts- und Kooperativen-

wesen war in Nicaragua nie in den Herzen
der Bauern verankert. Man war oft in die
Genossenschaften eingetreten, weil diese
finanziell und mit Maschinen aus der
UdSSR begünstigt wurden. Nicht, weil
man sie selber als eine günstige Organisa-
tions- und Selbsthilfeform ansah. Die Phi-
losophie dazu war nicht vorhanden. 1 Mio.
Nicaraguaner sind in der Migration.

Udo Fleige, lehrt
Biologie und ev.
Religion an der
Geschwister-
Scholl-Schule Tü-
bingen, ist
Beratungslehrer,
war 1984–1986
Redaktionsmit-
glied von CuS, 1986–1996 Bundessekretär im
BRSD, 1996–2003 wieder Mitglied der Redak-
tion von CuS. Er hat als Entwicklungshelfer in
Nicaraguas gearbeitet und das Land später oft
besucht, mit Gewerkschafts- und Schulgruppen.
Er ist Vorstandsmitglied des Vereins für Interna-
tionale Pädagogische Zusammenarbeit (VIPZ),
an dessen Hilfe für Nicaragua der BRSD teilge-
nommen hat.
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Von Heinz Röhr (1931–2005)

1) Buddha und Nirvana

Die Behandlung des Buddhismus kann kür-
zer ausfallen, zumal die Religion Buddhas
in der Religionswissenschaft und -Soziolo-
gie wie in den Werken zur Friedensethik
durchweg gute Noten bekommt. Nicht zu-
letzt begeistert alle Welt das herzhafte La-
chen des Dalai Lama.

„Gotama Buddha starb friedevoll wie er
gelebt hatte, hochbetagt im Kreise seiner
Anhänger. Friedlich wie sein Tod war auch
seine Lehre“ (Monika Tworuschka, „Friede“,
in: U. Tworuschka / D. Zilleßen (Hg.),
Thema Weltreligionen, 1977, S. 59). „Nicht

durch Feindschaft wird Feindschaft über-
wunden, durch Nichtfeindschaft kommt
Feindschaft zur Ruhe“, so lautet ein zentra-
ler Satz in Buddhas Predigt (Dhammapada
5). Quellort buddhistischer Ethik ist das Nir-
vana (s. o.). Nirvana (= „aufhören zu wehen,
ver-wehen“) ist „impersonates, bewusstlo-
ses, ruhendes, undifferenziertes Sein“ (Men-
sching). Nirvana ist nicht einfach „Nichts“,
kein „leerer Gedankenstrich“! Der Buddha
sagt: „Es ist jenes Eiland, wo man nichts
sein eigen nennt, an nichts hängt: Nirvana
nenne ich es, das Ende von Alter und Tod“
(zit. n. F. Heiler, Die Religionen der Mensch-
heit, 3. Aufl. 1980, S. 181).
(1)Nirvana bedeutet psychologisch „Er-
quickung wie beim Auslöschen einer
Flamme oder beim Löschen des Dur-
stes …“, Ruhe, Friede, innere Meeresstille.

(2)Unter kosmologischem Gesichtspunkt
bedeutet Nirvana „Aufhebung der Ge-
burt“,„Heraustreten aus dem Kreislauf“
(samsara). Mit örtlichen Bildern wird es
gekennzeichnet als„unbetretene Gegend,
liebliches Gefilde, unvergleichliches Ei-
land, das andere Ufer und Stätte
der Zuflucht“.

(3)Metaphysisch bedeutet Nirvana das „Un-
endliche, Unermessliche, Unaussprechli-
che, Ungeborene, Ungeschaffene, Unbe-
dingte“. Es ist dasselbe wie satyasya
satyam („das Seiende des Seienden“ im
Hinduismus), tò óntos on („das wahr-
haft Seiende“ bei Plato),  tò hén (das „Ur-
eine“ bei Plotin). F. Heiler (a.a.O., S. 181
ff.) stellt Dutzende von weiteren Äqui-
valenten zusammen. Nach N. Söder-
blom ist Nirvana eine „göttliche Welt
ohne Gott, ein Gottesgeschenk ohne
Schenker“, das „Heilige“ schlechthin
(R. Otto).

Humanistische Elemente im Buddhismus
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Buddhastatue am Niederrhein in der Darstel-
lung als Buddha Shakyamuni (Ehrentitel: Der
Weise aus dem Geschlecht der Shakya)



Humanistische Elemente im Buddhismus

Es kommt aber alles darauf an, neben der
psychologischen, kosmologischen und me-
taphysischen Deutung besonders die soziale
Dimension des Nirvana herauszuarbeiten.

2) Buddhistischer Humanismus/
Sozialismus

Nirvana hat eine unübersehbare Wirkung
im sozialen Bereich, z. B. in der Eigentums-
frage. Als „Verlöschen“ der Leidenschaften
und der Lebensgier lässt es das Verlangen
nach Reichtum und irdischen Gütern gar
nicht erst aufkommen. Jesus hat das Privat-
eigentum unangetastet bestehen lassen. Ein
moderner Buddhist belehrt uns: „Buddha ist
nicht damit zufrieden, einem sein Eigentum
zu nehmen und einem anderen zu geben.
Das sind Halbheiten. Der Buddhismus
nimmt den Menschen ihren Besitzinstinkt …
Dies ist der der Menschheit vorgezeichnete
Weg, durch welchen aller Konflikt, der auf
Unterscheidung zwischen dem Selbst und
anderen beruht, sein Ende finden wird.“
(D. C. Vijayavardhana, zit. bei P. Gerlitz,
Kommt die Welteinheitsreligion?, 1969, S. 46).
Damit wird deutlich, dass das Nirvana

auch sozial-gestaltende Kräfte freisetzen
kann: Nirvana wird zum Stadium der Auf-
hebung aller Unterschiede hinsichtlich
Klasse, Besitz, Rasse usw. Von hier aus ist
übrigens die Affinität vieler Buddhisten
zum Marxismus zu verstehen, die nicht
nur im „Atheismus“ dieser asiatischen Re-
ligion (in ihrer Frühphase) wurzelt.
Für die im späteren Buddhismus ausge-

bildete Dialektik des Erlösungsgeschehens
findet sich eine auffällige Parallele bei Karl
Marx. In einer Mahayana-Schrift heißt es:
„Dasselbe, was die Qual ist, das ist auch die
Erleuchtung; was Samsara ist, ist auch Nir-
vana“ (zit. n. Heiler, a.a.O., S. 187). Die Dia-
lektik dieser Heilsmetaphysik entspricht
der Lehre von der Entfremdung bei Marx,

für den die Bedingungen der Entfrem-
dung – paradoxerweise – zugleich die Be-
dingungen für die Aufhebung der Entfrem-
dung sind.
Buddhas Angriff auf das indische Kasten-

wesen entspringt aus einer Ethik des uni-
versalen Wohlwollens und Mitleidens, das
die innere Beteiligung der ganzen Existenz
verlangt.
Hinzuweisen ist hier auf die nicht zu un-

terschätzende kulturelle und soziale Einwir-
kung auf die Völker Südostasiens und Tibets,
die sich vor allem der Mönchsgemeinde
(sangha) verdankt. Es darf nicht überraschen,
wenn ein Buddhist unserer Zeit darauf hin-
weist, dass die historische Leistung des
Buddha, „einer vornehmen und liebenswer-
ten Persönlichkeit, (…) eines gütigen, ruhig
zielbewussten, souveränen Geistes“, darin
bestand, „die Menschennatur aus dem Bann
infantilen Wünschens und phantastischer
Hoffnungen (z. B. Himmelsfreuden und Höl-
lenqualen, H. R.) in die vernünftigen Bahnen
des Denkens und Erkennens zu führen (…)
und darüber hinaus dem denkenden, ver-
ständigen Menschen Vorbild und Wegwei-
ser für die große Lebens-Wanderung“ zu
sein. Buddha hat aus dieser Sicht die Men-
schen, rund 1,5 Milliarden seit seinem Er-
denwandel, aus „mannigfaltiger Art geisti-
ger Verwirrung, aus Aber- und Dämonen-
glauben, aber auch aus allzu idealistischer
Lebensfremdheit immer wieder zu einem
gesunden und sachlichen Leben zurückge-
führt …“ (M. Steinke [Tao Chün], Einleitung
zu P. Dahlke, Buddha. Die Lehre des Erha-
benen, Goldmann-TB 627/3, 1966, S. 12; 20.
Vgl P. Schmidt-Leukel (Hg.), Wer ist
Buddha? 1998.)
Gefragt, welcher Religion ich das stär-

kere Friedenspotenzial zugestehen würde,
antworte ich: dem Buddhismus! Das Chri-
stentum hat sich in seiner Geschichte (be-
sonders im Gegenüber zum Islam) nicht
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gerade als friedensfördernd erwiesen. Die
größere Herausforderung im Geistigen ist
zweifellos für uns der Buddhismus.
In den Ländern mit Theravada-Tradition

(Hinayana), besonders in Birma, aber auch
in Ceylon / Sri Lanka, erwuchs ein Gemein-
wesen, das ganz auf soziale Gleichstellung,
ohne Kasten- und Besitzunterschiede, auf-
gebaut ist. Moderne Staatsmänner wie U
Nu und Ne Win in Birma konnten daher
fast bruchlos zu einer sozialistischen Staats-
theorie übergehen. Das buddhistisch-mar-
xistische Experiment dauerte allerdings
nur während der fünfziger Jahre des 20.
Jahrhunderts an. Man sieht: buddhistische
und sozialistische Prinzipien lassen sich
auf diesem Boden zu einer Nationalkultur
vereinigen, die anti-kapitalistisch und zu-
gleich anti totalitär ist. (Vgl. hierzu: T. Ling,
Buddha, Marx und Gott, List-TB 580, 1972,
und das Kapitel „Buddhismus und Marxis-
mus“, in: M. v. Brück / Whalen Lai, Budd-
hismus und Christentum, 1997 (Standard-
werk! 805 Seiten), S. 88 ff.)
Nun muss ich freilich auch ein wenig Was-

ser in den Wein der allgemeinen Buddhis-
mus-Verherrlichung gießen: „Auch Buddhi-
sten waren in Kriege, Streitigkeiten und
Gewalttätigkeiten verwickelt, und nicht im-
mer ist der Buddhismus von buddhisti-
schen Königen gewaltlos verbreitet worden.
Buddhistische Mönche haben sowohl in Ti-
bet wie in Birma, in China wie in Japan des
öfteren zur Gewalt gegriffen …“ (H. Küng,
in: H. Küng/H. Bechert, Christentum und
Weltreligionen. Buddhismus, 3. Aufl. 1999,
S. 104 f. unter Hinweis auf E. Conze). Folgt
die Erwähnung der politischen Übermacht
der Sangha in Sri Lanka und anderswo.
„Nein, es gibt keine unschuldige Religion,
und jede Religion hat ihre Heiligen und ihre
Schurken …“ (Küng, a.a.O., S. 105).
Speziell im Falle des japanischen Zen-

Buddhismus ist auf die Gefahr der „Instru-

mentalisierung“ dieser „spezifischen Art
der Spiritualität … für politische Zwecke
und psychosuggestive Prozesse“ hinzuwei-
sen. „Es war der Weg des mittelalterlichen
Samurai zur Konzentrationsschärfung auf
das Geschäft des Tötens.“ (U. Dehn, Das
Klatschen der einen Hand. Was fasziniert
am Buddhismus?, 1999, S. 101, unter Hin-
weis auf B. Victoria, Zen, Nationalismus
und Krieg, 1999, und das berühmte Büch -
lein von E. Herrigel, Zen in der Kunst des
Bogenschießens, 1951, 42. Aufl. 2002. Zum
Ganzen vgl. D. T. Suzuki, Zen und die Kul-
tur Japans, 2. Aufl. 1958. Darin: „Der Samu-
rai und der Tod“, S. 33 ff.) Aber Zen hat
natürlich seine positiven Wirkungen – in
aller Welt. Es gibt sogar „christliches Zen“
und „christliches Satori“ (Erleuchtung).

III Schlusswort

Es darf keinen wie auch immer gearteten
Absolutheitsanspruch im Konzert der Reli-
gionen geben. Jeder Absolutheitsanspruch
bedeutet letztendlich KRIEG. Will man eine
letzte typologische Gegenüberstellung ver-
suchen, so bietet sich R. Ottos Vergleich der
„Ur- und Grundworte“ an; Für Israel lautet
das Grundwort „heilig“, für Indien „sat“
(sein). In meiner Version: Der jüdisch-christ-
lich-islamische Bereich ist durch das erste
Gebot der Bibel überschrieben: „Ich bin der
Herr, dein Gott. Du sollst nicht andere Göt-
ter neben mir haben.“ Hierauf ruht alle (oft
lebensfeindliche) Dogmatik! In Indien ist
das Herzwort ein Lebenswort: ahimsa
(=Nichttöten). Mein Hindu-Freund (auch
Schüler von F. Heiler) hat sich sein ganzes
Forscherleben hindurch dafür eingesetzt,
daß ahimsa – positiv gewendet –mit „Liebe“
zu übersetzen ist. (Nilen Bhanja, Das reli-
giöse Weltbild bei R. Tagore, Diss. phil. Mar-
burg, Gelnhausen 1964.)
Abgeschlossen am 21.2.2003
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Ein Tag in Strasbourg beim NATO-Gipfel
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Von Bertold Scharf

Am 3. und 4. April 2009 fand in Stras-
bourg und Baden-Baden der Ju-
biläumsgipfel der NATO statt. Die

NATO feierte ihren 60. Geburtstag. Und
trotz ihres fortgeschrittenen Alters ist sie
immer noch quicklebendig, obwohl man-
che/r damit gerechnet hatte, dass sie wie
ihr Gegenpart, der Warschauer Pakt, von
der Geschichte hinweggespült würde. Im
Gegenteil, in den letzten Jahren erweiterte
sie nicht nur die Zahl ihrer Mitgliedsländer,
sondern es gibt auch neue Überlegungen,
wie in aller Welt Interventionseinsätze statt-
finden können. Der Afghanistankrieg soll
nach dem Willen der Bundesregierung und
des Präsidenten der USA Barack Obama
mit einem neuen Konzept sogar intensi-
viert werden. Auch die Mittelstreckenrake-
ten in Tschechien sollen weiter stationiert
werden. Im schlimmsten Fall könnte uns
sogar eine neue Blockkonfrontation Russ -
land/China gegen die NATO bevorstehen.
Es gab also genug Gründe für die Friedens-
bewegung, die Jubiläumsfeier mit Gegen-
Veranstaltungen zu begleiten. 
Zum Zeitpunkt des NATO-Gipfels arbei-

tete ich gerade in Freiburg, was ja nicht
allzu weit weg von den Gipfelorten Stras-
bourg und Baden-Baden entfernt liegt. In
Freiburg war auch das Convergence Center
(Treffpunkt und Informations- und Aus-
tausch-Ort), wo ich im Vorfeld des Gipfels
dann auch an einer interessanten Diskussi-
ons-Veranstaltung mit Jürgen Wagner von
der Informationsstelle Militarisierung (IMI)
teilnahm. An den Gipfeltagen selber war
in Strasbourg ein Camp errichtet. Während
ich das Camp beim G8-Gipfel in Heiligen-
damm als sehr schön empfand, scheint es

dort allerdings sehr chaotisch zugegangen
sein. Zudem litt das Camp unter Schikanen
der Polizei. Unter anderem durfte ein Koch-
Kollektiv aufgrund der mitgeführten Mes-
ser nicht einreisen, einige Demos endeten
im Tränengas-Nebel, der zog auch das
Camp in Mitleidenschaft. 
Ich selber konnte nach meiner Arbeit

aber erst ab Freitagabend wirklich etwas
unternehmen. Da der Bus zur Groß-De-
monstration von Freiburg aus schon voll
war und ich eigentlich auch gerne an den
Blockaden teilnehmen wollte, bin ich
schließlich in aller Frühe mit den Zug über
Basel nach Strasbourg gefahren. Ich bin
schon auf diversen Gipfeldemonstrationen
gewesen, aber so ganz alleine war mir
dann doch etwas unwohl. Ich hatte zwar
meine Taschen überprüft und nur das
Nötigste mitgenommen.Trotz meiner Er-
fahrungen beim EU-Gipfel in Nizza 2000
hatte ich jedoch nicht an irgendwelche Heil-
mittel gegen Tränengasschwaden gedacht.
So stieg ich also in den Zug, nur ausgerü-
stet mit einem Buch gegen Langeweile und
einer Telefonnummer, die mir ein Freund
gegeben hatte, um den Weg zu den Blocka-
den zu finden.
Ich hatte gehofft, dass die Kontrollen auf

diesem Umweg über Basel nicht so groß
sein würden, und in der Tat, während in
Kehl vielen Leute mit abwegigen Begrün-
dungen die Ausreise verwehrt wurde –
manche konnten allerdings vor Gericht
diese Ausreisesperren wieder aufheben –
kam ich glücklich ohne auch nur eine ein-
zige Kontrolle passiert zu haben, am Haupt-
bahnhof in Strasbourg an.
Auch dort bot sich mir ein friedliches

Bild, von Protest oder Polizei war nichts
zu sehen. Ich besorgte mir im Tourismus-

Ein Tag in Strasbourg beim NATO-Gipfel
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Büro erst einmal eine Karte von Strasbourg
und betrat dann den Vorplatz. Dorthin wa-
ren etwa 15 Frauen der Gruppe „Femmes
solidaires“gekommen. Mit rosa Fahnen, in
Begleitung einiger Polizisten, standen sie
dort. Sie kamen aus Paris und wollten an
der Groß-Demonstration teilnehmen, wie
sie mir erzählten. Ich entschloss mich, mit
ihnen zu laufen. Schon bald erreichten wir
einen Kanal, der um die Innenstadt führt
und der von Polizei verstellt war. Die
Straße war mit diversem schweren Gerät
blockiert. Es kam auch sofort ein französi-
scher Polizist und erklärte den Frauen,
dass sie woanders entlang laufen sollten.
Die Route, die er vorschlug, führte im 90-
Grad-Winkel von der Innenstadt und der
Groß-Demonstration weg. Als wir einige
Straßen später immer noch geradeaus lie-
fen, wurde es mir zu dumm, denn ich
wollte ja die Blockaden erreichen, und die
konnten ja nur in der Nähe des Rings um
die Innenstadt sein.
Ich löste mich deshalb von der Gruppe

und ging wieder Richtung Innenstadt. Das
war jedoch gar nicht so einfach, denn die
nicht passierbare Zone spannte sich viel
weiter als ich gedacht hatte. Überall stan-
den PolizistInnen und wiesen einen freund-
lich, aber bestimmt darauf hin, dass es hier
nicht weitergehen würde. Schon jetzt war
klar, dass die Blockade wohl nur symbo-
lisch sein konnte, denn an allen Straßen,
an denen ich bisher vorbeigekommen war,
war von ihnen nichts zu sehen. Schließlich
kam ich in eine Straße, auf der ich wieder
auf einen Kontrollposten stieß. Ich ver-
suchte bei seinem Verhör, den radebrechen-
den Touristen zu spielen und holte meinen
Stadtplan heraus. Es stellte sich heraus,
dass ich auf die linke Straßenseite wechseln
musste und dann schließlich zu einem Kon-
trollpunkt kommen würde. Dort angekom-
men, wartete ich erst einen Moment. Eine

Frau vor mir ging schließlich durch das
vor uns liegende Absperrgitter einfach
durch, und ich folgte ihr, ohne dass wir
weiter kontrolliert worden wären. Nun
aber liefen einige Herren in feinem Zwirn
aus einem Gebäude heraus und eilten ir-
gendwohin, ein Zeichen, die Blockade mus-
ste ganz in der Nähe sein; das hatte ich in-
zwischen auch durch eine SMS erfahren.
Und tatsächlich stand dann dort auch eine
Polizeikette und dahinter endlich die Block-
ade. Auf dem Platz war noch gute Stim-
mung; die Leute saßen auf dem Boden
oder lagen – es war auch schönstes Wet-
ter – allerdings schien die Polizei die Block-
ade schon nicht mehr wirklich zu interes-
sieren; kurze Zeit später zogen die
BeamtInnen fast vollständig ab. Ich erfuhr,
dass es wohl relativ schwierig gewesen war,
überhaupt hierher zu kommen. Die Polizei
hatte die DemonstrantInnen sowohl mit
Gummigeschossen und Schockgranaten
als auch mit Tränengas beschossen Deshalb
hatten sich also einige „Finger“ der Blo -
ckade in Kleingruppen aufgelöst. Eine Per-
son hatte eine rauchende Tränengaskartu-
sche in den Nacken bekommen und
dadurch Verbrennungen. Außer der Block-
ade, bei der ich war, gab es noch eine wei-
tere. Vor Ort war auch eine gute Samba-
gruppe aus Bremen, die großes Lob von
allen bekam, da sie anscheinend selbst im
größten Tränengasnebel ausgehalten hatte.
Zudem durfte die französische Polizei
auch Bekanntschaft mit der Clowns Army
machen, die sie veralberten.
Ein Großteil der Blockade entschied sich

dann dafür, der Großdemonstration entge-
genzulaufen. Dieser war eine gänzlich un-
attraktive Route durch ein Gewerbegebiet
zugewiesen worden. Ziel von uns war es
nun, uns auf der Brücke, Richtung Innen-
stadt, niederzulassen und der Groß-De-
monstration so den Weg freizumachen. Die
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Demonstration dorthin war relativ leben-
dig und laut, Polizei ließ sich so gut wie
keine blicken. Während französische Was-
serwerfer, die wohl die Groß-Demonstra-
tion im Visier hatten, bei unserem Anblick
wieder kehrt machten, waren andere Poli-
zisten in ihren Fahrzeugen weniger zim-
perlich. Sie fuhren einfach in die Gruppe
der Demonstranten hinein, als wären sie
Luft. Die Polizisten wurden daraufhin mit
Plastikflaschen und Ähnlichem beworfen,
woraufhin ein Polizist eine Blendschock-
Granate aus dem fahrenden Auto warf.
Das war auch das einzige Mal an diesem
Tag, dass ich etwas CS-Gas schnuppern
„durfte“. Wir mussten nun relativ hilflos zu-
sehen, wie sich auf der Brücke eine riesige
Polizeikarawane durchwühlte, die so groß
war, dass ein Stau entstand. Schließlich
standen zwei deutsche Wasserwerfer di-
rekt neben uns, was zumindest die vielen
deutschen TeilnehmerInnnen wieder etwas
zum Leben erwachen ließ. Sie riefen Paro-
len wie „Deutsche Waffen, deutsches Geld,
morden mit in aller Welt“. Inzwischen war
in Richtung der Groß-Demonstration eine
riesige schwarze Rauchwolke zu sehen. Es
gab Gerüchte, dass ein Zollhäuschen abge-
fackelt worden sei, was aufgrund der Schi-
kanen bei der Einreise Verständnis hervor-
rief. Nachdem wir aus einer zeitweiligen
Einkesselung der französischen Polizei wie-
der heil herausgekommen waren, entschie-
den wir, es auf der nächsten Brücke noch
einmal zu versuchen. Wir kamen in ein
Viertel mit größeren Wohnblocks, in der
unsere Demonstration große Aufmerksam-
keit erregte. Viele Leute gingen mit, einige
gerieten auch vollkommen in Panik und
versuchten ihre Autos vor befürchteten
„Gewalttaten“ zu retten. Als wir schließlich
endlich in der Nähe der Demonstrations-
Strecke auftauchten, versperrte uns eine
Polizeikette den Weg, obwohl uns ur-

sprünglich zugesichert worden war, dass
wir dort durchgehen könnten. 
Da inzwischen alle sehr erschöpft waren,

entschied sich meine Gruppe, „nach Hause“
zu gehen, nämlich in eine Wohngemein-
schaft in der Nähe der Universität. Noch
ehe wir dort angekommen waren, brausten
einige Polizeifahrzeuge heran. Die ganze
Gruppe wurde kontrolliert. Die Polizisten
konfiszierten eine Taucherbrille und einen
schwarzen Schal, ließen uns dann aber
ohne weitere Kontrolle unserer Personalien
weitergehen. In der Wohnung angekom-
men, konnten die Leute, die Tränengas ab-
bekommen hatten, sich duschen, und wir
schauten uns an, was die Medien geschrie-
ben hatten – eine totale Katastrophe. Über -
all war nur die Rede von dem angezünde-
ten Hotel und dass die Polizei aufgrund
von Gewalttaten mit Tränengas hätte rea-
gieren müssen. Von Inhalten selbst, näm-
lich dem Konzept der Nato und den geg-
nerischen Ansichten der Demonstranten
war überhaupt nicht die Rede. Die Demon-
stration aus Kehl war nicht über den Rhein
gelassen worden, die deutsche Presse de-
klarierte sie aber wohlwollend als „fried-
lich“. Nur einige linke und lokale Medien
haben in den kommenden Tagen etwas dif-
ferenziertere Berichte verfasst. Welche Feh-
ler bei der Demonstration gemacht worden
waren, bleibt wohl einer genaueren Ana-
lyse vorbehalten. Grundsätzlich kann man
aber wohl sagen, dass die Polizei es sehr
stark auf Eskalation angelegt hatte und ele-
mentare Grundrechte teilweise außer Kraft
gesetzt worden waren. Ich übernachtete in
Strasbourg und sah mir am nächsten Tag
noch die wunderschöne Altstadt an. Inso-
fern war es für mich selbst ein schönes Wo-
chenende, an dem ich einige nette Leute
kennen gelernt habe, aber in politischer
Hinsicht kann wohl keiner so recht mit
dem Ergebnis zufrieden sein.
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Vom Ökumenischen Netz Rhein Mosel Saar e.V.

Im Sommer 2008 veröffentlichte der Ratder EKD unter dem Titel „Unternehme-
risches Handeln in evangelischer Per-

spektive“ eine von der Kammer für soziale
Ordnung der EKD erarbeitet Denkschrift.
Damit lädt die EKD zu „einem neuen Dia-
log zwischen evangelischer Kirche und Un-
ternehmertum“ (S. 7) ein.
Die kritischen Reaktionen auf die Stel-

lungnahme erfolgten prompt. Gerade die
ökumenischen Gruppen in Deutschland,
die sich im processus confessionis – dem
weltweiten Bekenntnisprozess der Kirchen
angesichts der tödlichen Folgen der kapi-
talistischen Globalisierung – besonders en-
gagieren, wie u.a. Kairos Europa, reagier-
ten mit dem Text „Frieden mit dem
Kapital? Ein Aufruf wider die Anpassung
der Evangelischen Kirche an die Macht der
Wirtschaft“.
Das Ökumenische Netz Rhein Mosel

Saar unterstützt diese Initiative. Da die

EKD-Denkschrift aber nicht „alleine“ da-
steht, sondern eingebettet ist in ein ganzes
„Maßnahmenbündel“ der Anpassung an
den neoliberalen Zeitgeist einer „neuen so-
zialen Marktwirtschaft“ auf protestanti-
scher wie katholischer Seite, möchten wir
unserer Unterstützung des Aufrufs einige
Gedanken hinzufügen.

1. Verortung

Die Denkschrift wird in einer Zeit veröf-
fentlicht, in der die EKD sich bemüht, das
Profil eines „sozialen Protestantismus“ zu
entwickeln. Neben der Denkschrift „Ge-
rechte Teilhabe. Befähigung zu Eigenver-
antwortung und Solidarität“ (2006), der
Gründung der Stiftung Sozialer Protestan-
tismus (2007) und der Herausgabe eines
Jahrbuches „Sozialer Protestantismus“ (seit
2008) fallen hier die Neu-Interpretation des
Kirchlichen Dienstes in der Arbeitswelt als
Moderatorin zwischen Arbeitnehmern und
Arbeitgebern (s. Publik Forum Nr. 18 vom

Bertold Scharf, geb.
1980, studiert So-
zial- und Wirt-
schaftsgeschichte,
Soziologie sowie
Gender und Queer
Studies an der Uni-
versität Hamburg.
Er ist Mitglied des
Bundesvorstands
des Bundes religiö-
ser Sozialistinnen

und Sozialisten (s. S. 72, Bertold Scharf am
Stand des BRSD). Seine politischen Interes-
senschwerpunkte sind vielfältig, in der Vergan-
genheit war er unter anderem in der Friedens-
bewegung und in der Hochschulpolitik aktiv. Er
ist Mitglied in der AG Queer Studies und in der
GEW.
Adresse: bertold.scharf@studium.uni-ham-
burg.de

Die EKD-Denkschrift „Unternehmerisches
Handeln in evangelischer Perspektive“

Bertold Scharf

38 CuS 2–3/09

Christ und Sozialist / Christin und Sozialistin



Die EKD-Denkschrift „Unternehmerisches Handeln in evangelischer Perspektive“

CuS 2–3/09 39

26.9.2008) sowie die Studie „Gelebte Unter-
nehmensethik. Eine empirische Studie der
evangelischen Kirche über ethische Refle-
xion in Großunternehmen und ihre institu-
tionellen und personellen Voraussetzungen“
des Sozialwissenschaftlichen Instituts der
EKD (2008/2009) ins Auge. In der katholi-
schen Kirche wird mit der Enzyklika „Cen-
tesimus annus“ ein Akzent in die Richtung
einer neoliberalen Öffnung gesetzt. Ge-
genüber „Laborem exercens“ mit der Lehre
vom Vorrang der Arbeit vor dem Kapital
wird der Akzent stärker auf die Bedeutung
des Marktes gelegt. In Deutschland zieht
sich der Bogen der Anpassung der katholi-
schen Soziallehre an den neoliberalen Zeit-
geist vom Papier „Das Soziale neu denken“
der katholischen Bischofskonferenz (2003)
bis zum „Jenaer Aufruf zur Erneuerung
der Sozialen Marktwirtschaft“ (2008), der
u.a. vom Bund katholischer Unternehmer
mitgetragen wird. In diesem Zeitraum
wird auch der Vortrag von Kardinal Leh-
man bekannt: „Was kann die Kirche von
der Wirtschaft lernen?“ In der jüngsten
EKD-Denkschrift ein Papier „für die Schub-
lade“ zu vermuten, wäre also falsch. Wir
lesen es im Zusammenhang der angedeu-
teten kirchlichen Entwicklungen sowie der
zunehmenden sozialen Spaltungsprozesse
in Deutschland und in der Welt. Der Zu-
sammenbruch der Finanzmärkte hat darü-
ber hinaus deutlich gemacht, wie krisenan-
fällig und zerstörerisch der globale
Kapitalismus ist. Schon immer hatten die
Menschen im Süden – verschärft durch die
Verschuldungskrise und das Platzen der
bisherigen Finanzblasen – die Hauptlasten
für das vom Norden dominierte kapitali-
stische Wirtschafts- und Lebensmodell zu
tragen. Mit dem Platzen der Immobilien-
blase in den USA wird auch für die Men-
schen in den bisher eher reichen Ländern
klar, dass auch sie von den Widersprüchen

des globalen Kapitalismus immer weniger
verschont bleiben werden. 
Vor dem Hintergrund ihrer Erfahrungen

mit den sozialen und ökologischen Zer-
störungsprozessen kapitalistischer Globa-
lisierung hatten Kirchen des Südens, unter-
stützt vom Weltrat der Kirchen, zu einem
Bekenntnisprozess gegen die neoliberale
Globalisierung aufgerufen. Während also
die weltweite Ökumene die tödlichen Fol-
gen der Globalisierung zu entlarven sucht
und Alternativen jenseits bestehender
Strukturen einfordert, versucht die EKD-
Denkschrift das Handeln eines zentralen
Akteurs der Prozesse, die in soziale und
ökologische Katastrophen führen, ethisch
zu untermauern. Grundlage dafür ist ein

2. Idealistisch-ideologisches Bild der Ge-
sellschaft

Die Denkschrift bietet ein idealistisches,
von der gegenwärtigen Realität ungetrüb-
tes Bild der gesellschaftlichen Wirklichkeit
als Ort für das verantwortliche Handeln
von Unternehmern als „ehrbaren Kaufleu-
ten“. 
Hinter diesem ideologischen – weil von

idealisierten Ideen bestimmten – Bild der
Wirklichkeit verschwinden vor allem die
Leiden der Menschen, die zu Opfern des
sich im Rahmen der Globalisierung ver-
schärfenden Wettbewerbs werden. Mit die-
sem Wettbewerb verbindet sich eine selek-
tierende Konkurrenz, in der immer mehr
Menschen in für die Vermehrung des Kapi-
tals „Verwertbare“ und „Überflüssige“ ge-
trennt werden. Während die „Verwertbaren“
sich den Konkurrenzbedingungen des Ar-
beitsmarktes „mobil“ und „flexibel“ anzu-
passen haben, werden die „Überflüssigen“
ausgegrenzt, unter den Verdacht des Miss -
brauchs gestellt und als die Gesellschaft be-
lastende „Kostenfaktoren“ gesehen.



Wenn schon so inflationär von der Ver-
antwortung der Unternehmen die Rede ist,
müsste eine kirchliche Denkschrift diese
Verantwortung als Verantwortung gegenü-
ber denen reflektieren, die unter den ge-
genwärtigen Rahmenbedingungen des
Wirtschaftens leiden. Dies wird verstärkt,
wenn wir die Situation der Ökumene ein-
beziehen. Hier liegen eine Fülle von kirch-
lichen Stellungnahmen vor, die den Leiden
der Opfer der herrschenden Art unterneh-
merischen Handelns eine Stimme geben.
Wie kann es sein, dass diese Stimmen
schlicht ignoriert werden? Ver-Antwortung
müsste doch im kirchlichen Zusammen-
hang vor allem heißen, eine Antwort auf

das Leid der Opfer des Wirtschaftens zu
geben. Offensichtlich bleibt das idealisti-
sche Bild des „Ehrbaren Kaufmannes“,
dem es gelingt, wirtschaftliches Handeln
und christliche Ethik miteinander zu ver-
binden, nur stimmig, wenn die Realität des
Leidens der Opfer ausgeblendet bleibt. 
Und wer die vorrangige biblische Option

für die Armen zur Ermahnung, „die Ar-
men nicht zu missachten“ (S. 34) klein re-
det, steht sich mit dieser „Hermeneutik“
selbst im Weg, die Wirklichkeit aus der bib-
lisch verbindlichen Perspektive der „Com-
passion“ mit den Opfern wahrzunehmen.

3. Strukturelle Krisen

In der Denkschrift ist von „Belastungen“
aufgrund der „Dynamik wirtschaftlicher
Prozesse“ (S. 116) die Rede. Damit verbin-
det sie „die Notwendigkeit, in immer kür-
zerer Zeit neue Produkte und Dienstleistun-
gen auf den Markt zu bringen und zu ihrer
Erstellung Unternehmensabläufe bestän-
dig umzubauen und zu optimieren“ (ebd.).
Hinter diesen harmlos erscheinenden Sät-
zen verbirgt sich eine andere „Notwendig-
keit“, nämlich die von Arbeitslosigkeit, So-
zialabbau und ökologischer Zerstörung.
Wie geht Verantwortung mit diesen „Not-
wendigkeiten“ zusammen? Warum wird
die in sozialen Bewegungen und nicht zu-
letzt in den Ökumenischen Netzen disku-
tierte Frage nach der Ambivalenz der „Dy-
namik wirtschaftlicher Prozesse“ nicht
aufgenommen? Diese zeigt sich darin, dass
enorme Fortschritte an Produktivität erzielt
werden, gleichzeitig aber Potentiale von
Zerstörung produziert werden, die nicht
mehr durch individuell verantwortliches
Handeln aufgefangen werden können.
Im Gegenteil, sowohl individuell verant-

wortliches Handeln als auch staatliche Re-
gulierungen stoßen an eine Grenze, die
von der Denkschrift durchaus benannt
wird: „Die moderne Wirtschaft bleibt in
ihrem Kern angetrieben durch das Eigenin-
teresse und die Selbstverwertung des Ka-
pitals.“ (S. 118) Genau diese Prozesse der
„Selbstverwertung des Kapitals“ und die
durch die Konkurrenz erzwungenen „Not-
wendigkeiten“ einer ständig wachsenden
Produktivität machen Ausgrenzung, Ver-
dichtung von Arbeitsprozessen, Verlänge-
rung von Arbeitszeiten, ökologische Zer-
störungsprozesse etc. als soziale und
ökologische Kehrseite der ausgesproche-
nen Systemzwänge „notwendig“. Zugleich
treibt die „notwendige“ Ersetzung mensch-
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licher Arbeitskraft durch Sachkapital auf
eine Grenze der „Selbstverwertung des Ka-
pitals“ zu; denn mit der Arbeit verliert es
(„notwendig“) die Substanz seiner Akku-
mulation.

Aus der beschriebenen Einsicht und
ihren Implikationen werden aber keine
Konsequenzen gezogen. Was folgt denn
daraus für verantwortliches Handeln so-
wohl von Unternehmern als auch von Po-
litikern, wenn Spielräume für verantwort-
liches Handeln durch die beschriebene
„Notwendigkeit“ nicht zuletzt infolge einer
immer schärferen Konkurrenz und zu ge-
ringe Profitraten in der Realwirtschaft im-
mer enger werden? Der bisherige Weg neo-
liberaler Deregulierungen, den die
Denkschrift offensichtlich weitergehen will
(vgl. die idealisierende Vorstellung, eine
Art vollkommener Wettbewerb begrenze
„auch die staatlichen Regulierungen auf das
Notwendigste und“ sorge „so für mehr
Freiheit (52f)), hat alle Krisen ökologischer
und sozialer Natur verschärft und treibt
den Globus auf die Grenzen der Belastbar-
keit zu. Politik verkommt zu einer Art Kri-
sen-Verwaltung, die immer deutlicher zu
den Mitteln von Militarisierung und repres-
siver Sicherheitspolitik greift. Das Opfer
letzterer sind vor allem Flüchtlinge, die flie-
hen, weil ihre Lebensgrundlagen zerstört

werden. Die Antworten der Denkschrift
wirken wie das Gesundbeten von vermeint-
lichen Wunderheilern. „Ethische Grundo-
rientierungen und wirtschaftliche Sachge-
setzlichkeiten sollen sinnvoll aufeinander
bezogen werden“ (S. 32), fordert die Denk-
schrift. Wie soll das aber geschehen in einer
Dynamik, die Wachstum und Produkti-
vitätsfortschritt auf der einen und auf der
anderen Zerstörungsprozesse, die nicht
schöpferisch sind, sondern Leben von Men-
schen und das Überleben der Gattung aufs
Spiel setzen (Hinkelammert), frei setzt? 
Statt einer kritischen Reflexion solch exi-

stentieller Überlebensfragen macht es sich
die Denkschrift „leicht und seicht“: Ohne
kulturelle und religiöse Orientierungen
könne wirtschaftliches Handeln „sich
leicht destruktiv entwickeln“ (S. 52). Also
mit Kultur und Religion „light“ gegen
„leicht destruktive“ Entwicklungen?

4. Die Frage nach Arbeit und
Arbeitnehmern

Es fällt auf, dass die Denkschrift – natür-
lich jenseits realer Arbeits- und Lohnbedin-
gungen – ein idealistisch hohes Loblied der
Arbeit anstimmt: „Durch die Arbeit schaf-
fen wir nicht einfach mehr, sondern wir
werden zu mehr.“ (S. 62) Sogar „die Härten
der Arbeit können in dieser Hinsicht befrei-
ende Bedeutung haben“ (S. 62). Also Befrei-
ung durch harte Arbeit? Solch abstrakte Re-
den wirken um so zynischer, je mehr sie
sich von den realen Lebensbedingungen
und Zumutungen von ArbeitnehmerInnen
entfernen. Hatten sie etwa in den letzten
Jahren nicht erhebliche Einkommensverlu-
ste hinzunehmen? Sollen sich nicht immer
mehr Menschen mit Löhnen zufrieden ge-
ben, von denen sie nicht leben können?
Was ist mit dem Zuwachs an prekären Be-
schäftigungsverhältnissen, was mit der
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viele krank machenden Verdichtung von
Arbeitsprozessen, was mit den Zumutun-
gen von Mobilität und Flexibilität, was mit
der Angst um den Verlust des Arbeitsplat-
zes und die damit verbundene „Bereitschaft“
nahezu jede Arbeit an- und hinzunehmen;
denn – so sagen uns die Ideologen des Neo-
liberalismus – jede Arbeit ist besser als
keine? Das alles soll das mehr „Haben“ mit
mehr „Sein“ versöhnen?
Um was es wirklich geht, macht der Text

deutlich, wenn er davon spricht, dass Ar-
beitnehmerInnen sich als „wertgeschätzt
und gefördert erfahren“ (S. 59) sollen; denn
nur so könnten „Kreativität und Leistungs-
bereitschaft der Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen … auf Dauer … erhalten wer-
den“ (S. 59). Solche Wertschätzung gilt der
Verwertung der Arbeitskraft. Aus dem so-
zialethischen Prinzip des Vorrangs der Ar-
beit vor dem Kapital, d.h. der Personalität
der Arbeit vor dem Sachwert des Kapitals,
ergäbe sich eine grundsätzlich andere Sicht-
weise. Da Menschen eine Würde und Sa-
chen einen Wert haben, müsste von der
Würde der Arbeitenden ausgegangen wer-
den. Sie steht im Gegensatz zur optimalen,
d.h. flexiblen und kostengünstigen Verwer-
tung von Arbeitskraft.
Darüber hinaus wäre zu sehen, dass im

kapitalistischen Verwertungsprozess Ar-
beit zur abstrakten Arbeit, d.h. zur Veraus-

gabung menschlicher Leistungskraft für
den abstrakten Zweck der Vermehrung des
Kapitals um seiner selbst willen wird. In
diesem Zusammenhang wird jedes hohe
Lied auf die Arbeit problematisch. Zudem
drückt sich in der Negation konkreter Ar-
beit die Negation des Lebens im kapitali-
stischen Verwertungszusammenhang aus.
Zweck der Produktion ist nicht die Befrie-
digung menschlicher Bedürfnisse, sondern
die Akkumulation des Kapitals. Die Befrie-
digung menschlicher Bedürfnisse wird zu
einem Nebeneffekt dieses Zwecks und ist
nur für die möglich, die über Kaufkraft ver-
fügen. Und letztere sinkt angesichts wach-
sender Armut durch Arbeitslosigkeit und
sinkende Löhne.
Natürlich kommt es in einer dynami-

schen Wirtschaft immer wieder zu Um-
strukturierungsprozessen (vgl. 2.). Die Fol-
gen und Risiken für die Arbeitnehmer
werden in der Denkschrift klein geredet.
Es wird zunächst so getan, als finde ledig-
lich eine Verlagerung von Arbeitsplätzen
statt: Der „Verlust von Arbeitsplätzen an
der einen Stelle“ wird „zugunsten neuer
Arbeitsplätze an einer anderen Stelle“
(S. 60) ausgeglichen. Lediglich „im Einzel-
fall“ könne das „aber auch“ bedeuten,
„dass ein Unternehmer Entlassungen vor-
nehmen muss“ (S. 60). Selbst „hohe Ge-
winne sind noch kein hinreichendes Signal
dafür, dass Unternehmer Arbeitsplätze
schaffen können.“ (S. 60) Aus den gegen-
wärtigen Gewinnen lassen sich – so die
Denkschrift – keine Prognosen auf zukünf-
tige Gewinne ableiten. Gar unverantwort-
lich sei es, mehr Arbeitsplätze als zur Pro-
duktion benötigt vorzuhalten, weil dies
„auf Dauer zu einer unverantwortlichen Ko-
stenspirale“ (S. 60) führte.
Worin aber besteht denn dann die immer

wieder beschworene Verantwortung der
Unternehmer, wenn ihnen aufgrund der
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Markt- und Konkurrenzbedingungen doch
die Hände gebunden sind? Die Unterneh-
mer exekutieren „Sachzwänge“. Für das,
was nötig bzw. im Blick auf das, was nicht
möglich ist, kann es keine Verantwortung
geben. Entsprechend weicht der Text auf
Allgemeinplätze aus. Er proklamiert die
Verantwortung der Unternehmer, ohne ge-
nau zu sagen, worin sie besteht. So heißt
es, Unternehmer und Führungskräfte hät-
ten „die Verantwortung, alles in ihrer
Macht stehende für den Erhalt von Arbeits-
plätzen zu tun“ (S. 60). Dem komme gar
„ein besonders hoher ethischer Wert zu“
(S. 60), gehe es doch um „anvertraute Men-
schen“ (S. 60), denen „eine unverrechen-
bare Würde“ zustehe, die „keine Mittel
zum Zweck sind“ (S. 60) und über die des-
halb „nicht wie über Sachen verfügt wer-
den“ (S. 60) könne. Was aber steht denn in
der Macht der Unternehmer, diese höch-
sten ethischen Anforderungen zu erfüllen?
Darüber schweigt der Text sich aus. So
kann er die Machtlosigkeit der Unterneh-
mer angesichts von „Sachzwängen“ her-
ausstellen und gleichzeitig damit unver-
bunden und daher unverbindlich in den
höchsten ethischen Prinzipien schwelgen.
Vieles spricht dafür, dass sich in der Be-

schreibung einer solchen verantworteten
Verantwortungslosigkeit widerspiegelt,
was bereits Max Weber beschrieben hatte,
als er davon sprach, dass „die ökonomi-
sche Kapitalherrschaft ihres unpersönli-
chen Charakters halber ethisch nicht regle-
mentierbar“ sei (Wirtschaft und Gesell-
schaft. Grundriss der verstehenden Sozio-
logie, Tübingen 1972, 709.) Dann aber muss
der Kapitalismus als System zur Disposi-
tion gestellt werden. Für die Kirchen wird
ein ethisch nicht regulierbarer Kapitalis-
mus nicht zuletzt zu einem theologischen
Problem der Unterscheidung zwischen
Gott und Götzen. Einem sich gegenüber

menschlicher Verantwortung versperren-
den und deshalb sich verabsolutierenden
System kann in der Logik der jüdisch-
christlichen Gottestradition nur widerspro-
chen werden. Die mit dem Kapitalismus
verbundenen Systemimperative – Sach-
zwänge genannt – fordern die Unterwer-
fung unter den Systemzweck des Kapita-
lismus, Kapital um seiner selbst willen zu
vermehren. Diesem abstrakten Selbst-
zweck wird menschliches Leben und das
Leben der Schöpfung zum Opfer.
Die Denkschrift vermeidet eine Reflexion

solcher Zusammenhänge. Entsprechend fal-
len dann auch die Folgerungen aus, die
der Text im Blick auf realpolitische Problem-
lagen zieht. Gestärkt werden soll die im-
mer offensichtlicher an ihre Grenzen gera-
tende Funktionsfähigkeit des Systems der
Kapitalvermehrung. Gefordert werden
„nachhaltige Strukturreformen insbeson-
dere auch bei der Finanzierung der Sozial-
versicherungen“ (S. 63). Im realpolitischen
Klartext heißt das: Weiter mit dem Sozi-
alabbau, „um unangemessene Belastungen
der Arbeitsverhältnisse abzubauen“ (S. 63)
bis hin zu angesichts der erreichten Pro-
duktivität absurden längeren Lebensar-
beitszeiten (S. 65). Ganz in neoliberaler Lo-
gik verbindet sich dies mit der Privatisie-
rung der Vorsorge. So müsse es darum ge-
hen, die „Spielräume für die private Vor-
sorge zu erweitern“ (S. 63). Der Staat
müsse natürlich seiner „Verantwortung“
gerecht werden, wenn es darum gehe, ver-
wertbare Arbeitskräfte zu rekrutieren. So
fordert die Denkschrift „ein bedarfsgerech-
tes Angebot an Kinderbildungs- und -be-
treuungseinrichtungen“ im Interesse der
„Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsar-
beit“ (S. 64). Dass die Forderung nach Aus-
bau von Kinderbildungs- und -betreuungs-
einrichtungen sinnvoll und richtig ist, weil
sie eine wichtige Bedeutung für die Siche-
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rung des Lebensunterhaltes von Familien
und den Zugang von Frauen zur Erwerbs-
arbeit hat, wird von uns nicht bestritten.
Dennoch kann der Zusammenhang mit
dem Verwertungsinteresse des Kapitals
nicht übersehen werden, zumal hier deut-
lich wird, dass auch die Reproduktionsar-
beit immer deutlicher in die Verwertung
der Arbeitskraft einbezogen wird.

5. Das vermeintlich realistische und
christliche Menschenbild

„Alles habe einen Wert, nur der Mensch
habe eine unveräußerliche Würde“ (S. 42f),
greift die Denkschrift eine griffige Formulie-
rung Kants auf, nach denen „Menschen nie
nur reine Mittel zum Zweck – zum Beispiel
der Gewinnmaximierung – werden dürfen,
sondern immer zugleich Zweck an sich sind“
(S. 43). Theologisch gewendet, heißt das
dann: Alle im Unternehmen Tätigen „sind
eben nicht nur Mittel zum Zweck, sondern
auch und vor allem Geschöpfe Gottes, ge-
schaffen zu Gottes Bild“ (S. 42).
Was will uns das jetzt lehren, wenn fest-

gestellt wird: „Beschäftigte sind allerdings
selbstverständlich auch Mittel zum Zweck“

(S. 43)? Also ein bisschen, vielleicht auch
ein bisschen viel, vielleicht auch fast ganz,
aber nicht ganz und gar Mittel zum Zweck

und theologisch „Gottes Ebenbild“? Die
Denkschrift arbeitet mit scheinbar „ausge-
wogenen“ Formulierungen, die bei ober-
flächlicher Betrachtung offen lassen, was
genau gemeint ist. Von der gesamten An-
lage des Dokuments und vor allem von
den ausgeblendeten Problemlagen her
wird deutlich, dass es im Kern um eine
Rechtfertigung der herrschenden Art zu
wirtschaften geht. Dazu werden ethische
Kriterien bemüht, deren Gültigkeit prokla-
miert, aber dann auch schnell relativiert
und zurückgenommen wird, wenn die Ge-
fahr lauert, sie könnten zu einer kritischen
Sichtweise der kapitalistischen Wirtschaft
führen. So geschieht es auch, wenn die
Denkschrift feststellt, Grenzen seien über-
schritten, „wo Lebensbereiche einer rein
wirtschaftlichen Betrachtungsweise unter-
worfen werden“ (S. 45). Zu fragen bleibt:
Was ist eine „rein wirtschaftliche Betrach-
tungsweise“? Was bedeutet sie in einer Si-
tuation, in der immer Lebensbereiche be-
triebswirtschaftlicher statt humaner
Rationalität unterworfen werden und der
Mensch zum „homo oeconomicus“, zu ei-
ner wirtschaftlich kalkulierenden und pri-
vat vorsorgenden „Ich-AG“ zu werden
droht? Was bedeutet es, wenn theologisch
steil die Freiheit „unverfügbares Geschenk
Gottes in Jesus Christus“ genannt wird
und sie als Befreiung „vom Gesetz als ei-
nem Mittel der Selbstrechtfertigung durch
Leistung“ interpretiert wird angesichts ei-
ner Situation, in der Menschen strukturell
gezwungen sind, ihre Existenz als „nütz-
lich“ und für den Arbeitsmarkt „verwert-
bar“ zu „rechtfertigen’? Was bedeuten
solch steile Reden angesichts einer Realität,
in der Menschen per Gesetz für die Ver-
wertbarkeit „gefördert und gefordert“ wer-
den und ihr Leben der Gnadenlosigkeit
der Unterwerfung unter die Funktions-
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und Funktionierens-Imperative von Mobi-
lität und Flexibilität ausgesetzt sind?
Theologische Reflexion hat keinen Stand -

ort „über“ der Wirklichkeit, wenn sie die
herrschende Wirklichkeit nicht einfach „von
oben“ absegnen will. Sie muss eingreifen,
wenn sie denn mehr sein will als eine unver-
bindlich fromme Überhöhung einer Welt, die
auch ohne Religion aus ihren eigenen Sach-
gesetzen und immanenten „Notwendigkei-
ten“ heraus funktioniert und das auch noch
für „vernünftig“ hält, selbst wenn dabei –
ganz „vernünftig“ den Sachzwängen fol-
gend – der Ast abgesägt wird, auf dem die
„vernünftig“ Reflektierenden sitzen? So ein-
fach ist die Freiheit des Evangeliums nicht
„zu haben“, wie sie die Denkschrift mit der
Entscheidungs-Freiheit und der schöpferi-
schen Kraft des Individuums kurz schließt.
Fern von aller Betonung von menschli-

cher Würde, christlichem Menschenbild,
evangelischer Freiheit und Verantwortung
formuliert die Denkschrift in aller dankens-
werten Deutlichkeit auch das Men-
schenbild, das sie wirklich leitet: „Auf ei-
nem zunehmend flexiblen Arbeitsmarkt
werden Beschäftigte immer mehr zu Un-
ternehmen ihrer eigenen Fähigkeiten und
Kenntnisse.“ (S. 63). Genau dies deckt sich
mit der Ideologie der bayrisch-sächsischen
Zukunftskommission, die ihr Men-
schenbild bereits Ende der 90er Jahre so
formulierte: „Das Leitbild der Zukunft ist
das Individuum als Unternehmer seiner
Arbeitskraft und Daseinsvorsorge.“ ( Kom-
mission für Zukunftsfragen der Freistaaten
Bayern und Sachsen Erwerbstätigkeit und
Arbeitslosigkeit in Deutschland. Entwick-
lung, Ursachen und Maßnahmen, Teil III,
Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäf-
tigungslage, Bonn 1997, 36.) Dann ist es
nur konsequent, wenn die Denkschrift ihr
Vertrauen „auf die Triebkraft des Eigenin-
teresses und der Selbstverantwortlichkeit

des Einzelnen“ (S. 52) setzt und versichert,
die Begrenzung „staatlicher Regulierung
auf das Notwendigste“ sorge „für mehr
Freiheit“ (S. 53). Nicht mehr konsequent,
sondern fast schon blasphemisch/ häre-
tisch ist es, für solch ideologischen Unfug
auch noch die Bibel zu bemühen, in der
der Mensch „immer wieder realistisch be-
schrieben“ (S. 52) werde. Ja, wie ist er denn
der Mensch? Er ist jedenfalls kein „homo
oeconomicus“ als individualisierter Kon-
kurrenz- und Verwertungsmensch, und
schon gar nicht sind so die Menschen, die
uns in den biblischen Traditionen begeg-
nen.

6. So richtig „verantwortlich“ sind die
„kleinen Leute“ als KonsumentInnen

So zärtlich der Ton gegenüber den Unter-
nehmern und ihrer Berufung ist, umso dra-
stischer wird er, wenn sich die Denkschrift
den KonsumentInnen und ihrer Verantwor-
tung zuwendet. Ihnen wird „erhöhte Ver-
antwortung“ (S. 74), gar „gewaltige Macht“
(S. 74) zugesprochen. Hier erreicht die
Denkschrift sogar ein Mut zur Eindeutig-
keit, der gerade dann fehlt, wenn es um
Verantwortung und Macht der Unterneh-
mer geht: „Wo Menschen als Verbrauche-
rinnen und Verbraucher alles tun, um mög-
lichst preisgünstige Produkte kaufen zu
können, auch wenn sie unter menschenun-
würdigen Arbeitsverhältnissen produziert
wurden, werden sie ihrer Verantwortung
nicht gerecht.“ (S. 76) Haben die Unterneh-
mer für menschenunwürdige Arbeit eigent-
lich keine Verantwortung? Und was ist mit
der Politik? Haben nicht beide durch Lohn-
senkungsmaßnahmen und Umverteilung
von „unten“ nach „oben“ dafür gesorgt,
dass immer weniger Kaufkraft und damit
Konsumentenmacht in den Händen der
KonsumentInnen ist? Wie sollen Menschen
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mit einem Minimum an Kaufkraft auch
noch ethisch konsumieren?
Neben der Feststellung der Verantwor-

tungslosigkeit wird auch noch ein Wider-
spruch im Verhalten der KonsumentInnen
aufgedeckt: „Ihr Verhalten ist zudem wider-
sprüchlich, wenn sie als Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer gleichzeitig um den
Verlust ihrer Arbeitsplätze durch Auslage-
rung in besonders billig produzierende Ent-
wicklungs- und Schwellenländer fürchten.“
(S. 76). Was für Unternehmen rational bzw.
von den Sachgesetzen geboten ist, nämlich
da zu produzieren, wo die „kostengünstig-
sten“ Rahmenbedingungen sind, wird für
die kleinen KonsumentInnen zum Wider-
spruch, wenn sie kaufen, was für sie am
„kostengünstigsten“ ist. Die bestimmte Ton-
lage wird im nächsten Abschnitt sofort wie-
der milder. Da geht es nämlich um die Rolle
der Politik angesichts menschenunwürdi-
ger Arbeitsbedingungen. Hier gibt es auch
keine verbindliche Verantwortung mehr,
sondern nur noch „Kann-Bestimmungen“:
„Ergänzend zu den Mechanismen der Selbst-
regulierung der Wirtschaft (sc. für die natür-
lich in erster Linie die BilligkonsumentIn-
nen die Verantwortung tragen) kann die
Politik an dieser Stelle Vorgaben machen.
Sie kann den Schutz der Verbraucher …
verbessern …“ (S. 76).

7. Herausforderung für „Ökumenische
Netzwerke“ (S. 76)

Den VerbraucherInnen soll natürlich ge-
holfen werden,, ihre „gewaltige Macht“
und „erhöhte Verantwortung“ (S. 74) wahr-
zunehmen. Dies sollen die „Ökumenischen
Netzwerke“ tun. Ihnen wird die Aufgabe
der Aufklärung der VerbraucherInnen über
menschenunwürdige Arbeitsbedingungen
zugewiesen. Damit sind sie in die herr-

schenden Denk- und Handlungsmuster in-
tegriert und ihrer kritischen Kraft beraubt.
Es fällt auf, dass die Denkschrift die Ar-

beit der „Ökumenischen Netzwerke“ vor
allem in der politisch-theologischen Zuspit-
zung ihrer Aktivitäten schlicht nicht zur
Kenntnis nimmt, aber da, wo sie nützlich
sein könnten, sich ihrer bedient. Neben al-
len Einzelaktivitäten haben viele der öku-
menischen Netzwerke kritische grundsätz-
liche Anfragen an den neoliberalen Kapita-
lismus formuliert und betont, angesichts
der strukturellen Unfähigkeit des Kapita-
lismus müssten die Kirchen ein Denken
jenseits der Vergesellschaftung durch
Markt und Staat riskieren (vgl. Nicht Göt-
zen, sondern dem Leben dienen! Selbstver-
ständigungspapier der Ökumenischen
Netze in Deutschland (ÖNiD) 2006; Das
Ganze verändern. Erklärung des Ökumeni-
schen Netzes Rhein Mosel Saar, 2005 (beide
Texte unter: http://www.oekumenisches-
netz.de/netz.htm). Diese Anfragen stehen
in Verbindung mit dem Processus Confes-
sionis, der vor allem von Kirchen aus den
armen Ländern angestoßen und getragen
sowie vom ÖRK unterstützt wird. Gemein-
sam ist dem Processus Confessionis und
den ökumenischen Netzwerken, dass sie
die Frage nach kapitalistischer Wirtschaft
und Vergesellschaftung angesichts der „al-
les bestimmenden Wirklichkeit“ des Kapi-
tals und seiner Verwertungsgesetze nicht
mehr als eine Frage der Ethik formulieren,
sondern als theologische Frage der Unter-
scheidung zwischen Gott und Götzen, zwi-
schen dem Glauben an den Gott des Le-
bens und der Unterwerfung unter eine
Logik des Todes, die im Namen der sich
immer mehr von menschlicher Verantwor-
tung lösenden vermeintlichen Sachgesetze
exekutiert werden.
Dass die Denkschrift die Arbeit der Netz-

werke in ihrem politisch-theologischen
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Kern, vor allem aber die Anfragen aus den
armen Kirchen des Südens und damit das
weltkirchliche Anliegen des Processus Con-
fessionis konsequent ignoriert, ist ein Skan-
dal, der angesichts der den Globus bedro-
henden Überlebenskrisen die kirchliche
Gemeinschaft in Deutschland und welt-
weit in Frage stellt. Statt die unabweisba-
ren Fragen aufzugreifen, formuliert die
Denkschrift eine ideologische Antwort, die
nicht anders denn als platte Rechtfertigung
eines Kapitalismus gelesen werden kann,
dessen strukturelle Krise nicht erst mit dem
Zusammenbruch der Finanzmärkte immer
offensichtlicher wird und der immer mehr

Menschen in den wirtschaftlichen Ruin, in
Armut und frühen Tod reißt. Die Opfer so-
wohl der sich immer wiederholenden
„schöpferischen Zerstörungen“ als auch der
sich immer mehr abzeichnenden Selbstzer-
störungsdynamik des Systems sind die
Menschen, deren Lebenssituation jetzt
schon durch Armut und Demütigung,
durch Ausgrenzung und Ohnmacht ge-
kennzeichnet ist. Kirchen, die sich als un-
fähig erweisen, die weltweit in den Kirchen
formulierten Fragen und Forderungen
ernsthaft aufzugreifen, machen sich schul-
dig am Leid der Menschen, das die An-
triebskraft der aufgeworfenen Fragen ist.

Von Reinhard Gaede

Am 4. März 2009 fand die Trauer-
feier für Wolfgang Schweitzer im
engsten Familien- und Freundes-

kreis statt. Die Predigt hielt sein ehemaliger
Assistent und Freund Pfr. Dr. Fritz Hu -
fendiek.
Dass die Politik der Demokratie und

dem Rechtsstaat dienen, der politischen
Romantik widerstehen muss und die christ-
liche Sozialethik die Politik kritisch zu be-
gleiten hat, sind Wolfgang Schweitzers The-
men während seines ganzen Lebens gewe-
sen, und er hat sie in bekannten Büchern
erläutert: Freiheit zum Leben. Grundfragen
der Ethik, Stuttgart, Gelnhausen 1959; Der
entmythologisierte Staat. Studien zur Revi-
sion der evangelischen Ethik des Politi-
schen, Gütersloh 1968. Ein Echo hat er be-
kommen in Festschriften zu seinem 60.
Geburtstag: Macht des Evangeliums in

Herrschaftszusammenhängen, Beiheft,
Junge Kirche 6/1976 Bremen, Hg. Fritz Huf-
endiek, und zum 70. Geburtstag: Tu deinen
Mund auf für die Stummen. Beiträge zu ei-
ner solidarischen Praxis der christlichen
Gemeinde, Hg. Frank-Matthias Hofmann
und Eberhard Mechels, Gütersloh 1986.
Auf ein „schwieriges Jahrhundert“ hat

Wolfgang Schweitzer selbst in seinen Le-
benserinnerungen zurückgeschaut (Dun-
kle Schatten – helles Licht, Stuttgart 1999).
Geboren wurde er am 8.7.1916 in Potsdam.
Sein Vater Carl Gunter Schweitzer war Pfar-
rer an der Garnisonkirche Potsdam, die
den Gottesdiensten für Soldaten diente
und unter deren Kanzel sich die Gräber
der preußischen Könige Friedrich-Wilhelm
I und Friedrich des II (des „Großen“) be-
fanden. Seine Mutter Paula, geb. Vogelsang,
eine Pfarrerstochter, hatte vor ihrer Ehe in
Herford gelebt. Als Jugendlicher gehörte
Wolfgang Schweitzer zur Deutschen Jun-
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Wolfgang Schweitzer (1916–2009) zum Gedächtnis
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genschaft (d.j.1.11 um „Tusk“). Nach der
Berufung seines Vaters als Superintendent
in Wustermark nahm er am Leben des
CVJM und der Gemeinde teil. Nach der
Machtübernahme der Nazis musste die Fa-
milie, die jüdische Vorfahren hatte, als so
genannte „Halbjuden“ Verfolgung befürch-
ten. Er erlebte eine Hausdurchsuchung
und die zeitweilige Verhaftung seines Va-
ters, der zur Bekennenden Kirche (BK)
gehörte und 1939 mit Hilfe des Büros Grü-
ber nach England emigrieren konnte.
Auch er hielt sich zur BK, begann des-

halb 1936 sein Theologiestudium in Bethel.
Bald wurde es aber unterbrochen vom Ar-
beitsdienst und Wehrdienst. Im Frankreich-
Feldzug wurde 1940 die Entlassung des so
genannten „Halbjuden“ befohlen. Es ge-
lang ihm mit Hilfe eines Kanzleibeamten,
sich in Tübingen zu immatrikulieren, was
wegen seiner Abstammung eigentlich nicht
gestattet war. 1944 erhielt er die Promoti-
onsurkunde. In der „intakten“ Württem-
bergischen Landeskirche fand er wie an-
dere Vikare der BK Zuflucht. Im September
1944 entging er durch Flucht einer drohen-
den Verhaftung. In Belgien wurde er von
den Amerikanern als Dolmetscher und La-
gerleiter für evangelische Internierte einge-
setzt. Er gab der Besatzungsarmee einen
Bericht über den Kirchenkampf und be-
treute Protestanten des Kirchenkreises Aa-
chen. Nach der Rückkehr nach Württem-
berg heiratete er Marianne („Nana“) Schell,
Studentin der Medizin. Als Landesjugend-
vikar beendete er seine Ausbildung an der
Waldkirche in Stuttgart.
1946 wurde er auf Vorschlag von Martin

Niemöller, Kirchenpräsident der Ev. Kirche
von Hessen – Nassau, Leiter des kirchli-
chen Außenamtes, als Sekretär in die Stu-
dienabteilung des Ökumenischen Rats der
Kirchen (ÖRK) in Genf berufen. Willem
Adolf Visser’t Hooft war der erste General-

sekretär des ÖRK. Im Schweizer Chalet in
der Route de Malagnou erlebte Wolfgang
Schweitzer zunächst den Aufbau des
Büros; der Lutherische Weltbund war im
Pförtnerhaus untergebracht. Dort liefen die
Vorbereitungen für die Gründungstagung
des ÖRK am 23. August 1948 unter dem
Hauptthema „Die Unordnung der Welt
und Gottes Heilsplan“, ebenso für „Faith
and Order (Glauben und Kirchenverfas-
sung)“, Sektion I, für Mission, Sektion II
sowie für sozialethische Themen, Sektion
III und IV. Als jüngster Sekretär kümmerte
er sich um die biblische Grundlegung der
christlichen Sozialethik, was umso wichti-
ger war, als der Grundsatz „sola scriptura
(allein die Schrift)“ nur in den protestanti-
schen Kirchen galt. „Schrift und Dogma in
der Ökumene“ hieß dann auch das Thema
der Habilitation in Heidelberg bei Edmund
Schlink. Wichtig war, die neutestamentli-
che Botschaft von der kommenden Welt
Gottes und der alten vergehenden Welt
wieder zu finden, wodurch die theologi-
sche Kritik an bestehenden Verhältnissen
erst möglich wurde. Die lutherische Lehre
von den zwei Reichen, über Reich Gottes
und Welt bzw. Kirche und Staat, war zur
Lehre von den Eigengesetzlichkeiten in der
Politik entartet. Die neue Basis für Bezie-
hungen zwischen den deutschen Kirchen
und dem ÖRK war das Stuttgarter Schuld-
bekenntnis von 1945. Für ihn wie für viele
wurde der Satz im Schlussbericht von Sek-
tion IV Amsterdam wichtig: „Krieg soll
nach Gottes Willen nicht sein.“ Eschatolo-
gie und Ethik sowie die Lehre von der Of-
fenbarung des im Kreuz verborgenen
Gottes blieben seine Themen auch nach
der Genfer Zeit.
Als junger Dozent in Heidelberg hielt er

1952 die Vorlesung „Marxistische Weltan-
schauung und christlicher Glaube“. Da-
nach wurde er 1953 Mitglied der Marxis-
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mus-Kommission der Evangelischen Aka-
demien. Auch Iring Fetscher, Jürgen Haber-
mas, Helmut Gollwitzer, Fritz Lieb und
Heinz-Dietrich Wendland gehörten u.a.
dazu. 1960 verließ er sie wieder, als er er-
fahren hatte, dass Mittel aus dem Fonds
des Bundeskanzlers Adenauer in die Ar-
beit flossen. Auch eine Übung über den
„dialektischen Materialismus“ hielt er und
musste dabei erleben, dass die Quellen
vom Verfassungsschutz beschlagnahmt
wurden.
1955 wurde er als Professor für Systema-

tische Theologie an die Kirchliche Hoch-
schule Bethel berufen. Theologie darf nicht
blind sein für die eigene Zeit, war seine
Überzeugung. Deshalb studierte er auf
seine eigene Weise Soziologie, wollte im-
mer ein „Lernender“ bleiben. Konflikte er-
gaben sich mit Kollegen, die Theologen po-
litische Aussagen verbieten wollten, selbst
aber konservatives Denken für normal hiel-
ten. 1956 gehörte er zu den Gründern der
Zeitschrift für evangelische Ethik. In einem
Kreis von sechs Herausgebern wurde er
Schriftleiter. Bekannte Sozialethiker wie
Klaus von Bismarck, Friedrich Karrenberg,
H.-D. Wendland, Hendrik van Oyen, Ar-
thur Rich, Trutz Rendtorff, Heinz Eduard
Tödt und Theodor Strohm gehörten da-
mals zu diesem Kreis. 
Gefährten im Widerspruch gegen ato-

mare Aufrüstung Deutschlands im Kalten
Krieg wurden die Kirchlichen Bruderschaf-
ten. Zu den ersten Mitgliedern in seiner
Region gehörten Wilhelm Niemöller, der
Betheler Pfarrer Hans Röhrig, Hanspeter
Sprinz und Fritz Hufendiek. Im April 1958
sprach Wolfgang Schweitzer vor ca. 20 000
Menschen auf einer Kundgebung in Biele-
feld vor dem Neuen Rathaus. Seine Frau
Nana, die das sechste Kind erwartete be-
kam Droh-Anrufe. In Artikeln und auf Ta-
gungen erklärte er die Drohung mit Mas-

senvernichtungsmitteln für unvereinbar
mit dem Bekenntnis zu Jesus Christus, und
die Warnung vor dem Atomtod wurde als
Einladung zum Glauben an Christus ver-
standen. Dieses Engagement setzte sich
fort in seiner Teilnahme an der Prager Frie-
denskonferenz, die Josef Hromadka, Prof.
der Theologie in Prag und Mitglied des
Weltkirchenrats, als erste die Böcke über-
greifende Initiative gegen Atomwaffen
1958 gegründet hatte Nach dem Einmarsch
des Warschauer Paktes und der Nieder-
schlagung des Prager Frühlings zog er sich
zurück. Im Herbst 1960 trat er dem Her-
ausgeberkreis der Zeitschrift „Junge Kirche“
bei, die in der Nachfolge der BK stand.
In den Jahren 1962-1972 war er leiden-

schaftlich beteiligt an den Diskussionen
um die Anerkennung der Oder-Neiße-
Linie und die Aussöhnung mit Polen. Die
Bielefelder Thesen der Kirchlichen Bruder-
schaft bereiteten 1965 die Denkschrift der
EKD vor, die den Titel trug: „Die Lage der
Vertriebenen und das Verhältnis des deut-
schen Volkes zu seinen östlichen Nach-
barn“. Sie zitierte These 17 der Bielefelder:
„In der gegenwärtigen Situation erscheint
die Preisgabe des deutschen Anspruches
auf die verlorenen Ostgebiete und der Ver-
zicht auf die Rückkehr dorthin um des Frie-
dens und um eines guten Zusammenle-
bens mit unsern östlichen Nachbarn als
geboten. Zu solcher Erkenntnis befreit das
Evangelium die politische Vernunft.“
Als der Student Benno Ohnesorg im Som-

mersemester 1967 von einem Polizisten er-
schossen wurde, forderte Wolfgang
Schweitzer, der damals Rektor der Kirchli-
chen Hoschule Bethel war, den Rücktritt
des Berliner Bürgermeisters Heinrich Al-
bertz, der sich damals (auf Grund falscher
Informationen) hinter die Polizei gestellt
hatte.

Ein Leben für die Ökumene
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Das Anti-Rassismus-Programm des ÖRK
unterstützte er zusammen mit dem Bielefel-
der Arbeitskreis für Kirche und Gesell-
schaft – so der neue Name. „Eine Anfrage
an uns Deutsche“ hieß ein Text, der unsere
Solidarität mit der Befreiungsbewegung Na-
mibias einforderte. 1904 und 1908 hatten
die deutschen Kolonialherren den Aufstand
der Herero blutig unterdrückt. 1978 kam es
zum Zusammenschluss progressiver kirch-
licher Gruppen: Unser Bielefelder Arbeits-
kreis für Kirche und Gesellschaft, der Bo-
chumer Arbeitskreis für Kirche und
Sozialismus, Mitglieder des Versöhnungs-
bunds und Religiöse Sozialistinnen und So-
zialisten in Westfalen, „Pastoren im Kon-
takt“, Siegen schlossen sich am 9.9.1978
zusammen in der Solidarischen Kirche West-
falen, deren Leitsätze die Barmer Erklärung
zum Vorbild hatten. Später kamen Gruppen
aus Lippe hinzu, und die Rheinländer nah-
men auch den gleichen Namen an. 500 Mit-
glieder zählte die Solidarische Kirche. In ih-
rer zweiten Tagung am 1.11.1979 sprach
Helmut Gollwitzer in Bethel zum Thema:
„Warum ich als Christ Sozialist bin.“
Seit 1980 verbrachten Wolfgang und

Nana Schweitzer nach einem Abschieds-
fest in unserm Pfarrhaus und Garten zu
Laar in Herford den Ruhestand in Hierholz,
Gemeinde Dachsberg. Im Schwarzwald, in
930 m Höhe, steht heute noch das kleine
Haus, das seine sechs Söhne mit ihren Fa-
milien gemeinnützig für befreundete Feri-
engäste vermieten. Die Nähe zum ÖRK in
Genf, der Kontakt mit der Kirchlichen Bru-

derschaft Württemberg bestimmte folge-
richtig seine Aktivitäten.
Der Kirchen-

kampf gegen die
Unmenschlichkeit
der Nazis, das Wir-
ken für die Öku-
mene, die Einheit
der Christinnen
und Christen in
ihrem Dienst für
die Welt waren die
Themen seines Le-
bens. Die Kirche
darf die Sünden
der Weimarer und NS-Zeit nicht wiederho-
len, muss rechtzeitig gegen nationalistische
Irrwege Stellung nehmen, Mitverantwor-
tung übernehmen für die Menschen in den
armen Ländern. Weil wir in Einer Welt zu-
sammen leben, muss eine gerechte Wirt-
schaftsordnung geschaffen werden, die dem
Leben dient, brauchen wir die Kirche als An-
wältin für die Menschrechte.
Die letzten Lebensjahre verbrachte das

Ehepaar in betreuter Wohnung im Schillings-
hof in der Senne. Nach dem Tod seiner Ehe-
frau Nana lebte Wolfgang Schweitzer zuletzt
im Pflegeheim in Eckardtsheim. Bei der Be-
erdigung sprach Fritz Hufendiek über den
Spruch, den Pfarrer Vogelsang seinem knie-
enden Enkel Wolfgang verkündete: „Fürchte
dich nicht, denn mit dir bin ich! Erschrick
nicht, denn ich bin dein Gott! Ich stärke dich,
ja ich helfe dir. Ja, ich halte dich mit meiner
heilsamen Hand.“ (Jesaja 41, 10)
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Wolfgang Schweitzer

„Solange die Welt bereit ist, auf die Verkündigung des Willens Gottes zu hören,
kann die Kirche sehr positive Beiträge zur jeweiligen Ordnung des menschlichen

Zusammenlebens leisten. Wo aber die Welt sich der Verantwortung vor Gott zu entziehen
sucht, wird die prophetische Verkündigung zum Leidenszeugnis werden.“ 

W. Schweitzer: Biblische Theologie und Ethik in der Gegenwart, in: A. Richardson/
W. Schweitzer: Die Autorität der Bibel heute, Zürich, Frankfurt, S. 172



Von Ulrich Peter

Helmut Gollwitzer,
* 29.12.1908, † 17.10.1993 Berlin

Helmut Gollwitzer war ein guter Kenner
und großer Bewunderer Christoph Blum-
hardts1 und bemühte sich, seinen Studie-
renden diesen Mann näher zu bringen. Es
gab für ihn keinen Dissens zwischen dem
Warten auf das Reich Gottes, das uns nicht
verfügbar ist, und dem Tun, das uns Chri-
sten geboten ist. Auch er wartete auf das
Reich Gottes, aber er wartete tätig. 
Gäbe es im Protestantismus anerkannte

Heilige, er wäre einer der ersten Anwärter
gewesen. Ob ihn die Amtskirche heilig ge-
sprochen hätte, darf bezweifelt werden.
Nicht einmal die Berliner Evangelische
Akademie, an der er so oft vorgetragen hat,
plant zu seinem 100. Geburtstag am 29. De-
zember 2008 eine Veranstaltung. Nur eine
Gedankenlosigkeit? 
„Golli“ war in Berlin jahrzehntelang ein Mar-
kenzeichen für Menschlichkeit, Solidarität,
Bescheidenheit und persönlichen Einsatz. Als
er 1981 auf dem Höhepunkt der Berliner
Hausbesetzerbewegung mit einer Matratze
auf der Schulter in ein besetztes Haus ging,
um dieses durch seine Anwesenheit vor der
polizeilichen Räumung zu schützen, ging
dieses Bild durch die Presse und ein Raunen
durch Berlins autonome Gruppen. Sie be-
trachteten ihn fast als einen der ihren.
Welches Ansehen Gollwitzer gerade bei

nicht-kirchlichen Menschen genoss, ver-
deutlicht ein Nachruf2 des Philosophen

Wolfgang Fritz Haug, der ihn aus mehreren
Jahrzehnten gemeinsamer Arbeit kannte:
„Es ist ein großes und viel zu seltenes
Glück, einem Menschen wie Helmut Goll-
witzer zu begegnen. Er stach unglaublich
ab vom Typ schamponierter Fernsehpoliti-
ker, vom Neusprech, vom geleckten und
lackierten Einerlei. Da war etwas Knorriges,
mehr noch vom Volk her als bloß aufs Volk
hin Sprechendes, etwas Bäuerliches, anklin-
gend in der mundartlichen Färbung seiner
Sprache. Nichts an ihm war heruntergeglät-
tet. Seine Züge waren unregelmäßig. … In
den Sarg hat man ihn, der keine Schönung
brauchte, so gelegt, wie er sich am liebsten
zeigte: angetan mit seinen Kordhosen und
dem kariertem Flanellhemd. 
Angebracht ist es aber auch, etwas über

die enorme Bedeutung zu sagen, die Hel-
mut Gollwitzer für die atheistischen Teile
der Linken gehabt hat. Er war der Seelsor-
ger der Studentenbewegung. Seine Freund-
schaft mit Rudi Dutschke gibt mehr Einblick
in diese soziale Bewegung als die meisten
Theoriepapiere. Dabei bildete für Gollwitzer
das Christliche den Mittelpunkt. Er ver-
stand sich als „Jünger Jesu“, der christlich
zu leben versucht. Vielleicht war es gerade
dies, was ihm eine Haltung und eine Wir-
kung ermöglichte, die weit über die Grenze
des Christlichen hinausreichten … 
Er war kein Versöhnler, wo es um den

Missbrauch der Macht ging … Die Gabe
des Worts, wovor die Verletzungen, das
Nachtragen, vielleicht sogar der Hass klei-
ner werden, war ihm wie wenigen gege-
ben. … Er verkörperte eine lebendige Al-
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ternative zur Seelenlosigkeit der „Mo-
derne“, die auch die sozialistischen Revo-
lutionäre nicht verschont hat.“ 
G. wuchs in einem national-konservati-

ven Elternhaus auf. Als Schüler engagierte
er sich in der Jugendbewegung. Seine theo-
logischen Lehrer waren so unterschiedliche
Personen wie Paul Althaus und vor allem
Karl Barth. Früh hatte sich G. auch mit nicht-
christlichen Positionen befasst, u.a. auch mit
der kleinen nicht-leninistischen Richtung
der Rätekommunisten, was seinen Marxis-
mus von Anfang an mit Niveau versah. 
Im Kirchenkampf war er in der radikalen

dahlemitischen Richtung exponiert und be-
teiligt an Hilfsaktionen für die vom NS-Re-
gime verfolgten Juden. Bis 1949 war er in
russischer Gefangenschaft, über die er ei-
nen Bestseller schrieb. „… und führen, wo-
hin du nicht willst.“ Mit diesem Buch ver-
trat er eine sehr distanzierte Position zum
Sowjet-Kommunismus, was gut in die da-
malige Zeit passte. 
Als Professor in Bonn (bis 1957) und Ber-

lin nahm er zusehends Stellung gegen die
beginnende Wiederaufrüstung und die Aus-
höhlung demokratischer Rechte und Frei-
heiten, was seine Beliebtheit bei den Mäch-
tigen spürbar verringerte. Als Karl Barth in
Basel emeritiert wurde, war er als Nachfol-
ger bereits sicher und berufen. Die politi-
schen Basler Gremien und Behörden legten
dagegen ihr Veto ein, wegen Gollwitzers
„unklaren“ Einstellung zum Kommunismus.
Ein Glück für Berlin und Deutschland. 
Helmut Gollwitzer hat in seinem Leben

so viel publiziert, dass nur die Nennung
der wichtigsten Schriften die gesamte Vor-
tragszeit beanspruchen würde. Ebenso ist
es mit seiner umfänglichen politischen und
theologischen Biographie. Einige wenige
Schlaglichter seien genannt. 
Beim Kirchentag 1959 nahm er als

Hauptredner an einer großen Vortragsver-

anstaltung „Wir Deutsche und die Juden“
teil. Hieraus entstand die „Arbeitsgemein-
schaft Juden und Christen beim Deutschen
Evangelischen Kirchentag.“
Er bemühte sich stark um den christlich-

marxistischen Dialog (»Die marxistische
Religionskritik und der christliche Glaube«,
1962). Er war ein profunder Marx-Kenner.
Es machte Spaß, mit ihm über marxistische
Probleme zu diskutieren.
Er verkörperte in seiner Person die Ge-

schichte der deutschen Friedensbewegung.
1957 hatte er in der Schrift „Der Christ und
die Atomwaffen“ geschrieben: „Wer sich
mit Waffen sichern will, kann nicht mehr
glauben und lieben im Sinne der Bergpre-
digt“. Anfang der 80er Jahre saß er mit
Dorothee Sölle in einer Reihe bei den
Blocka den in Mutlangen. 
Er setzte sich mit den Fragen der welt-

weiten wirtschaftlichen Gerechtigkeit aus-
einander3 und vertrat frühzeitig Positionen,
die viele andere erst durch den Import aus
der Befreiungstheologie kennen lernten.
Er war als Person Bindeglied zwischen

der Arbeiterbewegung und den Bürger-
rechtsbewegungen der 50er und der frühen
60er Jahre und der Neuen Linken.
Und all dies tat und dachte er auf der Ba-

sis seines lutherisch geprägten Glaubens
und einer großen persönlichen Frömmig-
keit. Er war als Christ Sozialist! Für ihn
war der Reich-Gottes-Glaube das Kern-
stück des Evangeliums und damit des
christlichen Glaubens.
Gollwitzer dachte wie Blumhardt radikal

eschatologisch: 
Das Reich Gottes, das zu schaffen Men-

schen unmöglich ist, hat Jesus Christus be-
reits in die Welt gebracht, die Revolution
Gottes hat schon begonnen. Daher können
Christen sich unmöglich mit dem Bestehen-
den abfinden und aus den sozialen und
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politischen Konflikten ihrer Gegenwart her-
aushalten.
„Thesen zu Reich Gottes und Revolution5: 
3.Reich Gottes meint eine Revolution, die
wir nicht machen können, die aber an
uns geschehen muss.

4.Reich Gottes ist Inhalt einer Verheißung,
die die Gegenwart revolutioniert. Die Re-
volution, die wir nicht machen, befähigt
uns zu der Revolution, die wir zu ma-
chen haben.

5.Die Verheißung des Reiches Gottes tritt
befreiend der Herrschaft aller „Götter“
entgegen.
Der verheißenen Zukunft Gottes ent-

spricht in der Gegenwart ein Standort des
Christen, der die gegebene Wirtschafts-
und Sozialordnung kritisch „unterhöhlt“,
sie in Richtung gerechterer, sozialerer Ver-
hältnisse umstürzt und verändert, da sie
den Armen hier und jetzt keine Zukunft
bieten kann. Damit folgt der Christ unter
den heutigen Bedingungen Jesus selber
nach, der diesen Kampf für die „Befreiung
zur Solidarität“6 mit den Armen unter da-
maligen Bedingungen führte und vorlebte.
Die Freiheit, die uns Gottes Gnade schenkt,
besteht nicht im Festhalten von Privilegien,
sondern im Dienst an und im Teilen mit
den Armen. So heißt Glaube Mitarbeit „an
der Humanisierung der menschlichen Ge-
sellschaft auf das Reich Gottes, der wirk-
lich menschlichen Gesellschaft hin“.
1980 erschien seine Thesenreihe „Warum

bin ich als Christ Sozialist?“ Ein wunder-
voller Text, gerne würde ich ihn hier ganz
vorlesen. Aber für einen Ausschnitt muss
die Zeit reichen: 
3.    Warum wird ein Mensch Sozialist?
3.1. Ein Mensch wird Sozialist, weil er ent-

weder durch die Schäden des gegen-
wärtigen Gesellschaftssystems selber
schwer getroffen ist oder weil er sich
mit diesen Betroffenen identifiziert, aus

moralischen Motiven oder aus rationa-
ler Einsicht in die Dringlichkeit revolu-
tionärer Veränderung oder aus beidem.

3.2. Ein Mensch wird Sozialist, wenn er die
gesellschaftlichen Schäden nicht nur
als Einzelphänomene erfährt oder be-
obachtet, sondern die Vordergrunds-
phänomene durchschaut auf ihren Zu-
sammenhang …mit den Grundstruktu -
ren der gegenwärtigen Gesellschaft. … 

4.6. Die Umkehr, zu der die christliche Ge-
meinde durch Gottes Wort täglich geru-
fen wird, umfasst auch die Abkehr von
ihrer Einbindung in das herrschende
Privilegiensystem und ihren tätigen Ein-
satz für gerechtere, also nicht mehr
durch gesellschaftliche Privilegien be-
stimmte Gesellschaftsstrukturen. Des-
halb ist die primär wichtige Frage heute
nicht die nach dem Verhältnis von Chri-
stentum und Sozialismus, sondern zu-
erst die nach dem Verhältnis von Christ-
sein und Kapitalismus: Kann man als
Christ das gegenwärtige Gesellschafts-
system samt der ihm zugrunde liegen-
den Wirtschaftsordnung bejahen und
verteidigen, oder muss das für einen
Christen nicht unerträglich sein?

Wie unvergleichbar ist dies mit der aktu-
ellen Wirtschafts-Denkschrift der EKD! Was
haben wir mit Helmut Gollwitzer verloren!

Dorothee Sölle,
* 30. Sept. 1929, † 27.4.2003

Dorothee Sölle starb während einer Tagung
„Gott und das Glück“ in der Evangelischen
Akademie Bad Boll, dem Bad Boll der bei-
den Blumhardts. Dorothee Sölle wird Ih-
nen am bekanntesten sein. Und das nicht
ohne Grund. 
Von den drei Personen, über die ich

heute schon referiert habe, unterscheidet
sie sich in wichtigen Punkten. 
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Sie ist die einzige Frau.
Sie ist die an Jahren Jüngste. 
Sie ist die einzige Nicht-Voll-Theologin

und diejenigen unter uns, die wissen, wie
es 500 Jahre nach Ausrufung des Priester-
tums aller Gläubigen in diesen aussieht,
können sich vorstellen, was das im Verkehr
mit Amtsträgern bedeutet hat. 
Sie ist Gymnasiallehrerin gewesen und

offensichtlich eine gute. Sie hat promoviert
und sich habilitiert – aber zum Lehrstuhl
in Deutschland hat es nicht gereicht. Der
Satz: „Die Prophetin gilt nichts im eigenen
Land“, traf nur für die akademische Sphäre
zu. Am Union Theological Seminary in
New York dozierte sie von 1975 bis 1987.
In Deutschland war sie auch ohne Lehr-
stuhl überaus wirksam. 
Dorothee Sölle gilt als meistgelesene theo-

logische Autorin der Gegenwart. Sie hat
vor allem im Religionsunterricht ihre Spu-
ren hinterlassen. 90 Bücher können Sie von
Dorothee Sölle lesen, u.a. tief mystische
Schriften und wunderschöne Gedichte.
Und eine Autobiographie, die zu dem Be-
sten zählt, was ich je gelesen habe.7
Ich habe am 29.10.08 die vier Namen mei-

nes Vortrages bei Google eingegeben um
das Ranking festzustellen. Ergebnis:
Helmut Gollwitzer: 14.900 Eintragungen;
Blumhardt der jüngere: 19.500; 
Wichern: 53.100; 
Sölle: 63.800
Wie beliebt und verehrt sie war, ließ sich

bei jedem evangelischen Kirchentag mit
Händen greifen. Wegen Überfüllung ge-
schlossen! Bei welchen Veranstaltungen
derjenigen, die ihr eine deutsche Professur
verwehrten, mag das vorgekommen sein?
Sie hat ihr Geld im Gegensatz zu den mei-
sten anderen Theologinnen und Theologen
in Deutschland nie bei der Kirche verdient.
Das verschaffte ihr auch die nötige Unab-
hängigkeit und evangelische Freiheit. 

Sölle war Ende der sechziger und An-
fang der siebziger Jahre durch die von ihr
mitorganisierten «Politischen Nachtge-
bete» bekannt geworden. Aus einem Gebet
dieser Jahre möchte ich den Anfang lesen: 
„Ich glaube an gott
der die welt nicht fertig geschaffen hat
wie ein ding das immer so bleiben muss
der nicht nach ewigen gesetzen regiert
die unabänderlich gelten
nicht nach natürlichen ordnungen
von armen und reichen
sachverständigen und uniformierten
herrschenden und ausgelieferten
ich glaube an gott
der den widerspruch des lebendigen will
und die veränderung aller zustände
durch unsere arbeit
durch unsere politik …“
Seit dieser Zeit war sie aus den Ausein-

andersetzungen für soziale Gerechtigkeit,
den Schutz der Umwelt und die Sicherung
des Friedens nicht wegzudenken, oftmals
Seite an Seite mit Helmut Gollwitzer. In ih-
rer christlichen Option für den libertären
Sozialismus waren beide auf einer Seite –
auch sie kannte sich im Marxismus gut
aus – theologisch aber waren beide weit
auseinander. 
D. Sölle, die die Entmythologisierung

des NT aufnahm, wurde populär als Ver-
treterin einer „Gott-ist-tot-Theologie“, auf
die ich nur kurz eingehen kann. Sölles Got -
tesbild ist ohne die Erfahrung von Ausch-
witz nicht zu denken. Die Vorstellung, da
„oben säße“ ein Gott, der „in aller Herrlich-
keit … Auschwitz mit veranstaltet habe“8,
war ihr unerträglich.
1965 hatte sie mit ihrer ersten größeren

Veröffentlichung „Stellvertretung. Ein Ka-
pitel Theologie nach dem Tod Gottes“ Auf-
sehen erregt. Weitere Publikationen folg-
ten.
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Drei weit verbreitete Zitate ma-
chen ihre Position deutlich:
„Um Christ zu sein, brauche ich
nicht an Gott zu glauben.“9

„Wenn Jesus heute wiederkäme
wäre er Atheist, d.h. er könnte sich
auf nichts anderes als auf seine welt-
verändernde Liebe verlassen.“10

„Ich gehe vom Ende des Theismus
aus. Die Vorstellung eines höchsten
Wesens an der Spitze der Pyramide
des Seins, das alle Ordnungen ins
Dasein gesetzt hat und sie erhält, ist
nicht mehr denkmöglich.“ Diese
Theologie und ihre Rezeption lösten
einen Proteststurm in den Kirchen
aus. „Niedergefahren zur Sölle!” –
so urteilten in Abänderung des Glaubens-
bekenntnisses konservative Christen über
sie und ihre Gedanken. 
Dorothee Sölle verstand sich als „christ-

liche Sozialistin“ und gründete konsequen-
terweise die deutschen „Christen für den
Sozialismus“ mit. Sie hat sich allerdings
zu keiner Zeit an die Organisationen der
traditionellen sozialistischen Bewegung an-
geschlossen. Sie war der Neuen Linken
und den daraus hervorgegangenen sozia-
len Bewegungen, der Frauenbewegung,
der Internationalismusarbeit und der Öko-
logie- und Friedensbewegung verbunden. 
„Die theologische Bedeutung unseres Ge-
schöpfseins ist, dass wir Gottes Mitschöp-
fer sind, die in Arbeit und Liebe ihre Eben-
bildlichkeit realisieren. Als Mit-Schöpfer
arbeiten wir an einer gerechteren Welt, und
in diesem Sinn ist alle menschliche Arbeit
auf das Reich Gottes bezogen.“11

Ihr undogmatischer Sozialismus ließ sie
Distanz zu den Mächtigen im „realen So-
zialismus“ halten. In der DDR wurde ihr
Name von den Mächtigen lange Zeit regel-
recht tabuisiert, weil ihre Texte eine so ge-
fährliche Freiheit atmeten. Die Zensur ge-

stattete noch nicht einmal, sie zu zitieren.
In den Gemeinden und unter den Studie-
renden wurden ihre Texte darum umso
wirksamer durch Abschreiben verbreitet.
Da sie im Westen gleichzeitig dem Anti-
kommunismus entgegentrat, war sie in bei-
den Teilen Deutschlands oppositionell. 
Sie konnte nie etwas anfangen mit der

sauberen Trennung zwischen Theologie als
Wissenschaft auf der einen und christlicher
Lebenspraxis auf der anderen Seite. Des-
wegen galt sie als „Pionierin der politi-
schen Theologie.“ „Kirche und Staat sind
vielleicht trennbar, doch der Geist des Glau-
bens und der Politik nicht“, sagte sie ein-
mal. Es gibt keine unpolitische Theologie,
auch keine neutrale, wertfreie. 
Bis zu ihrem Tode ist sie ihren grundsätz-

lichen Positionen treu geblieben. Im Gegen-
satz zu vielen hat sie nach 1990 ihre Bio-
graphie nicht auf dem Müllhaufen für
historische Ladenhüter entsorgt. Sie hat
sich nicht verbogen. Auch da wieder eine
Gemeinsamkeit mit Gollwitzer. 
Mit zunehmendem Alter wurde ihre

Sprache frömmer: „Mein Leben ist also das
einer theologischen Arbeiterin, die etwas
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vom Schmerz Gottes und von Gottes
Freude mitzuteilen versucht.“12 Sie knüpfte
an die mystischen Traditionen des Christen-
tums an und verband diese mit den politi-
schen Kämpfen der Gegenwart. ‚Mystik
und Widerstand“ heißt eines ihrer letzten
Bücher.13 (1997) 
Nichts ist interessanter bei der Einschät-

zung von Persönlichkeiten als zu lesen,
wer nach ihrem Ableben wie über sie nach-
gerufen hat. Am ehrlichsten waren ihre
größten Feinde, die organisierten Evange-
likalen. Auch wenn die Mehrheit von ihnen
auch nie eine Zeile von ihr gelesen hatte,
der Name war allen bekannt. Sie war die
Person, die Gott für tot erklärt hatte. 
„Die Schriften und Reden von Frau Sölle
gefährden die Grundlagen des christlichen
Glaubens“, sagte der Vorsitzende der Kon-
ferenz Bekennender Gemeinschaften in der
EKD, Pastor Ulrich Rüß (Hamburg),14 ge-
genüber der evangelikalen Zeitschrift idea.
Dorothee Sölle war sich dieser Ableh-

nung bewusst: „Für die Evangelikalen bin
ich seit 25 Jahren eine Hexe, die man ei-
gentlich verbrennen muss, da kommen po-
litische und sexistische Sachen und die Ab-
lehnung einer radikaleren, modernen
Theologie ganz stark zusammen.“15

Am 20.11.2006 meldete der Informations-
dienst der Evangelischen Allianz: 
„Die bayerische Landessynode soll darauf
hinwirken, dass ein Gebäude der evangeli-
schen Augustana-Hochschule in Neuendet-
telsau bei Nürnberg nicht länger Dorothee-
Sölle-Haus heißt. Das beantragt die Kirchli-
che Sammlung um Bibel und Bekenntnis
in Bayern (KSBB) in einer Eingabe an die
Synode, die vom 26. bis 30. November in
Rummelsberg bei Nürnberg tagt.“
Viele Evangelikale und andere Konser-

vative wollen die Existenz Sölles ganz aus
dem kirchlichen Gedächtnis tilgen und je-
des Nachwirken verhindern. Deswegen

ist für uns die Verteidigung von Denkma-
len so wichtig, verstanden als Imperativ
„Denk mal!“ Jischor“ – „gedenke“ lautet ei-
ner der wichtigsten Imperative der Hebräi-
schen Bibel. 
Aus dem Chassidismus und auch von

Brecht ist folgender Satz überliefert. 
Der Mensch ist erst wirklich tot, wenn

niemand mehr an ihn denkt. 
Erinnern kann hochpolitisch sein! Ich

möchte diesen Vortrag mit einem Stück Er-
innerung an Dorothee Sölle, von Dorothee
Sölle schließen.
Am 24.4.1986 war sie vor dem Amtsge-

richt Schwäbisch Gmünd angeklagt wegen
einer gewaltfreien Sitzblockade vor dem
Pershing-II-Depot. Sie wurde deswegen zu
einer Geldstrafe verurteilt. In ihrem Schlus-
swort als Angeklagte sagte sie u.a.:
„Glauben Sie wirklich, Sie könnten den
Geist des Widerstands, die Sehnsucht nach
einem Frieden, der nicht auf Staatsterror und
Militarismus  aufgebaut ist, sondern auf
wirtschaftlicher Gerechtigkeit, die Kraft des
Geistes, der uns tröstet und Mut macht, aus-
löschen? Ich bin froh, dass ich in dieser Zeit
lebe, in der so viel Widerstand gegen das Sy-
stem der Gewalt und des staatlich-
militärischen Terrors sich regt. … Sie können
uns verurteilen, aber Sie können Frauen wie
meine Schwestern und mich nicht zum
Schweigen bringen, nicht kalt machen.
Es ist als wollten Sie den Rosen das

Blühen verbieten. Aber die Weiße Rose des
Widerstands blüht heute hier in West-
deutschland. Als wollten Sie die Sonne ver-
haften. Aber die Sonne scheint.“16

*Der Artikel ist der zweite Teil des Vortrags von
Ulrich Peter: Gesellschaftskritik als Konsequenz
diakonischer Überzeugungen? am 12. Novem-
ber 2008 in der Fachhochschule Rauhes Haus
Hamburg. Der erste Teil über J. H. Wichern
und Ch. Blumhardt erschien in CuS 1/2009.
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Eine-Welt-Dorf Minden
Entwicklung

„Ausländer können gut zusammenarbeiten!“
Mit diesen Worten fasste ein türkisches
Mädchen ihre Erfahrungen zusammen,
nachdem es mit Schulkindern aus Grie-
chenland, Afghanistan, Deutschland, Ita-
lien und der Türkei auf dem Mindener

Marktplatz ein Lehmfachwerkhaus gebaut
hatte. Eine Zusammenarbeit, die den Geist
des Internationalen Projekttags der Unesco-
Projektschulen 2002 unter dem Motto „Kul-
turen begegnen sich weltoffen“ widerspie-
gelte. Hier ging es nicht nur um Toleranz
und Akzeptanz, sondern um gemeinsames
Handeln. Das Haus wurde mit Hilfe des
städtischen Bauhofs und einer Autokran-
firma auf den Schulhof der Königschule
versetzt, einer Ganztagsgrundschule mit-
ten in der Mindener Altstadt, die stark mul-
tikulturell geprägt ist.
Inzwischen haben Kinder und Jugendli-

che gemeinsam mit einem algerischen Bild-
hauer, einem marokkanischen Maler und
einem deutschen Lehmbauer weitergebaut.
So sind die afrikanische Rundhütte „Mtae“,
das indische Lehmstampfhaus „Sabar-
kantha“ und das südamerikanische Lehm-
steinhaus „Cajamarca“ entstanden. Diese
kleinen Häuser mit einer Grundfläche von

jeweils ca. 2 x 3 m stehen stellvertretend
für Partnerschaftsprojekte, in denen mit
Unterstützung von Mindener Schulen Zi-
sternen, Brunnen und auch Sozialeinrich-
tungen gebaut wurden und/oder noch wer-
den. Das größte Gebäude, das
weißrussische Holzhaus „Grodno“ (5 x 6
m) steht stellvertretend für die Tscherno-
bylhilfe und eine Städtepartnerschaft Min-
dens. Es soll Schulklassen und Gruppen
als Unterrichts- und Begegnungsstätte die-
nen. Inzwischen hat auch ein Partner-
schaftsprojekt der Königschule mit einem
Progymnasium in Nowosibirsk in Russ -
land Anschluss an das Grodno-Haus ge-
funden. Im Aufbau ist das „Haus der Reli-
gionen“, das die Gleichberechtigung der
Weltreligionen veranschaulichen soll.
Die einzelnen Häuser zeigen durch ihre

unterschiedlichen Bauformen deutlich kul-
turelle Differenzen im äußeren Erschei-
nungsbild. Bei näherem Hinsehen eröffnen
sich jedoch Dimensionen der Gemeinsam-
keit. Sie ergänzen sich gleich. Die Lehm-
bauweise verbindet Kontinente. Wasserpro-
bleme gibt es fast überall und es entwickelt
sich eine völkerverbindende Solidarität.
Direkt neben dem Dorfplatz wurde mit

dem Bau eines Regenwasserspielplatzes
und eines Pflanzenteiches mit Versicke-
rungszonen begonnen, womit ein Teil des
Wasserkreislaufes sichtbar gemacht wurde.
Des Weiteren wurden kleine Gärten und
Beete angelegt, ein Lehmbackofen und ein
Grillplatz errichtet und große Wandbilder
an den Turnhallenwänden gemalt. Inzwi-
schen fertig gestellt wurden auch der Bau
einer Arche mit Nisthilfen für Insekten und
Kleintiere, eine Galerie mit Infotafeln sowie
eine Photovoltaikanlage.
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Konzeption

Das Eine-Welt-Dorf ist ein interkulturel-
les Bau- und Kunstprojekt, das in gemein-
schaftlicher Arbeit Schritt für Schritt ent-
steht und nachhaltig genutzt werden soll.
Es trägt anschaulich und konkret dazu bei,
mehr Verständnis für andere Kulturen zu
wecken, Entwicklungsprojekte zu unter-
stützen und für einen sorgsamen Umgang
mit der Natur zu sensibilisieren.
Auf fünf Ebenen werden Lernprozesse

ermöglicht:
1. Interkulturell: Es dient als Lernort, der
die Sinne für die Vielfalt und den Reich-
tum der Kulturen öffnet und die multi-
kulturelle Zusammensetzung der König-
schule und Mindener Altstadt wider-
spiegelt.

2. Sozial: Junge Menschen lernen hier ge-
meinsam mit älteren, für sich, ihre Schule
und für ihr Stadtviertel Verantwortung
zu übernehmen. Sie beteiligen sich an
der Gestaltung eines öffentlichen Rau-

mes, der Verständnis und Akzeptanz ge-
genüber „Andersartigkeit“ fördert.

3. Entwicklungspolitisch: Es wird Solida-
rität mit konkreten Projekten in Ländenr-
des Südens und Ostens ermöglicht.

4.Ökologisch: Der behutsame Umgang mit
der Natur – Wasser, Nist-hilfen, Schul-
gar- ten und Energie – lädt die Kinder
und Jugendlichen zu einem nachhaltigen
Lebensstil ein.

5. Künstlerisch: Das Eine-Welt-Dorf ist ein
ganzheitlicher Lernort, der sinnliche
Wahrnehmung, kreatives Gestalten und
praktisches Handeln verbindet.

Vorsitzender der Frie-
denswoche Minden
und Projektleiter ist
Falk Bloech. Er war
früher Lehrer am
Oberstufenkolleg Bie-
lefeld.

Eine-Welt-Dorf Minden
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Falk Bloech

Über 700 Schülerinnen und Schüler sowie 100 Erwachsene haben sich seit 2002 am Bau des
Eine-Welt-Dorfes beteiligt. Engagiert waren Schulklassen aller Schultypen sowie Konfirman-
dengruppen St. Marien, Jugendliche des Technischen Hilfswerks, des Interkulturellen Begeg-
nungszentrums Juxbude, Bautrupps der Stadt Minden, Round Table sowie Studierende der
Universität Bielefeld. Unterstützung kam von der Friedenswoche, dem Weltladen, städtischen
Behörden und Firmen, der NRW-Stiftung für Umwelt und Entwicklung, der Aktionsgemein-
schaft „Dienst für den Frieden“.
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Gebet für die Reichen (Auszug)
Von Dom Hélder Câmara

Vater, 
Beten für die Reichen?
Woher kommt dieser Einfall?
War doch Jesus, Dein Sohn und
Unser Bruder, hart gegen sie.
Er sah für sie, menschlich gesprochen, 
keine Hoffnung und keine Rettung.
Er gab nur zu verstehen, dass Dir
nichts unmöglich ist. Auch wo
Menschen keinen Ausweg sehen und
keine Lösung …

Warum ein Gebet für die Reichen,
die Geld haben, aber auch Macht,
Verstand und Talent; warum ein Gebet
selbst für jene, die reich sind an Tugenden
und frommen Taten? Sie besitzen ja
alles. Sie scheinen Deine Hilfe
nicht nötig zu haben. Sie sind
sich selbst genug.

Doch man muss beten 
und Dich bitten, Du mögest ihnen 
die Schuppen von den Augen fallen
lassen, damit sie endlich sehen:
Du allein bist der wahre Reiche;
denn nur Du hast das Leben,
das Wissen, die Freiheit,
die Heiligkeit in Fülle. Gewiss hast
Du uns davon gegeben. Du hast den
Menschen geschaffen nach Deinem Bild
und Gleichnis. Du hast ihm aufgetragen,
die Natur zu beherrschen und 
die Schöpfung zu vollenden. 
Du läßt ihn teilhaben an Deiner 
Gottheit, an Deiner Schöpferkraft.

Wie kann man aber nicht verstehen 
wollen: dass es Diebstahl ist,
diese Gaben so an sich zu reißen,
als wären sie nicht verliehen,
als könnten sie Vorrecht weniger
bleiben? Ob die wenigen es wissen
oder nicht: Sie sind verantwortlich
für die Unterdrückung unzähliger
Menschen; und mit jedem unserer
Tage wächst deren Überzahl.

Herr,
hilf denen, die sich ihren Reichtum
zugute halten. Es sind armselige
Reiche, kommen sie nicht zu
jener Einfalt, die weiß, dass sie
alles erhalten hat, und zu jener Brüderlichkeit,
die nie vergisst,
dass alle Menschen zur Teilhabe
an Deinem göttlichen Reichtum
eingeladen sind. …

Nur wenn wir die Kirche und uns
nicht an Privilegien, Macht und
Geld hängen, können wir Deinen 
Dienst ganz erfüllen: Verschwenden wir unser
Leben im Dienst am Nächsten!
Das ist die beste Art, Dir zu dienen
und dem einen und einzigen Gebot
nachzuleben – der Gottes- und 
Menschenliebe. …

Hilf den Jungen! Sie verfügen über
den unerschöpflichen Reichtum der Zukunft.
Sie sind Meister des
Enthusiasmus und der Hoffnung. Sie
dürsten danach, in einer Welt ohne
Untermenschen und Übermenschen
zu leben. … 
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Hélder Câmara: Haben ohne
festzuhalten. Texte für eine bes-
sere Welt, Pendo-Verlag Mün-
chen u. Zürich 2009, Leinen,
208 S., € 14,95.

Von Friedrich W. Bargheer

Dies Jahr 2009 ist voller Ge-
denk-Anlässe. Dom Hélder,
mit vollem Namen Hélder
Pessôa Câmara, von 1964 bis
1985 Erzbischof von Olinda
und Recife in Brasilien, wäre
dies Jahr im Februar 100 Jahre
alt geworden. Mit 90 ist er in
Recife verstorben. Es gibt
gute Gründe, die Erinnerung
an ihn hoch in Ehren zu hal-
ten. Der Münchner Piper-Ver-
lag tut es mit einem Dom-Hél-
der-Brevier. Das ist ein Schatz.
Die Ausstrahlung von

Freundlichkeit und Güte, die
von der kaum mittelgroßen
Gestalt Dom Hélders ausging,
hatte – und hat noch – ihre
Entsprechung in der Sprache,
die diesen Spiritual der Befrei-
ungstheologie zu Gebote
stand. Ein doppelseitiges Por-
trät-Foto auf den inneren Um-
schlagseiten vorn und hinten
erinnert ton-in-ton hellgrau-
dezent und beredt an das mit
„Ausstrahlung“ Gemeinte.
Die unter der Überschrift

„Fünf-Minuten-Predigten“ lau-

fenden Besinnungen zum Bei-
spiel lesen sich tau-frisch. Sie
sind so lebendig und an-
rührend wie bei der Erst-Aus-
gabe vor Jahrzehnten. Die fol-
gende Entnahme aus der
Besinnung, deren Überschrift
Titel des Buches wurde, ver-
mittelt einen Eindruck:
Haben, ohne festzuhalten.

„Woher hat der Hund seine Lei-
denschaft für den Knochen?
Ich denke: Wenn man einem
Hund auf der einen Seite
Fleisch und auf der anderen
Knochen hinlegen würde,
würde er nicht einen Augen-
blick zögern; das Fleisch würde
er kaum anschauen, sondern
sich direkt auf den Knochen
stürzen. […] Hängen wir viel-
leicht in der Weise an unseren
Ämtern, dass jemand ––wenn
er uns sieht – an den Hund mit
dem Knochen denken könnte?
Manche Leute haben in ihren
Ämtern Ausgezeichnetes gelei-
stet, sich aufgeopfert, Großarti-
ges geschaffen, kein Opfer ge-
scheut und die besten Jahre
ihres Lebens dem Beruf gewid-
met. Aber wo bleibt dann der
Mut, den Knochen fahren zu
lassen?! … Niemand möge sich
durch den Vergleich beleidigt
fühlen. Ich möchte Sie nur ein-
laden, wenn Sie mal einen
Hund mit einem Knochen

REZENSIONEN

Haben ohne festzuhalten.
Texte für eine bessere Welt



Keine Inseln der Glückseligen.
Evangelisches Missionswerk
(EMW), Jahrbuch Mission
2008 – Pazifik: Glaube, Kultur,
Gesellschaft, Hamburg 2008.

Von Jürgen Schübelin

Von allen Regionen auf der
Südhalbkugel ist unser Kennt-
nis- und Informationsstand
über die Welt der Inseln im
Pazifik der dürftigste. Statt-
dessen bestimmen scheinbar
unerschütterlich Kitsch und

Klischees von Südseesträn-
den, Palmen, Bounty-Roman-
tik sowie bestenfalls die Bil-
der von Paul Gauguin oder
Emil Nolde unsere Sicht auf
den pazifischen Raum. 
Das Evangelische Missions-

werk in Hamburg (EMW)
setzt diesem blinden Fleck mit
seinem Jahrbuch Mission 2008
einen differenzierten und ein-
dringlichen Blick auf die Rea-
lität und Lebenssituation der
Bewohner des „Wasserkonti-
nents“, des mit mehr als einer

kämpfen sehen, einen Augen-
blick anzuhalten, hinzu-
schauen und zu meditieren …
Zu meditieren!“ (92ff.).
Ähnlich faszinierend das

„Gebet für mein Volk. Die Welt
ohne Stimme“ 19ff. oder das
„Gebet für die Reichen“ (121ff.;
in diesem CuS-Heft wiederge-
geben S. 60). Das allermeiste,
was in dem Bändchen folgt,
hat solche spirituelle Qualität
und Kraft – die „Mitternächt-
liche Meditation 135ff; die
kleine Anthologie “Zeichen
der Hoffnung“ 175ff., und
auch der poetische Essay „Der
Geist weht“ (203ff.) ist voll da-
von – einfach wunderbar …
Die Anzeige des Câmara-

Breviers verzichtet darauf, den
Ruhm dieses Großen der Be-
freiungs-Theologie und Vor-
kämpfers für die unver-
fälschte Weitergabe der

Botschaft des Zweiten Vatika-
nischen Konzils (sowie für
seine Umsetzung) zu meh-
ren – verzichtet auch auf Wehe-
Rufe über die Roll-back-
Politik der in Rom für die
Nachfolge Dom Helders Zu-
ständigen – das alles tangiert
die Würde des Gottesmannes
aus Recife und die Güte seiner
Worte nicht. Freuen wir uns
vielmehr, dass es jetzt dies fein
ausgestattete Bändchen von
Dom Helder gibt. Ich hätte
überhaupt keine Hemmung,
in einer Rundfunk-Andacht,
sagen wir morgen früh fünf
vor sieben vor den Nachrich-
ten, aus Hélder Câmaras Tex-
ten für eine bessere Welt vor-
zulesen – ziemlich sicher, dass
das Alt-Abt Odilo Lechner
auch gefallen würde, der S. 9ff.
ein sehr persönliches, liebevol-
les Vorwort zugestiftet hat.
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Million Quadratkilometer
flächenmäßig größten geogra-
phischen Raumes dieses Pla-
neten, auf dessen 20.000 In-
seln über acht Millionen
Menschen leben, entgegen. 
Fast 40 Autoren aus den Süd-

pazifikstaaten und Europa lie-
ferten für diesen Band mit sei-
nen 304 Seiten Diagnosen zur
politischen, sozialen, ökologi-
schen, kulturellen und religiö-
sen Situation der Inselstaaten
und derjenigen Gebiete der Pa-
zifikregion, die als abhängige
Territorien nach wie vor allem
von den USA und Frankreich
beherrscht, benutzt und ausge-
plündert werden. 
Deutlich wird, wie die Glo-

balisierung die Menschen in
Mikronesien, Melanesien und
Polynesien auf eine beson-
ders perfide Weise zu Opfern
der Globalisierung macht,
etwa durch die Ausplünde-
rung ihres Fisch- oder Phos-
phatreichtums sowie neuer-
dings durch die Degradie-
rung ganzer Inselregionen in
eine einzige Großtankstelle
für Biotreibstoffe, die aus Pal-
möl und anderen Energie-
pflanzen gewonnen werden,
nachdem die ursprünglichen
Ökosysteme mit ungeheurer
Brutalität zerstört wurden.
Und es gibt neue Herren

über das Reich der Inseln und
Atolle, chinesische, taiwanesi-
sche oder indonesische Kon-
zerne, die die Raubbaumetho-
den der historischen Kolonial-

mächte industriell weiterent-
wickelt haben. 
Da wird, etwa in dem Jahr-

buchartikel von Giff Johnson,
die unglaubliche Geschichte ei-
nes beispiellosen Boom und
bodenlosen Absturzes des klei-
nen Inselstaates Nauru aufge-
rollt. Dieser und andere Texte
katapultieren uns in die wüs-
testen Zeiten des 19. Jahrhun-
derts mit seinem Plünderungs-
Kolonialismus, nur dass sich
all das Geschilderte in der Ge-
genwart abspielt; wie unsicht-
bar, gut versteckt – und dabei
am Ende doch nur 24 Flugstun-
den von uns entfernt. Das
EMW-Jahrbuch 2008 themati-
siert aber auch ausführlich die
existentielle Bedrohung der pa-
zifischen Inseln – etwa der ein-
zigartigen Welt der Atolle von
Tuvalu – wo der Klimawandel,
der steigende Meeresspiegel
und die immer häufigeren
und heftigeren Taifune und
Stürme längst die Lebensrea-
lität von Hunderttausenden
von Menschen bestimmen. 
Frank Kürscher-Pelkmann,

der die EMW-Jahrbuchreihe
seit langem engagiert und
kompetent redaktionell be-
treut, fordert in seinen Einlei-
tungskapitel zu Recht deut-
lich mehr Aufmerksamkeit
und Solidarität mit den Men-
schen einer Region, in der es
keine „Inseln der Glücklichen“
gibt, aber sehr wohl einen fas-
zinierenden kulturellen, sozia-
len und religiösen Reichtum,
der extrem gefährdet ist.



Hartmut Zweigle/Rolf Siedler,
„Bleibe hier und schaff mit
uns“. Mit Betriebsseelsorger Paul
Schobel im Gespräch. Mit einem
Nachwort von Friedhelm Hengs-
bach SJ, Schwabenverlag, Ostfil-
dern 2008, 144 S., € 12,90.

Von Wieland Zademach

„Bleibe hier und schaff mit uns,
statt jetzt wieder von der Kan-
zel herab die Leute anzulü-
gen.“ Dieser herbe Satz seines
schwäbischen Meisters nach
mehreren Wochen am Fließ-
band ist dem damals 34-jähri-
gen Priester nicht mehr aus
dem Kopf gegangen, mehr
noch: er ist ihm „fast zum Pro-
gramm geworden“ (S. 75).
Denn dieser Satz drückt ja
nicht nur die tiefe Entfrem-
dung von Arbeitswelt und
Kirche aus, deren Verkündi-
gung zudem als „von oben
herab“, ja als doppelbödig
empfunden wird; vielmehr
schwingt hier wohl noch der
Wunsch mit, ein Vertreter der
Kirche möge doch glaubwür-
dig und entschieden am Ort
der Arbeit das leben, woran
er glaubt.
„Bleibe hier und schaff mit
uns …“ Vor allem aber ist die-
ser Satz auch eine Anerken-
nung desjenigen, zu dem er
gesagt wird. Und genau so
wurde er dem jungen Be-
triebsseelsorger zum Leitmo-
tiv für seine Arbeit. Wie kaum

ein anderer ist er dabeigeblie-
ben als Repräsentant der Kir-
che in der Arbeitswelt. Hoch-
geschätzt hat er sie immer,
gerade die einfache Arbeit
und die Menschen, die sie ver-
richten. Und als Anlass zur
Gewissenserforschung hat er
den letzten Teil dieses Satzes
verstanden, nicht als verach-
tend, sondern als Wunsch
nach Authentizität: „Glauben
wir denn selbst, was wir ver-
künden? Und vor allem: Stim-
men denn Wort und Tat über -
ein?“ (S. 76)
„Was muss geschehen, um
jene mit der frohen Botschaft
zu erreichen, die es eigentlich
infolge ihrer Lebenssituation
am nötigsten hätten?“ (S. 85).
Diese Frage zieht sich wie ein
roter Faden durch Schobels
Biographie. Sei es, dass er als
Kaplan der „Christlichen Ar-
beiterjugend“ ((CAJ) seine
Stimme den fast rechtlosen
Lehrlingen und den damals
noch unter Drückeberger-Ver-
dacht stehenden Kriegsdienst-
verweigerern lieh oder später
als Betriebsseelsorger im Dia-
log mit den am Fließband
Schuftenden, mit den Arbeits-
losen und den Gemobbten
seine oft so bildreiche und er-
frischend deutliche Sprache
entwickelte.
Mit dem Leitbild einer ent-

gegengehenden Kirche im
Herzen und im Kopf erkennt
er sehr schnell, wo die „Dun-
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kelziffer“ der Kirche liegt – in
der fast gänzlich fehlenden ge-
sellschaftlichen Analyse. Am
Interessengegensatz Kapital
und Arbeit hat Schobel dann
gelernt, „stets die Machtfrage
im Werkzeugkasten mitzu-
führen: Wer steckt hinter ir-
gend einer Maßnahme, was
soll damit bezweckt werden?
Wem nützt, wem schadet sie?“
(S. 67). In der Reaktion auf
diese schlimmen Defizite und
gleichsam als hermeneuti-
sches Rüstzeug war Schobel
dann maßgeblich beteiligt an
der Ausarbeitung von „Leitli-
nien der Betriebsseelsorge“
mit jenen drei Dimensionen,
die heute noch deren theolo-
gische Plattform darstellen:
Solidarität, Prophetie und
Mission.
Kirche hat die Solidarität

Gottes zu bezeugen, der sie
sich selbst verdankt. „Der
Gott der Juden und Christen
verbündet sich mit seinem ge-
knechteten Volk. Er duldet
nicht, dass sein Volk in der Ar-
beitssklaverei zerrieben wird,
er inszeniert den Exodus, das
Werk der Befreiung. Gott
selbst begleitet sein Volk auf
dem mühseligen Gang durch
die Wüste“ (S. 85). Die Paral-
lelen zur Arbeitswelt von
heute drängen sich geradezu
auf. Die „Gefahr einer neuen
Versklavung … ist schon Rea-
lität“ und zwar in vielen Be-
reichen der „abhängigen Er-
werbsarbeit“ mit ihren „aufge-
zwungenen Bedingungen so

sehr, dass immer mehr Le-
benssubstanz auf der Strecke
bleibt“. Und „erst recht wer-
den die Arbeitslosen gebeugt
und über die neuen ‚Reform-
gesetze‘ gedemütigt“ (ebd.).
In der Nachfolge dessen, der
sich selbst entäußerte und
Knechtsgestalt annahm (Phil.
2,7) – als Höhepunkt der Soli-
darität Gottes – kann es keine
Christusnachfolge geben
„ohne die Einlassung in die
Knechtsgestalten der jeweili-
gen Zeit. An diesem Punkt
hat die Christenheit versagt
… daher ist uns die Arbeiter-
schaft fremd geworden oder
geblieben“ (S. 86).
Glaubwürdige Prophetie

wird sich heute am real exi-
stierenden Kapitalismus ent-
zünden. Es darf nicht sein,
„dass Wirtschaft ihre Ziele auf
ein einziges eindampft, näm-
lich die Kapitalrendite“, es
darf nicht sein, „dass Kapital
die Arbeit instrumentalisiert
und ihr die Bedingungen dik-
tiert“. Heute geht es in öku-
menischer Verantwortung
darum, „diesen ‚Roten Faden‘
der Kapitalismuskritik wie-
der aufzugreifen und weiter-
zuspinnen“ (S. 86).
Im Anschluss an seinen

theologischen Lehrer Karl
Rahner versteht Schobel Mis-
sion als Interpretation und
Zeugnis des Glaubens in der
Nachfolge der „missio Dei“.
Entsprechend müssen Be-
triebsseelsorger „Christus gar
nicht in die Betriebe bringen,
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denn er „ist längst vor ihnen
da“ (S. 87). So kann Schobel
kühn formulieren: „Für mich
als Christ ist einer, wenn ich
ihn ‚jesusmäßig‘ erwische im
Einsatz für Gerechtigkeit, in
seinem solidarischen selbstlo-
sen Handeln, in seiner Liebe
zu den Menschen, natürlich
Jesus sehr nahe. Das darf er
auch wissen.“ (ebd.)
Der Tatsache, dass für Paul

Schobel „Betriebsseelsorge nur
ökumenisch glaubwürdig ist“
(S. 7), wird Rechnung getragen
indem als Interviewpartner
hier sein Kollege Hartmut
Zweigle von der Evangeli-
schen Betriebsseelsorge fun-
giert. Die große Resonanz, wel-
che Schobel im Laufe der Zeit
gefunden hat, wird deutlich in
den aufgenommenen Sekun-
därtexten von Walter Riester
etwa, von Franz Steinkühler
und Oswald von Nell-Breu-
ning SJ. Auch hierbei wird
Schobels Ansatz von Sozial-
lehre gewürdigt, den er in sei-
ner bildhaft klaren Sprache ein-
mal so auf den Punkt gebracht
hat: „Mittelalterliche Markt-
plätze sind in der Regel von
Kirche und Rathaus umgeben.
Der Markt bedarf also der stän-
digen Beobachtung durch
Ethik und Politik“ (S. 123).
Schließlich hat Friedhelm

Hengsbach SJ ein besonders
„schönes“ Nachwort beigesteu-
ert. „Christliche Prophetie“
nennt er die Betriebsseels-
orge: „Die Zeichen der Zeit
werden im Licht des Evange-
liums gedeutet“, wenn sie
„den unsichtbaren Glauben an
Gott anschaulich werden lässt
im sichtbaren Engagement
für soziale Gerechtigkeit und
gegen ungerechte Machtver-
hältnisse“ (S. 136).
Ja mehr noch: Hengsbach

weist auf die Würzburger Syn-
ode in den siebziger Jahren hin,
welche die Ergebnisse des
Zweiten Vatikanischen Konzils
für den deutschen Bereich re-
zipierte. In dem dortigen Be-
schluss „Kirche und Arbeiter-
schaft“ wird das Engagement
der Betriebsseelsorge ausdrück-
lich ein „Akt der Wiedergutma-
chung genannt – für das Un-
recht, das die katholischen
Bischöfe im vergangenen Jahr-
hundert den Arbeitern zuge-
fügt haben“ (S. 139) … Wieder-
gutmachung und praktisch-
solidarische Prophetie – damit
schließt sich der Kreis für den
Auftrag der Betriebsseelsorge
als eine christliche Basisge-
meinde am Ort und in der Zeit.
Paul Schobel hat diesen Auf-
trag authentisch und überzeu-
gend gelebt.
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Johannes Rehm/Joachim Twis-
selmann (Hrsg.): Kirche, wo bist
du? Die gesellschaftliche Verant-
wortung der Kirchen im Dialog
(Das Sozialpolitische Gespräch
1), Mabase-Verlag Nürnberg
2007, 187 S., 15,80 €.

Von Wieland Zademach 

Im Tagungszentrum Bad Alex-
andersbad (früher Volkshoch-
schule) finden seit vielen Jah-
ren „Sozialpolitische Gesprä-
che“ statt in Kooperation mit
dem Kirchlichen Dienst in der
Arbeitswelt (kda) und der Ak-
tionsgemeinschaft für Arbeit-
nehmerfragen (afa). Dieses ge-
meinsame Forum will
Anliegen des sozialen Prote-
stantismus innerhalb der Kir-
che zur Sprache bringen. Der
hier vorliegende Sammel-
band macht Alexandersbader
Referate erstmals einer breite-
ren Öffentlichkeit zugänglich;
er will das Gespräch in den
Gemeinden ebenso anregen
wie auch „über die Kirche hin-
aus der Stimme der Kirche zu
Problemen der Zeit Gehör ver-
schaffen“ (S. 8).
In den hier versammelten

Beiträgen werden sozialethi-
sche Herausforderungen im
Gefolge ökonomischer Ten-
denzen der Globalisierung
thematisiert. Einleitend inter-
pretiert Christian Nürnberger
in seinem pointierten Sprach-
stil die sozialethische Dimen-

sion der biblischen Tradition:
„Es geht um den Aufbau einer
neuen Weltordnung, nicht
um die Befriedigung religiö-
ser Gefühlchen, kultureller Be-
dürfnisse oder ästhetischer
Ansprüche blasiert-intellektu-
eller Traditionalisten“ (S. 26).
Die Reich-Gottes-Botschaft
Jesu als Proklamation einer
göttlichen Sozialordnung
habe die Kirche zunächst in
den eigenen Reihen zu ver-
wirklichen, quasi als „Oase“,
in welcher „die Gesetze der
Welt ausgehebelt werden“
(S. 37). Dieses Bild ergänzend,
versteht der Leiter des kda
der Bayr. Landeskirche Johan-
nes Rehm gut lutherisch den
Glauben in der Spannung zwi-
schen der irrigen Hoffnung,
wir könnten alle „Ungerech-
tigkeiten dieser Welt selber be-
seitigen“, und dem Vertrauen
auf Gottes Handeln, das uns
ermutigt zum Engagement
für ein „gerechtes und friedli-
ches Miteinander der Men-
schen“ (S. 171). Unter dieser
Prämisse ist das Gespräch zu
suchen mit den verschiede-
nen gesellschaftlichen Interes-
sengruppen.
Hans-Gerhard Koch fragt in

seinem Beitrag besorgt, ob die
1997 in dem gemeinsamen So-
zialwort der Kirchen beschwo-
rene „Zukunft in Solidarität
und Gerechtigkeit“ nicht be-
reits wieder Vergangenheit ist.
So habe sich die röm.-kath.
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Kirche mit ihrem Papier „Das
Soziale neu denken“ von 2003
von den seinerzeitigen ge-
meinsamen Positionen fak-
tisch verabschiedet, indem die
Akzente von der „Verteilungs-
gerechtigkeit zur Chancenge-
rechtigkeit“ verschoben wur-
den (S. 140). Hingegen habe
die EKD in der Denkschrift
von 2006 „Gerechte Teilhabe –
Befähigung zur Eigenverant-
wortung und Solidarität“ der
„Versuchung zum Umbiegen
und Umdeuten des Gerechtig-
keitsbegriffs“ widerstanden
(S. 143), indem sie mit dem Be-
griff Beteiligungsgerechtigkeit
der Sache nach Verteilungs-
und Befähigungsgerechtigkeit
miteinander verbunden habe.
Offensichtlich fehlt es aber
auch innerhalb der EKD am
Mut zur theologischen Ausein-
andersetzung mit dem Neoli-
beralismus: Während der Lu-
therische Weltbund in einer
Erklärung von Ottawa 2004
den Glauben an die Selbstre-
gulierung des Marktes als
„Götzendienst“ gebrandmarkt
hat, ist der betreffende Satz in
der deutschen Übersetzung
„vorsichtshalber weggelassen
worden“ (a.a.O.). Immerhin
hat die Evangelisch-Methodi-
stische Kirche in ihrem Papier
„Zur aktuellen sozialen Lage
in Deutschland“ von 2005
diese theologische Auseinan-
dersetzung pointiert aufge-
nommen. 
Ansätze zur nötigen Ausein-

andersetzung finden sich in ei-

nigen der folgenden Beiträge
dieses Sammelbandes, auf die
wenigstens stichwortartig
noch hingewiesen werden soll.
So stellt etwa der Präsident
der Bayerischen Diakonie Lud-
wig Markert der Sozialpolitik
der vergangenen Jahre, die
häufig dem „Diktat der Wirt-
schaft“ gefolgt sei, eine „Ethik
der Partizipation“ entgegen,
die durch die kirchliche Diako-
nie allerdings konkret vorzule-
ben sei (S. 60ff.). Heinrich Bed-
ford-Strohm fragt, ob und wie
sich doch noch die „vollstän-
dige Ökonomisierung aller Le-
bensbereiche verhindern“
lasse (S. 64ff.); anhand von
sechs Thesen skizziert er „Stra-
tegien gegen die Dominanz
der Ökonomie“ (S. 81ff.), die
eine breite Diskussion verdie-
nen. Bei ihrer Untersuchung
der Sozialstaatsreformen der
vergangenen Jahre findet Clau-
dia Wiesner positive Einschät-
zungen einzig für die Famili-
enpolitik. Hingegen hat die
Arbeitsmarktpolitik „die so-
ziale Rutschbahn nach unten
verkürzt“ (S. 111), was der all-
gemeinen Tendenz entspricht,
„mehr Ungleichheit als früher
zuzulassen“ (S. 112). Eine kri-
tische Analyse des Begriffs Glo-
balisierung steuert Martin Be-
cher bei und schaut dabei auf
die „Auswirkungen eines ver-
kürzten ökonomischen Den-
kens auf Politik und Gesell-
schaft“ (S. 155). Insbesondere
die „Verunglimpfung demo-
kratischer Willensbildungspro-
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zesse“ als zu langwierig und
inflexibel durch Teile der Wirt-
schaft wird hier einmal deut-
lich benannt: „Die Reduktion
von Politik auf einen mög-
lichst reibungslosen, flexiblen
und schnellen Erfüllungsgehil-
fen zur Herstellung optimaler
‚Standortfaktoren‘ wird einer
hochkomplexen Gesellschaft
und einem international einge-
bundenen Staatswesens in kei-
ner Form gerecht“ (S. 160).

Insgesamt ein knappes, gut
lesbares Kompendium aktuel-
ler sozialpolitischer Fragestel-
lungen mit plausiblen und
überzeugenden Kriterien sozi-
alethischen Urteilens und
Handelns, das hervorragend
geeignet ist als Grundlage für
Diskussionen in Gemeinde-
gruppen, Erwachsenenbil-
dungsveranstaltungen und
überall da, wo Politikverdros-
senheit noch nicht um sich ge-
griffen hat.
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100.000 Flüchtlinge in Ost-
Kongo durch FDLR-Rebellen
Vertreibung, Vergewaltigungen,
Tötungen und humanitäre Krise
als Folge der gemeinsamen Mi-
litär-Aktion „Umoja Wetu“ von
ruandischem und kongolesischem
Militär gegen FDLR.

Seit der gemeinsamen Militär-
Aktion von Ruanda und der
Demokratischen Republik
Kongo sind im Osten des Lan-
des 250.000 Menschen vor den
Racheakten der angegriffenen
Rebellengruppe FDLR geflo-
hen, ca. 100 Menschen wurden
getötet, ungezählte Frauen
und Mädchen vergewaltigt
und bis zu 1000 Häuser zer-
stört. Die UN Blauhelm-Mis-
sion MONUC kommt ihrem
Schutzauftrag nicht ausrei-
chend nach, humanitäre Orga-

nisationen haben kaum Zu-
gang zu den Opfern und Ver-
triebenen.
Das Ökumenische Netz

Zentralafrika mit seinen Mit-
gliedsorganisationen Mise-
reor, Brot für die Welt, Pax
Christi, VEM und Diakonie
fordert daher die Bundesregie-
rung, und insbesondere Bun-
desminister Frank Walter
Steinmeier und das Auswär-
tige Amt, dringend dazu auf:
– Die Mission „Umoja Wetu“
neu zu bewerten. Eine
Annäherung zwischen
Ruanda und der DR Kongo
sollte sich auf der Ebene bi-
lateraler Gespräche, durch
Kooperationsabkommen
und den Ausbau gemeinsa-
mer Wirtschaftsbeziehungen
ausdrücken. Das Auswär-
tige Amt möge seine Ein-
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fluss auf die kongolesische
Regierung geltend machen,
die mit ihrer Armee FARDC
und der MONUC den
Schutz der Bevölkerung vor
der FDLR gewährleisten
muss. Die Demobilisierungs-
angebote für die FDLR müs-
sen noch attraktiver gestaltet
und umfangreicher werden.

– Die MONUC hat die Auf-
gabe, der Bevölkerung
Schutz zu gewähren und
sie vor den Härten des Krie-
ges zu bewahren, ohne
selbst zu einer eigenen Kon-
fliktpartei zu werden. Wir
halten eine Stärkung der
MONUC auch weiterhin
für einen Schlüssel zur Kon-
fliktlösung im Kivu. Die im
Rahmen der Vereinten Na-
tionen im Dezember be-
schlossene Aufstockung der
MONUC um weitere 3.000
Blauhelmsoldaten muss
endlich in die Tat umgesetzt
werden. Das Auswärtige
Amt möge seinen Einfluss
geltend machen, um die
Ausstattung der MONUC
mit der nötigen personellen
und materiellen Kapazität
zügig voran zu treiben.

– Parallel dazu möchten wir
eine Aufstockung des zivi-
len deutschen Personals im
Bereich Sicherheitssektor-Re-
form im Rahmen der
MONUC/EuPol und EuSec
anregen. Die deutsche Un-
terstützung der MONUC
beim Wiederaufbau des
Flughafens von Goma ist als

Beitrag zur Friedenssiche-
rung in der Kivu-Region
nicht ausreichend. Es fehlt
vor allem an Experten bei
der Bekämpfung von Kor-
ruption und Missmanage-
ment in den Sicherheitsorga-
nen, mit denen Deutschland
einen wichtigen Beitrag lei-
sten könnte.

– Ein weiteres wichtiges Ele-
ment zur Friedenssicherung
in der Kivuregion wäre
auch die Einleitung rascher
juristischer Schritte gegen
den Präsidenten der FDLR,
Ignace Murwanashyaka,
der offen von Mannheim
aus die politischen und stra-
tegischen Angelegenheiten
der FDLR dirigiert, sowie
gegen seinen Stellvertreter
Straton Musoni.

– „D ie  Bundes repub l i k
Deutschland pflegt im
Zuge der Entwicklungs-Zu-
sammenarbeit, aber auch
im Rahmen der EU und
durch ihren Beitrag zur
MONUC eine enge diplo-
matische und politische Be-
ziehung zur DR Kongo. Es
ist daher von besonderer Be-
deutung, dass die Bundes-
regierung auf allen Ebenen
Einfluss auf die Regierung
der DR Kongo nimmt, um
die Zuspitzung der huma-
nitären Krise im Osten des
Kongo einzugrenzen.“

Dr. Ilona Auer-Frege, Ökumeni-
sches Netz Zentralafrika, Chaus-
seestr. 12, 10115 Berlin
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Von Norbert Voß

Der evangelische Kirchentag
war wieder einmal ein großar-
tiges Erlebnis. Solch eine
große Menge von Leuten zu
erleben, die friedlich und
freundlich, ja sogar fürsorg-
lich miteinander umgehen, ist
ein Geschenk Gottes. Ich habe
den Kirchentag ja nur in ge-
ringen Teilen als Teilnehmen-
der erlebt, das ist dieses Jahr
etwas zu kurz gekommen.
Das Feierabendmahl am Frei-
tag hat mir sehr gefehlt. Der
Termin kollidierte mit unse-
rem BRSD-Treffen. Durch die
Verteilung des Kirchentages
auf viele Standorte mit zwei
Schwerpunkten, nämlich in
der Innenstadt auf dem Mes-
segelände und in der Übersee-
stadt, war es ein Kirchentag
des Fahrens. Das Verkehrssys -
tem war an der Grenze,
manchmal sogar darüber hin-
aus belastet. Bahnen und
Busse waren ständig überfüllt
und brauchten denn auch
ihre Zeit von der Übersee-
stadt in die Innenstadt. Wollte
man eine Veranstaltung am je-
weils anderen Ort besuchen,
so war eine Stunde für Fahr-
zeiten einzuplanen. Viele Ver-
anstaltungen fanden auch in
den Gemeinden statt, was
wiederum Fahrzeiten verur-

sachte. Die Orte waren in Bre-
men, Bremerhaven und dem
Umland verteilt.
Auch der „Markt der Mög-

lichkeiten“ war auf die beiden
Hauptstandorte verteilt. Da-
durch wurde der Teil in der
Überseestadt etwas weniger
stark besucht als der in der In-
nenstadt. Vielleicht kam die
thematische Verteilung auf
die beiden Standorte noch
hinzu. Unser Stand lag relativ
günstig gegenüber einem
Quergang. Die Nachbarschaft
war sehr interessant: Links ne-
ben uns befand sich der Be-
reich der CDU und CSU, im
Gang gegenüber war „DIE
LINKE“ mitsamt der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung vertreten,
nur wenige Meter entfernt be-
fanden sich auch die Stände
der SPD und der Friedrich-
Ebert-Stiftung. 
Die Gestaltung unseres

Standes entwickelte sich gut,
unsere nostalgisch wirkende
Fahne war ein Blickfänger, ge-
nauso wie das wohl einzige
Bild von Karl Marx auf dem
Kirchentag. Dieses regte so-
gar den Weser-Kurier zu der
Artikelüberschrift  „… und
Karl Marx ist auch da“ für
den Bericht über den Markt
der Möglichkeiten an. Ein kur-
zer Abschnitt über das Inter-
view mit Reinhard Gaede

Bundesnachrichten
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steht auch in dem Artikel.
Kaum ein anderer Verein aus
dem Markt hat solch eine Pres-
sewirkung erzielt. Hier das Zi-
tat aus dem Artikel: „Karl
Marx ist auch da. Sein Konter-
fei hängt beim Bund der reli-
giösen Sozialisten, kein
Scherz. „Uns gibt es seit 90
Jahren“, erklärt Reinhard Gae -
de. Der pensionierte Pastor
aus Herford ist wie beseelt
von seiner Botschaft, einen
freiheitlichen und demokrati-
schen Sozialismus mit den
Grundprinzipien der christli-
chen Glaubenslehre zu verei-
nen. Den Satz von Marx, Reli-
gion sei Opium für das Volk,
kennt der 66-jährige natürlich
und hat sofort eine Antwort
parat: „Wir verwenden den
Marxismus als Erklärung wirt-
schaftlicher Zusammenhänge
und nicht als allumfassende
Ideologie.“
Viele gute Gespräche haben

wir an unserem Stand geführt,
sowohl untereinander als
auch mit vielen Menschen,
die unseren Stand besucht ha-

ben. Wir konn-
ten kontro-
vers diskutie-
ren und auch
Menschen auf
die Vereinbar-
keit des christ-
lichen Glau-
bens mit dem
Sozialismus
v e rw e i s e n .
Ü b e r z e u -
gungsarbeit

am Stand ist natürlich schwer,
weil die Zeit oft zu kurz ist.
Mir fiel auf, dass einige junge
Menschen unter den Interes-
sentInnen waren. Die persön-
liche Ansprache auf solch ei-
ner Veranstaltung bringt
schon einiges. Manche Men-
schen waren über die Website
auf uns gestoßen und sind
dann gezielt an den Stand ge-
kommen. Unsere geplante
Mitgliederversammlung ha-
ben wir dann als einfaches
Treffen durchgeführt, weil
eine fristgemäße Einladung
nicht mehr erfolgen konnte.
Dort traf sich dann das Stand-
Team und konnte in guter
Amosphäre über die Ge-
spräche am Stand reflektieren. 
Neben der Tätigkeit am

Stand habe ich als Helfer in
der Fahrbereitschaft des 
Kirchentages mitgearbeitet.
Es war jetzt das zweite Mal,
in Köln war ich auch dabei.
Die Helfertätigkeit ist ein
ganz besonderes Erlebnis.
Man lernt den Kirchentag
auch einmal von ganz ande-
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ren Seiten kennen und
kommt an Orte und in Berei-
che, die den normalen Teilneh-
merInnen verschlossen blei-
ben. Die Solidarität unter den
HelferInnen ist groß, Freund-
schaften entstehen und 
gute Gespräche werden ge-
führt. Besonders schön ist der
große Anteil junger Men-
schen bei den HelferInnen,
meist sind es PfadfinderInnen
in Kluft.
Ein besonderer Höhepunkt

für mich persönlich sind die
Abend- und Nachtandachten
jeden Tag. Meist gehe ich zu
den CPD-Pfadfindern, die ein 
großes Zelt auf dem Gelände
aufgebaut hatten. Dort bin ich
seit dem Kirchentag in Han-
nover immer wieder, denn
die Andachten mit Singen
und gemeinsamem Gebet

sind wunderbar schlicht und
geben mir viel. Es ist eine
schöne Art, mit Gott ins Ge-
spräch zu kommen.
Der Kirchentag bestärkt

mich in meinem Glauben. Er
zeigt mir jedes Mal wieder,
dass eine solidarische Gemein-
schaft mit christlicher Grund-
lage sehr gut möglich ist. Er
gibt Kraft für die Zeit zwi-
schen den Kirchentagen. Und
er motoviert auch für die Ar-
beit in unserem Bund, denn
es ist sehr schön, die Men-
schen unseres Bundes auch
persönlicher kennen zu ler-
nen und mehr Zeit miteinan-
der zu verbringen. Jetzt freue
ich mich auf die Klausur un-
serer „Gruppe Rheinland“ im
Oktober und die Mitglieder-
versammlung des BRSD, die
für November geplant ist.

Von der Redaktion

Jahrgang 1956, Kommunikati-
onstrainer aus Rösrath, arbeitet
hauptsächlich für Gewerkschaf-
ten und im linken politischen
Spektrum. Der engagierte evan-
gelische Christ und Sozialist ist
seit 2007 Mitglied des Bundes
der religiösen Sozialistinnen
und Sozialisten. Er arbeitet seit-
dem in der Gruppe Rheinland
mit. Sein Schwerpunkt liegt bei
den Planungen von Veranstal-
tungen in Zusammenarbeit mit
Bildungsträgern und Gewerk-

schaften. In Köln konzipiert er
auch mit Kolleginnen und Kol-
legen politische Seminare für
ver.di und gibt Seminare für Be-
triebsrätinnen und Betriebsräte.
„Durch die Inernetseite www.
brsd.de habe ich den Bund ken-
nengelernt“ erzählt N. Voß.
„Und auf dem Kirchentag in
Köln habe ich dann Menschen
aus dem Bund kennen und
schätzen gelernt. Besonders ge-
fällt mir der wertschätzende
Umgang miteinander und die
gute und konstruktive Zusam-
menarbeit.“

Über Norbert Voß
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Norbert Voß interessiert sich
seit seiner Jugend für politi-
sche Themen, hat in den sieb-
ziger Jahren des vorigen Jahr-
hunderts ein  freies und
selbstverwaltetes Jugendzen-
trum mit gegründet, später in
Köln Sozialarbeit studiert und
ist während seiner Arbeit bei
der Deutschen Bundespost Ge-
werkschaftsmitglied gewor-
den. „Meine Heimat sehe ich
in der Gewerkschaft, hier habe
ich den Sozialismus besser ken-
nen gelernt und zur Grund-
lage meines politischen Han-
dels gemacht“ berichtet N.
Voß. Seit den neunziger Jahren
ist er vor Ort politisch enga-
giert und hat in den letzten Jah-
ren den Weg hin zur Partei
„Die Linke“ gefunden. „Christ
und Sozialist zu sein, ist für
mich die logische Konsequenz
auch aus meinem Bibelstu-
dium und dem Studium der
Schriften von Karl Marx. Des-
wegen war es für mich auch

selbstverständlich, dem Bund
religiöser Sozialistinnen und
Sozialisten beizutreten“ er-
klärt er. Auch die Biographie
des roten Pfarrers Georg Fritze

hat ihn stark beeindruckt, da
sie ihm neue Wege zur Kölner
Geschichte geöffnet und inter-
essante Einblicke in das evan-
gelische Leben zur Nazizeit er-
möglicht hat. „Heute sehe ich
meine Heimatstadt mit ande-
ren Augen“, merkt N. Voß an
und fühlt sich in seinen Ansich-
ten durch die Leitgedanken
der Religiösen Sozialisten in
Köln um Georg Fritze be-
stätigt.

Norbert Voß



Bilder-, Foto- und Autorennachweis

CuS 4/08 75CuS 2–3/07 75CuS 1/07 75

SO
Z

IA
LI

ST
SO

Z
IA

LI
ST

IN
C

H
R

IS
T 

U
N

D
 

C
H

R
IS

TI
N

 U
N

D

CuS

Mitarbeit: CuS versucht eine Mischung
aus aktuellen politischen Ereignissen,
theologischer und politischer Diskus-
sion, Aktualisierung religiös-sozialisti-
scher Theologie und Politik, Aufarbei -
tung religiös-sozialistischer Geschichte
und von Beiträgen, die sich um die Ent-
wicklung einer Befreiungstheologie und
einer entsprechenden Praxis in und für
Europa bemühen. Wir freuen uns über
unverlangt eingesandte Manuskripte,
auch mit Bildern. (Allerdings können
wir dafür nicht haften.) Auch Texte, die
der Meinung der Redaktion nicht ent-
sprechen, aber für unsere Leserinnen
und Leser interessant sind, werden ver-
öffentlicht. Gleiches gilt für LeserInnen-
briefe. Wer regelmäßig geistesverwand-
te fremdsprachige Zeitschriften liest,
sollte uns dies mitteilen und uns Artikel
zur Übersetzung vorschlagen.

Artikel: Da die Redaktionsarbeit unent-
geltlich erfolgt, haben wir nur in Aus -
nahmen Zeit für das Eingeben von
Manuskripten. Wir bitten, uns Texte
folgendermaßen zuzusenden:
• Texte in einem der PC-/Mac-üblichen
Formate (RTF, TXT oder DOC) auf
CD oder per E-Mail. 

• Bilder bitte digital als JPG-, TIFF-,
EPS- oder PDF-Format mit mindes -
tens 300 dpi Auflösung. Keine Inter-
netbilder (!), da sie nicht den Anfor -
derungen des Digitaldrucks ent spre -
chen. Im Notfall als scanfähiges Foto
per Post.
Adresse: cus@brsd.de oder reinhard-
gaede@gmx.de, bzw. Reinhard
Gaede, Wiesestr. 65, 32052 Herford.

Sprache: Wir wünschen uns eine Spra-
che, die die weibliche und männliche
Form gleichermaßen berücksichtigt.

Endredaktion: Über einen Abdruck ent-
scheiden die MitarbeiterInnen der Re-
daktion. Ein Anspruch auf Veröffentli -
chung besteht nicht.
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CuS. Christ und Sozialist. Christin und Sozialistin. Kreuz und Rose
Blätter des Bundes der Religiösen Sozialistinnen und Sozialisten Deutschlands e.V./www.BRSD.de

Erscheint seit 1948 (vorher gab es bis zur Unterdrückung durch den Hitler-Faschismus:
Das Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes 1924–1933, das Rote Blatt der Katholischen
Sozialisten 1929–1930 und die Zeitschrift für Religion und Sozialismus 1929–1933).

Helmut Gollwitzer: Warum bin ich als Christ Sozialist? Warum wird ein Mensch Sozialist?
Ein Mensch wird Sozialist, weil er entweder durch die Schäden des gegenwärtigen Gesell -
schaftssystems selber schwer getroffen ist oder weil er sich mit diesen Betroffenen identifi -
ziert, aus moralischen Motiven oder aus rationaler Einsicht in die Dringlichkeit revolutionären
Veränderung oder aus beidem.
Ein Mensch wird Sozialist, wenn er die gesellschaftlichen Schäden nicht nur als Einzel -

phänomene erfährt oder beobachtet, sondern die Vordergrundsphänomene durchschaut
auf ihren Zusammenhang hin: den Zusammenhang, den sie untereinander haben und den
Zu sammenhang mit den Grundstrukturen der gegenwärtigen Gesellschaft, mit der in ihr
domi nierenden Produktionsweise.
Solche Vordergrundsphänomene waren schon seit dem Frühkapitalismus: Arbeitslosig -

keit, krasse Ungleichheit der Chancen und der Lebensverhältnisse, verheerende Wirkung
der kapitalistischen Krisen auf ungezählte Existenzen, Ökonomische Ursachen internationaler
Konflikte (Kriege), militärisch-industrieller Komplex (Rüstungsindustrie, Waffenhandel), Ver-
sklavung anderer Völker (Kolonialismus). – Hinzugekommen sind heute: Ressourcenvergeu-
dung, Un menschlichkeit der Städte, Landschaftszerstörung, Erhöhung der Produktivität
durch ver schärfte Zerstückelung und Mechanisierung der Arbeit (Taylorisierung) und der Ef-
fektivitätskontrolle, Wegrationalisierung von Arbeitsplätzen und Entqualifizierung der Arbeit
durch neue Technologie, Diskrepanz zwischen Befriedigung der Konsumbedürfnisse und
Frustrati on in den Lebensbedürfnissen, Kommerzialisierung der zwischenmenschlichen Be-
ziehungen und der Sexualität, Zerfall der Familie, Unterwerfung der Bürger unter bürokra-
tisch-technokratische Apparate.
Hinzu kommt, dass gleichzeitig mit der Befriedigung der materiellen Bedürfnisse der brei-

ten Masse in den Industriestaaten die materielle Verelendung der Mehrheit der
Weltbevölkerung ein in der Geschichte noch nie gesehenes Ausmaß erreicht hat. Die Frage
drängt sich auf, ob der Wohlstand hier und das Elend dort ursächlich zusammengehören wie
zwei Seiten dersel ben Medaille. (Auszug aus: Warum bin ich als Christ Sozialist?, CuS 1980)


